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Europa wird schon seit Jahrzehnten mit sinkenden Fertilitätsraten konfrontiert. Neben den 
damit verbundenen gesellschaftlichen Veränderungen, werden wirtschaftliche 
Herausforderungen mit den Jahren immer weiter zunehmen. So werden 
Finanzierungsschwierigkeiten der umlagefinanzierten Sozialversicherung, insbesondere des 
Rentensystems, und eine Verknappung des Arbeitsangebots erwartet.  
Sinkende Fertilitätsraten lassen sich weltweit in allen Industrienationen erkennen. Dennoch 
stellen sich auch hier Unterschiede dar. Europa weist Länder mit niedriger Fertilität auf, wie 
z.B. Frankreich, welches mit einer Fertilitätsrate in 2006 bei 2,0 nahe am Reproduktionsniveau 
liegt, und Länder mit sehr niedriger Fertilität, wie beispielsweise Spanien mit einer 
Geburtenrate von 1,38. Dies bedeutet, auch wenn in Europa insgesamt sämtliche Länder unter 
dem Reproduktionsniveau von 2,08 liegen, so lassen sich doch erhebliche Unterschiede 
erkennen. Was machen die Länder mit vergleichsweise hoher Fertilität anders als andere 
Länder? Welche Gründe gibt es, dass die Fertilität sich in Europa so unterschiedlich entwickelt? 
Auffällig ist, dass selbst innerhalb eines Landes große Unterschiede bestehen. Hank (2002) 
weist für Deutschland Geburtenraten auf Basis der Kreise aus und stellt fest, dass der Landkreis 
Cloppenburg mit einer TFR (Total Fertility Rate) von 1,9 im Jahr 2001 fast das 
bestandserhaltende Niveau erreicht hat, während die Stadt Heidelberg, im Gegensatz hierzu, 
nur eine Geburtenrate von 0,9 ausweisen kann. Schon an diesem Beispiel wird deutlich, wie 
sehr auch Differenzen innerhalb eines Landes zu beachten sind. Die Fertilitätsunterschiede 
zwischen einzelnen Regionen Deutschlands sind demnach größer, als zwischen einzelnen 
europäischen Staaten. Dies wirft die Frage auf, welche Gründe es geben kann, dass es zu 
diesen deutlichen Unterschieden auf sub-nationaler Ebene kommt. Neben dem 
zwischenstaatlichen Vergleich erscheint ein Vergleich zwischen den Regionen eines Landes 
jedenfalls sinnvoll. Dies auch deshalb, weil in föderalen Systemen Regionen die 
Rahmenbedingungen für die Familien(gründung) politisch mitgestalten. 
Ziel dieser Arbeit ist es einerseits einen Überblick über die Entwicklung der Fertilität in 
Österreich zu gewinnen, der über eine Gesamtbetrachtung hinaus geht und - erstmalig für 
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Österreich - auch kleinräumige Bereiche (Bundesländer, politische Bezirke) umfasst. Regionale 
Unterschiede in den Geburtenraten auf Ebene der politischen Bezirke sollen näher beleuchtet 
und deren Ursachen untersucht werden.  
Ziel ist es ferner, aufgrund vorhandener Theorien einen integrativen Ansatz zur Erklärung des 
generativen Verhaltens zu entwickeln, bei dem die wichtigsten Faktoren einfließen und mit 
dem Fertilitätsunterschiede in den politischen Bezirken, sowohl auf der Kontext- wie auch auf 
der Individualebene, erklärt werden können. Es stellt sich hierbei die Frage, ob Unterschiede 
zwischen den Geburtenraten auf Bezirksebene primär auf der Kontext- oder auf der 
Individualebene zu finden sind.  
In Kapitel zwei werden zunächst Theorien und Modelle zur Erklärung des generativen 
Verhaltens beschrieben. Kapitel drei gibt einen Literaturüberblick über regionale 
Fertilitätsunterschiede, die die Notwendigkeit einer regionalen Betrachtung deutlich machen 
sollen. Es werden anschließend die in der Einleitung angesprochenen regionalen Unterschiede 
näher beschrieben und es wird ein Überblick über aktuelle empirische Ergebnisse gegeben.  
Um einen ersten Einblick zu erhalten, gibt Kapitel vier einen Überblick über demografische 
Kennzahlen in Österreich und den Bundesländern. Hierbei werden die Bundesländer näher 
untersucht und Unterschiede zum österreichischen Durchschnitt heraus gearbeitet. Kapitel 
fünf stellt die Determinanten des generativen Verhaltens dar, die bereits im theoretischen Teil 
heraus gearbeitet wurden. Zum Abschluss des Kapitels erfolgt eine Übersicht über die 
Determinanten hinsichtlich ihres erwarteten Zusammenhangs zur Fertilität.  
Kapitel sechs geht zunächst auf die Variablenauswahl ein. Da es sich um eine Vielzahl von 
Variablen handelt, die zudem hoch aggregierte Daten sind, muss eine Auswahl getroffen 
werden. Grundlegend stellt sich die Frage, ob es bei der Forschungsfrage um die Beurteilung 
einzelner Variablen geht oder um das beste angepasste Modell. Da nach den Gründen für die 
regionalen Unterschiede im generativen Verhalten zwischen den Bezirken gesucht wird, fällt 
die Entscheidung zugunsten des besten Modells. In Kapitel sieben wird die Bedeutung der 
regionalen Abhängigkeiten beschrieben und das Spatial Lag und Spatial Error Modell 
vorgestellt. Kapitel acht stellt dann die Ergebnisse der empirischen Analysen dar, die mit einer 
Diskussion hierüber abschließt.  
Kapitel neun beginnt mit einer Einführung in das Mehrebenenmodell. Auch wenn der Bezirk, in 
dem man lebt, eine Person prägt und somit zumindest indirekt beeinflusst, so kann die 
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gesamte Individualebene nicht außer Betracht gelassen werden. Es wird somit ein logistisches 
Mehrebenenmodell (hierarchisch) vorgeschlagen. Dieses untersucht den Einfluss der 
Kontextebene (aggregierte Variablen der politischen Bezirke aus der Volkszählung 2001) und 
stellt diese in Verbindung zur Individualebene (Generations and Gender Survey 2008/2009, 
GGS).  
In Kapitel zehn wird der Versuch unternommen, aufgrund der vorhandenen Ergebnisse und 
auch anderer empirischer Befunde, politische Implikationen für die Familien- und Frauenpolitik 
abzuleiten. Kapitel elf schließt dann mit einem Fazit ab. 
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2. Theorien und Modelle zur Erklärung des generativen 
Verhaltens 
 
Die Theorien der Fertilität werden in dieser Arbeit  kurz angeschnitten, da zwar Hintergründe 
zu den sinkenden Fertilitätsraten beleuchtet werden sollen, für eine Bestimmung der 
Einflussfaktoren auf das generative Verhalten ist jedoch eine ausführliche Auseinandersetzung 
mit der Fertilitätstheorie nicht nötig. In dieser Arbeit geht nicht darum eine vollständige 
Übersicht über die herrschenden Fertilitätstheorien zu geben, vielmehr werden die Theorien 
herausgegriffen, die eine Grundlage zu den später beschriebenen Einflussfaktoren liefern.  
Es lässt sich feststellen, dass die Theorien zunächst sehr breit gefächert waren, der Fertilität an 
sich aber wenig Beachtung geschenkt wurde, vielmehr stand generell die Bevölkerung im 
Vordergrund. Die Fertilität wurde dann interessant für wissenschaftliche Untersuchungen, als 
es zu merklichen Rückgängen in den Geburtenraten kam.  
Bereits im frühen 19. Jahrhundert entwickelten einige Länder ein Interesse an der Familie und 
ihren Leistungen. Der Grund für diese Entwicklung war zunächst primär militärischer Natur. 
Insbesondere in Frankreich wurde schon früh auf einen deutlich beobachtbaren 
Geburtenrückgang reagiert, eine Zeit, in der die Frauen in anderen Ländern Europas noch bis 
zu vier Kinder im Durchschnitt zur Welt brachten. Die Befürchtungen der französischen 
Regierung waren, die Bevölkerung könne zu schnell und zu deutlich altern, woraus eine 
Erosion der wirtschaftlichen, politischen und militärischen Stärke des Landes resultieren könne 
(Bahle, 1995).  Dies kann als ein Grund gesehen werden, warum Frankreich mittlerweile eine 
(für europäische Verhältnisse) hohe Fertilität aufweisen kann. Familienpolitik in diesem Sinne 
findet man selbst heute in den meisten europäischen Ländern nur ansatzweise, vielmehr setzt 
man hier auf Armutsvermeidung. 
Untersuchungen zum generativen Verhalten wurden später immer enger, d.h. aus der 
Perspektive einzelner Disziplinen durchgeführt. Zwar kann keine der folgenden Theorien den 
Fertilitätsrückgang vollständig erklären, es soll aber versucht werden, einige Anhaltspunkte für 




2.1. Makro- und mikroökonomische Theorien 
 
Erste bevölkerungswissenschaftliche Überlegungen findet man schon bei Konfuzius, der 
feststellte, dass eine übermäßige Bevölkerung den Output für pro Arbeiter verringert und das 
Lebensniveau der Massen schmälert (Simon, 1998). Dies ist der erste Ansatz, die die 
Bevölkerung und die Wirtschaft in Verbindung bringt. Hintergründe oder Aussagen zur 
Fertilität findet man hingegen nicht.  
Ausgehend von diesen recht breit gefächerten Ansätzen, wurden die Theorien nun spezieller 
und man versuchte nun einen direkten kausalen Grund für das Sinken der Fertilität zu finden. 
Hierzu waren gerade Untersuchungen auf Haushalts- und Individualebene von Interesse.  
 
2.1.1. Der Fortpflanzungstrieb nach Malthus 
 
Die ersten wohlstandstheoretischen Ansätze zum generativen Verhalten findet man bei 
Malthus (1798). Ihm zufolge stellt Nahrung die notwendige Grundlage für das generative 
Verhalten dar, den Willen sich überhaupt zu vermehren, sieht er als gegeben an („natürlicher 
Fortpflanzungstriebe“). Er geht davon aus, dass die Bevölkerung immer schneller wächst als 
die Lebensmittel, es muss somit von außen zu sogenannten „checks“ kommen, damit das 
Gleichgewicht zwischen Nahrung und Bevölkerung wieder hergestellt werden kann. Positive 
„checks“ im Sinne von Enthaltsamkeit, Spätheirat und prohibitive Sexualpraktiken und 
negative „checks“ wie Krieg, Hunger und Seuchen, die zu einer höheren Sterblichkeit führen. 
Zur Herstellung des Gleichgewichts lässt sich folgender Mechanismus postulieren: Aus Löhnen, 
die oberhalb des Existenzminimums liegen, folgt eine erhöhte Heiratsneigung und somit eine 
Erhöhung der Fertilität. Diese wiederum erhöht auf lange Sicht das Arbeitsangebot und die 
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt. Hieraus resultiert eine Senkung des Reallohns, der 
wiederum eine tendenzielle Verelendung und somit eine geringere Heiratsneigung mit einer 
geringeren Fertilität zur Folge hat. Die Bevölkerung schwankt somit um ein Niveau, welches die 
unmittelbare Subsistenz der Bevölkerung gerade sichert (vgl. Hill/Kopp, 2006). Der bis dahin 
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angenommene Zusammenhang, dass bei steigendem Wohlstand auch die Fertilität steige, 
musste später aufgegeben werden, da zwar der Wohlstand im 19. Und 20. Jahrhundert enorm 
stieg, nicht jedoch die Geburten. Die These wurde von Malthus selbst verworfen und im Laufe 
der Zeit um geänderte Präferenzen für Kinder erweitert.  
Dass die Menschen heute nicht mehr einem „natürlichen Fortpflanzungstrieb“ unterliegen 
bzw. diesen besser kontrollieren können und sich bewusst gegen (mehrere) Kinder 
entscheiden, steht außer Frage. Selbst das Bevölkerungswachstum in Europa im 19. 
Jahrhundert war nicht eine Folge der Erhöhung der Geburtenrate, sondern ausschließlich  eine 
Senkung der Sterblichkeit (vgl. Birg, 1996, S. 51). 
 
2.1.2. Die Konkurrenz der Genüsse nach Brentano 
 
Brentano legt mit seiner Theorie die ersten Grundsteine für eine ökonomische Theorie der 
Fertilität (vgl. Kopp, 2002). Gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurde in Europa ein enormer 
Anstieg des Wohlstands, jedoch ein massiver Rückgang der Geburten festgestellt, so dass 
Malthus These verworfen wurde und die Theorie nach Brentano eine Antwort suchte. 
Brentano konstatiert, dass es keinen natürlichen Fortpflanzungstrieb gibt. Menschen erzeugen 
Kinder nicht, weil sie ihre Gattung erhalten wollen, vielmehr ist es „das Geschlechtsbedürfnis 
und die Kinderliebe“ die zu einer Zunahme der Bevölkerung führt (Brentano, 1909, siehe 
Hill/Kopp, 2006, S. 194). Fertilität wird erstmals als willentliche Entscheidung betrachtet.  
Brentano spricht von neuen Entwicklungen und Annehmlichkeiten, höherer Bildung, neuen 
Freuden und Genüssen, die sowohl Mann als auch Frau nicht mehr aufgeben wollen. Es stellt 
sich eine „Konkurrenz der Genüsse“ ein, bei der „das Haus“ – wie Brentano schreibt – das 
Nachsehen hat. Hinzu kommt eine Verfeinerung der Kinderliebe. Eltern wird bewusst, dass sie 
für das Wohlergehen der Kinder verantwortlich sind und dass die Möglichkeiten von 
beispielsweise höherer Bildung und den damit einhergehenden Kosten in großen Familien eher 
begrenzt sind. Wenigen Kindern wird ein größeres Erbe zuteil und sie können eine bessere 
Ausbildung erhalten.   
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2.1.3. Die Neue Haushaltsökonomie 
 
Gary S. Becker ist der erste Ökonom, der die Wirtschaftswissenschaften auf Themen 
ausdehnte, die bis dahin eher von der Soziologie dominiert wurden, wie beispielsweise 
Kriminalität, Heirat, Scheidung und eben die Fertilität. Becker selbst bezeichnet seinen Ansatz 
als „moderne ökonomische Fertilitätsanalyse“ (Becker, 1996, S. 138) und sieht sie als 
Erweiterung zur Theorie von Malthus. Malthus nahm an, dass sich die Anzahl der Kinder durch 
„die Leidenschaft zwischen den Geschlechtern bestimmt, die annähernd ihr gegenwärtiges 
Ausmaß behalten wird“ (Malthus, 1798, S. 8, siehe Becker, 1996). Es wird eine Nutzenfunktion 
zugrunde gelegt, bei der die Eltern ihren Nutzen im Hinblick auf ihre Kinder und andere Güter 
maximieren, ebenso wie eine Budgetbeschränkung, die somit den einfachen Schluss zulässt, 
dass bei steigendem (sinkendem) Einkommen die Fertilität steigt (sinkt), sofern Kinder ein 
normales und kein inferiores Gut sind .  
Neben einer Budgetbeschränkung, wird nun auch der Preis der Kinder zugrunde gelegt. Der 
Preis der Kinder beeinflusst somit auch die Nachfrage nach ihnen. Steigt er, wird die Nachfrage 
nach Kindern geringer und umgekehrt. Guger (2003) untersucht in seiner Analyse den Preis 
eines Kindes für Österreich. Hierbei lassen sich direkte und indirekten Kinderkosten 
unterscheiden: Mit den direkten Kinderkosten sind Ausgaben für Verbrauchsgüter gemeint, 
wie beispielsweise Kosten für Ernährung, Bekleidung, Wohnung. Als indirekte Kinderkosten 
versteht man die monetär bewertbare, zeitliche Inanspruchnahme der Eltern für die 
Betreuung ihrer Kinder. Kinderbetreuung konkurriert mit Erwerbsarbeit, anderer unbezahlter 
Arbeit und Freizeit. Bei Konkurrenz mit der Erwerbszeit entstehen indirekte Kinderkosten in 
Form einer Erwerbsminderung. Laut Guger (2003) betragen die direkten Kinderkosten in 
Österreich € 500 pro Kind und Monat, die indirekten Kinderkosten können sich - kumuliert bis 
zum 17. Lebensjahr des Kindes - auf € 220.000 belaufen.  
Becker selbst verweist auf einige Beispiele: Höhere Geburtenraten in ländlichen Gegenden 
lassen sich dadurch erklären, dass die Kosten für die Kinder hier geringer sind, z.B. durch 
günstigeren Wohnraum, familiären Zusammenhalt und somit Unterstützung bei der 
Betreuung. Oder auch die Zunahme der Fertilität in Schweden, wobei hier zur Abfederung der 
indirekten Kinderkosten die Kinderbetreuung stark subventioniert wird und die Eltern zudem 
eine Lohnfortzahlung erhalten (Becker, 1996). 
16 
Becker selbst kommt in seiner Argumentation zunächst ebenfalls zu dem Schluss, dass mit 
steigendem Einkommen auch die Nachfrage nach Kindern steigt. Da dies aber in der Realität 
nicht zu beobachten ist, führt er das (Nicht)Wissen über Verhütungsmittel und die 
ausgebliebene Kindersterblichkeit an. Später wendet er jedoch ein, dass das Wissen über 
Kontrazeptive wohl nicht das veränderte Geburtenverhalten erklären kann.  
Neben der Anzahl der Kinder (Quantität) bezieht sich Becker nun auf den Zusammenhang 
zwischen der Quantität und der Qualität von Kindern. Er geht davon aus, dass „alle Kinder von 
gleicher Qualität sind“ (Becker, 1996, S. 141), aber die Eltern unterschiedliche Ansprüche an 
ihre Kinder haben und somit auch unterschiedlich in sie investieren. Hiermit kann neben 
schulischer Bildung  und medizinischer Versorgung auch Liebe, Zuwendung und 
Aufmerksamkeit gemeint sein. Je höher also diese Anforderungen sind, desto aufwändiger und 
teurer wird ein Kind für seine Eltern. Dieses Zusammenspiel von Quantität und Qualität1 kann 
sich negativ auf die Fertilität auswirken. Auch wenn das Einkommen der Eltern steigt, so kann 
dies die Nachfrage nach Kindern senken, nämlich dann, wenn bei höherem Einkommen die 
Anforderungen an das Kind überproportional steigen. Neben den schulischen und 
medizinischen Ausgaben2 sind hiermit auch gesellschaftliche und kulturelle Aktivitäten (z.B. 
Klavierunterricht, pädagogisch wertvolles Spielzeug etc.) gemeint. In Folge dessen 
substituieren die Eltern die Quantität durch die Qualität, d.h., sie bekommen in Summe 
weniger Kinder, investieren dann aber mehr Geld, Zeit und Aufmerksamkeit.  
Neben den ökonomischen Faktoren, wie Budgetrestriktion und Kosten des Kindes, lässt Becker 
als einzige nicht-ökonomische Variablen die relativen Präferenzen für ein Kind gelten 
(„tastes“). Diese können beispielsweise durch Religion, Staatsangehörigkeit oder auch das 
Alter geprägt sein. „This framework permits, although it does not predict, fertility differences 
that are unrelated to economic factors‘“ (Becker, 1960, S. 211) 
Das Modell wurde später durch Willis (1973) mittels eine Zeitkomponente erweitert. Neben 
Opportunitätskosten des Einkommens führt dieser die Opportunitätskosten der Zeit an. Die 
Hauptbezugsperson für das Kind (im Allgemeinen die Mutter) hat somit die Wahl zwischen der 
Zeit für ihr Kind und der Zeit für die Ausübung ihres Jobs (Einkommenserzielung). Steigt nun 
das Einkommen, so werden die Opportunitätskosten höher und somit die Anzahl der Kinder 
                                                           
1
 Dieser Zusammenhang wurde bereits in der Wohlstandstheorie als Kinderliebe interpretiert.  
2
 die in Österreich verhältnismäßig gering sind, da sie über Steuermittel getragen werden; selbiges gilt 
für die medizinische Versorgung, die über Beiträge finanziert wird (im Vergleich z.B. zu den USA) 
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reduziert. Für Frauen mit höherer Bildung und somit höherem Einkommen werden die 
Opportunitätskosten entsprechend steigen. Zwar können mit höherem Einkommen 
grundlegend mehr Kinder versorgt werden – auch hinsichtlich der Qualität – jedoch ist 
empirisch belegt, dass bei höherem Einkommen die Zahl der Kinder sinkt, was eben auf 
gestiegene Opportunitätskosten hinweist.  
Diese ökonomische Fertilitätstheorie ist vielfach kritisiert worden. Hauptpunkte waren hierbei 
die rationale Entscheidung hinsichtlich eines Kindes und hier insbesondere die 
Nutzenmaximierung (vgl. Pollak/Watkins, 1993).  
Es lässt sich festhalten, dass Becker die Entscheidung für oder gegen ein Kind – auch aus 
heutiger Sicht – im Zusammenhang mit Konsumentscheidungen, den Kosten der 
Kindererziehung und als langfristige Investition betrachtet. Beckers Herangehensweise zum 
Thema Kind löst bei Vielen Empörung aus3. Allerdings darf nicht vergessen werden, dass für 
viele Fragen, die sich heute um das Thema „Kind ja oder nein, und wenn ja, wann“ ranken, 
Beckers Ansatz durchaus seine Berechtigung findet. Ein Paar, welches sich zunächst gegen ein 
Kind ausspricht, weil es lieber die Zweisamkeit genießen möchte, zudem anbringt keine Zeit für 
ein Kind zu haben und lieber die nächsten Urlaube auf Fernreisen verwenden möchte, macht 
nichts anderes, als dass es den Wert eines Kindes (sei es positiv oder negativ) dem anderer 
Güter gegenüberstellt. Das Kind hat hier, in diesem Beispiel, einen geringeren Wert, so dass 
die Entscheidung für das Konsumgut „Fernreise“ fällt. Auch der Faktor „Zeit“ ist heutzutage mit 
eines der wichtigsten Güter, welches Mann und Frau zur Verfügung steht. 
Bäcker et al (2008) beschreiben die Kosten für Kinder folgendermaßen: „Das soll nicht heißen, 
dass sich die Entscheidung der Menschen, Kinder zu  haben, nach Kosten-Nutzen-Kalkülen 
richtet. Aber zu beachten ist doch, dass es rein ökonomisch gesehen wenig attraktiv ist, 
Elternverantwortung zu übernehmen, da Kinder in vielfacher Hinsicht eine finanzielle und 
berufliche Belastung darstellen.“ (Bäcker et al, 2008, S. 278) 
 
                                                           
3
 Als Becker damals zum ersten Mal auf einer Konferenz seine Theorie präsentierte, verließen einige 
Zuhörer unter Protest den Raum (Becker, 1996) 
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2.2. Makro- und mikrosoziologische Theorien 
 
In diesem Kapitel werden Theorien angesprochen, die sich vornehmlich in der soziologischen 
Forschung widerfinden.  
 
2.2.1. Der sozioökonomische Ansatz nach Easterlin 
 
Der sozioökonomische Ansatz nach Easterlin (1969) hat grundlegend denselben Ansatz wie 
Becker, es werden jedoch soziologische Aspekte mit in die Betrachtung aufgenommen. 
Während Becker vom gegenwärtigen Einkommen ausgeht, postuliert Easterlin das zu 
erwartende Einkommen, aufgrund dessen Paare ihre Entscheidung für oder gegen ein Kind 
fällen. Er geht davon aus, dass die Kosten für Kinder grundlegend für alle Eltern gleich sind, 
jedoch sind deren Ausgaben für Kindererziehung aufgrund der Einkommenssituation und 
Geschmäcker unterschiedlich. Man kann somit sagen, dass die relativen Kosten für Kinder 
gleich sind.  
Den wohl wichtigsten Unterschied zwischen der new home economics und Easterlins Ansatz 
besteht in der Formulierung der Präferenzen. Während Becker annahm, dass sich diese 
aufgrund exogener Faktoren entwickeln und fix vorgegeben sind, geht Easterlin davon aus, 
dass diese sich im Zeitablauf entwickeln, von Individuum zu Individuum unterschiedlich sind 
(selbst bei derselben Ausganssituation) und sich durch bzw. mit der Familie oder Gruppe 
entwickeln. Diese Entwicklung der Präferenzen setzt bei der Geburt an und ist „moulded by 
heredity and past and current environment“ (Easterlin, 1969, S. 135). 
 
2.2.2. Biografische Theorie des generativen Verhaltens 
 
Nach Birg/Flöthmann/Reiter (1991) gibt es eine individuelle Biografie, die sich wiederum aus  
kleinen Teilbiografien zusammen setzt. Wichtigste Elemente sind hier die Wohn-, Erwerbs- und 
Reproduktions- bzw. Familienbiografie.  Diese Elemente wiederum setzen sich aus einzelnen 
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Grundbausteinen zusammen. Als Reproduktionsbiografie wird die Abfolge der biografischen 
Elemente Geburt, Heirat, Scheidung, Kindgeburt, Tod u.a. verstanden. Schon eine kleine 
Änderung dieser Grundbausteine kann eine massive Änderung der zukünftigen Lebenssituation 
bedeuten.  
Birg et al. (2006/2007) vermerken weiter, „dass das generative Verhalten in enger 
Wechselwirkung zu anderen biographisch relevanten Entscheidungen im Lebenslauf steht und 
nur im Zusammenhang mit den biographischen Ereignissen in der Sozialisationsbiographie, der 
Ausbildungsbiographie, der Erwerbsbiographie und der Wanderungsbiographie erklärt werden 
kann, wobei der regionale Lebensraum und die Herkunftsfamilie einen entscheidenden 
Einfluss ausüben“ (Birg et al., 2006/2007, S. 6). 
 
Kaum eine Entscheidung stellt eine so bedeutsame Einschränkung der weiteren Möglichkeiten 
dar wie die Familiengründung. „Die generative Entscheidung ist daher nicht nur eine 
Entscheidung für oder gegen ein Kind, sondern für oder gegen einen bestimmten Lebenslauf 
als Ganzes“ (Klein, 2006, S. 8). Sie kann nicht losgelöst von anderen gestaltbaren 
Handlungsoptionen betrachtet werden, sondern ist eingebunden in vielfältige 
Entscheidungsprozesse im Lebenslauf (vgl. Kopp, 2002). 
 
Um sich somit diesen Entscheidungsspielraum nicht nehmen zu lassen und unter der Prämisse, 
das weitere Möglichkeiten zur Verfügung stehen, tendiert der Mensch dazu die Entscheidung 
nach hinten zu verlagern, so dass aufgrund der mit dem Alter abnehmenden Fertilität zu einer 
Verringerung der Kinderanzahl kommt. Die Entscheidung für ein Kind hat einen langfristig 
festgelegten Charakter und das Risiko einer Fehlentscheidung soll somit minimiert werden.  
Birg betont insbesondere die biografischen Möglichkeiten für Frauen. So stellte die 
Bildungsexpansion der 60iger Jahre gerade für Frauen neue Möglichkeiten dar, sowohl 
beruflich als auch finanziell, so dass der sehr massive Einschnitt einer Familiengründung diese 
neu gewonnen Möglichkeiten wieder beschränkt hätte (vgl. Kopp, 2002).  
Kopp (2002) stellt fest, dass gerade für Frauen mit höherer Bildung und einer qualifizierten 
Berufsausbildung die Handlungsoptionen einen großen Spielraum haben. Gerade sie stehen 
vor der Wahl zwischen verschiedenen Biografieentwürfen und dementsprechend auch vor 
hohen Opportunitätskosten einer nicht genutzten Handlung.  
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2.2.3. Sozialpsychologische Theorien (VOC-Theorie) 
 
Hoffmann und Hoffmann entwickelten 1973 den „value of children approach“ (VOC), der als 
eine Reaktion auf die unzureichenden Erklärungen durch die Soziologie und der Ökonomie 
entstand (vgl. Busch/Nauck/Nave-Herz, 1999). Erstmals wurde ein Schema entwickelt, welches 
nationen- und auch kulturübergreifend die unterschiedlichen Fertilitätsraten erklären sollte. 
Dieser Ansatz soll sowohl soziologische als auch psychologische und ökonomische 
Einflussfaktoren enthalten um die Vor- und Nachteile von Kindern zu bestimmen (vgl. Cromm, 
1988). Hoffmann und Hoffmann stellen hierzu neun Kategorien auf, die den Wert der Kinder 
für ihre Eltern ermitteln sollen. Diese Kategorien lassen sich in drei grundlegende Dimensionen 
einteilen: 
1. ökonomisch-utilitaristischer Nutzen wie Beiträge zum Haushaltseinkommen oder 
Absicherung im Alter, 
2. psychischer Nutzen durch primäre Bindungen und Affekte, 
3. sozial-normativer Nutzen durch Statusgewinn oder die Weiterführung des Namens. 
 
Im Zuge des gesellschaftlichen Wandels ist jedoch anzunehmen, dass vor allem der 
ökonomisch-utilitaristische Nutzen deutlich zurück geht, der psychische und der sozial-
normative Nutzen weisen einen schnell sinkenden Grenzertrag auf, so dass sich bereits bei 
einer relativ kleinen Familie ein Optimum einstellt (vgl. Kopp, 2002). 
Hiermit liegt ein Versuch vor, einen komplexen Zusammenhang möglichst einfach in einem 
Modell darzustellen.  Dieser Ansatz ist weniger als Theorie zu sehen, er kann somit nicht als 
Kontrast zu anderen Theorien gesehen werden, da er wesentliche Komponenten anderer 
Theorien vereinigt und somit vielmehr ein interdisziplinär übergreifender Ansatz vorliegt 
(Busch/Nauck/Nave-Herz, 1999).  
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2.2.4. Präferenz Theorie nach Hakim 
 
Catherine Hakim beschreibt in ihrer Präferenz Theorie (Hakim, 2000) die Probleme, denen 
Frauen des 21. Jahrhundert ausgesetzt sind: Kind oder Karriere? Oder gar beides? Hakim 
versucht, sowohl die kulturellen, als auch die strukturellen Probleme aufzugreifen und 
formuliert diese als Entscheidungsproblem der Frauen. Die Präferenzen der Männer werden 
hier vernachlässigt: „the attitudes have an especially strong impact on women’s behaviour 
because women have genuine choices so make regarding employment versus home-making“ 
(Hakim, 2002, S. 432).  
Frauen aus Industrienationen haben sehr heterogene Präferenzen und um diesen heterogenen 
Präferenzen gerecht zu werden, bedürfte es einer unterschiedlichen Familienpolitik4. Hakim 
unterteilt die Frauen hinsichtlich ihrer Präferenzen in drei Gruppen: 
 
1. Familienorientierte Frauen sehen Kinder und Familie als absolute Priorität in ihrem 
Leben. Häufig dient eine vorangegangene Ausbildung dazu, die eigene Position auf 
dem Heiratsmarkt zu verbessern und/oder „kulturelles Kapital“ aufzubauen. Nach der 
Familiengründung bleiben diese Frauen so lange wie möglich zu Hause.  
Es ist davon auszugehen, dass eine Familienpolitik (hier gemeint als „Fertilitätspolitik“) 
eher einen geringen Einfluss auf die Geburtenneigung hat, da die Priorität für die 
Familie ohnehin sehr stark ist.  
2. Karriereorientierte Frauen andererseits, sehen ihre Priorität eindeutig im beruflichen 
Leben. Sie sind sehr gut ausgebildet und entscheiden sich eher kinderlos und/oder 
unverheiratet zu bleiben.  
Ebenso wie bei den familienorientierten Frauen hat auch hier die Familienpolitik kaum 
einen Einfluss. Ihre Präferenz liegt eindeutig im Beruf und ein Anreiz würde maximal 
in einer gut ausgebauten, schon sehr frühen externen Betreuung liegen, damit die 
Karriere weiter verfolgt werden kann.  
                                                           
4
 Auf die Frage, ob Familienpolitik überhaupt etwas bewirken kann, wird später eingegangen. 
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3. Adaptive Frauen hingegen haben keine eindeutige Präferenz. Sie möchten sowohl dem 
Arbeitsmarkt angehören, als auch eine Familie gründen. Sie sind es, die sich bei der 
Debatte um „Kind oder Karriere“ bzw. um Betreuungsmöglichkeiten stark engagieren, 
da genau sie hiervon betroffen sind. Frauen, die dieser Gruppe angehören, sehen eine 
Ausbildung als zukünftige Absicherung und bleiben nach der Geburt der Kinder 
entweder zu Hause oder gehen Teilzeit arbeiten.  
Von diesen Frauen sprechen die ForscherInnen, wenn es um eine homogene Gruppe 
und um die Adressaten der Familienpolitik geht. Eine Familienpolitik hat in dieser 
Gruppe den höchsten Einfluss. Diese Frauen sind  ambivalent und lassen sich somit in 
ihren Entscheidungen beeinflussen5.  
 
Zwar wird deutlich, dass eine Familienpolitik bei den familien- und karriereorientieren Frauen 
kaum  Einfluss hat, Hakim wirft jedoch die Frage auf, ob eine bis dato erfolgte Familienpolitik 
nicht dazu beiträgt, dass sich Frauen in einer der beiden Präferenzgruppen befinden, 
insbesondere dann, wenn die Familienpolitik eine der beiden Gruppen in den letzten Jahren 
favorisiert hat (Vitali et al, 2007).  
 
2.3.  Erster und zweiter demografischer Übergang 
 
Beim ersten und zweiten demografischen Übergang handelt es sich nicht um eine Theorie im 
eigentlichen Sinne, sondern vielmehr um eine ex-post Analyse, wie es zu diesen zwei 
signifikanten Rückgängen in den Geburtenraten kam; eine modellhafte Beschreibung der 
Veränderungen von Fertilität und Mortalität.  
Das Modell zum ersten demografischen Übergang geht von Thompson (1929) und Notestein 
(1945 und 1950) aus. Es ging vornehmlich darum, Gemeinsamkeiten in den Veränderungen zur 
Fertilität und Mortalität zu finden, die für alle Staaten beobachtet werden konnten. Zwar 
gingen diese Veränderungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten hervor, die Abläufe jedoch 
                                                           
5
 Auf die Frage, wie eine solche Familienpolitik aussehen sollte, wird am Ende der Arbeit eingegangen.  
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waren ähnlich. Diese Übergänge wurden dadurch charakterisiert, dass zunächst die vormals 
hohe Sterberate langsam sank, anschließend folgte zusätzlich ein Rückgang der Geburtenrate.  
Aus heutiger Sicht besteht der erste demografische Übergang aus fünf Phasen (vgl. Faulkner, 
2005).  
Phase eins wies hohe Geburtenraten und hohe Sterberaten auf. Die Lebenserwartung war 
gering, die Bevölkerung war somit im Gleichgewicht, sie wuchs – wenn überhaupt – nur 
langsam. Sterberaten änderten sich nahezu jährlich (z.B. durch Seuchen), die Geburtenraten 
waren auch deshalb so hoch, weil die Hälfte der Kinder nicht überlebte.  
Phase zwei wurde durch ein Sinken der Sterblichkeit eingeleitet, welches sich vornehmlich 
aufgrund des Einsatzes von Antibiotika und eine insgesamt bessere medizinische Versorgung 
ergab. Da die Geburtenraten zunächst weiterhin hoch blieben, begann die Bevölkerung stark 
zu wachsen.  
Für die Phase drei lässt sich feststellen, dass die Familien sich diesen neuen 
Lebensbedingungen anpassten und mit einer Beschränkung ihrer Kinderzahl reagierten. Die 
Geburtenraten begannen zu sinken, ebenso das Bevölkerungswachstum.  
Phase vier ist durch geringe Sterbe- und Geburtenraten gekennzeichnet. Notestein (1945) ging 
davon aus, dass sich zum Ende der Phase vier ein neues demografisches Gleichgewicht auf 
geringem Niveau einstellen würde.  
In Phase fünf sollten sich die geringen Sterbe- und Geburtenraten auf einem niedrigen Niveau 
eingependelt haben. Maximal die Fertilität unterliegt einer leichten Schwankung.  
Der demografische Übergang kann zeitlich nicht direkt fixiert werden und trat in einigen 
Ländern früher bzw. später ein. Beispielsweise in Frankreich und Ungarn begann das Sinken 
der Fertilität bereits im 18. Jahrhundert, noch vor der industriellen Revolution und der 
Entstehung von modernen Städten (Sharlin, 1986). In anderen Ländern hingegen trat der 
demografische Wandel erst wesentlich später ein.  
Hierin liegt der wesentliche Kritikpunkt: Es handelt sich nicht um eine Theorie sondern eine ex 
post Analyse, die zudem nur für einige Länder zutrifft. Sie ist in ihrer Herangehensweise sehr 
breit gefächert und bietet somit ein breites Spektrum für Zusammenhänge. Und genau hier 
liegen die Vorteile wie auch die Probleme (Livi-Bacci, 1999, S. 157). 
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Der zweite demografische Übergang (van de Kaa, 1987) versucht die Veränderungen in den 
Industrienationen – hier natürlich die stetig sinkenden Geburtenraten – gegen Mitte der 60iger 
Jahre einzufangen. Neben der Fertilität an sich, wird auch auf die veränderten Bedingungen 
insgesamt eingegangen. Hiermit ist insbesondere der Wertewandel gemeint (van de Kaa, 1987, 
S. 11): 
- Die Abkehr von der Ehe hin zu einem unverheirateten Zusammenleben 
- Der Übergang vom Kind als Mittelpunkt zum Paar als Mittelpunkt der Familie 
- Der Übergang von präventiver Verhütung zu einem selbstverwirklichten Leben 
- Der Wandel von der traditionellen zu einer pluralistischen Familie 
 
Es lässt sich feststellen, dass es sich hierbei um einen Prozess der Säkularisierung und 
Individualisierung handelt (Lesthaeghe/Surkyn, 1988). Mit schwindendem Einfluss der Kirche 
ging auch ein Wandel von Werten und Normen einher, so dass dem Individualismus mehr 
Raum geboten werden konnte. Dies betraf natürlich auch die Bestimmung des reproduktiven 
Verhaltens und der Familienstruktur.  
Van de Kaa (1987) ging zunächst davon aus, dass es sich hierbei um ein europäisches 
Phänomen handelte, korrigierte diese Aussage jedoch, da dieser Wertewandel sich auch in 
anderen Nationen (mit entsprechender zeitlicher Verzögerung) vollzog. Es stellt sich die Frage, 
warum überhaupt von einem zweiten demografischen Übergang gesprochen werden kann und 
warum nicht eine weitere Phase postuliert wurde. Van de Kaa begründet dies mit der 
Motivation zur Reduzierung der Fertilität: „Van de Kaa führt ins Feld, dass der Wandel seit den 
Sechzigerjahren durch die zitierte Zunahme individuellen Strebens nach größerer 
Handlungsautonomie und Selbstentfaltung, durch die Emanzipation der Frau und die 
verstärkte Bedeutung hedonistischer Wertorientierungen geprägt sei, während der erste 
demografische Übergang die Folge einer Anpassung familialen Verhaltens an die veränderten 
ökonomischen Rahmenbedingungen der Familie gewesen und eher als altruistische Wende 
nach Ablösung der traditionalen Gesellschaft anzusehen sei“ (Müller/Nauck/Diekmann, 2000, 
S. 371). In der Gesellschaft wurde zudem immer mehr Bedeutung auf Bildung gelegt, die 
ebenso dazu führte, dass sich die Präferenzen und Vorstellungen änderten. 
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2.4. Abschließende Betrachtung 
 
Kopp (2002) stellt fest, dass die theoretischen Ansätze eine erstaunliche Konsistenz aufweisen 
und es somit nicht wundert, dass eigentlich nur wenige Unterschiede zwischen den 
Wohlstandstheorien, der biografischen Theorie des generativen Verhaltens und der new home  
economics zu erkennen sind. Schon der Begriff „Kinderliebe“ von Brentano geht stark mit 
Beckers Interpretation zur „Qualität der Kinder“ einher. Die biografische Theorie der 
demografischen Reproduktion mit ihrer Wahl zwischen den verschiedenen Handlungsoptionen 
hingegen weist Gemeinsamkeiten mit der „Konkurrenz der Genüsse“ und dem Konzept der 
Opportunitätskosten auf. In neueren Arbeiten wird somit versucht, vorhandene Schwächen zu 
beseitigen und die empirische Nachweisbarkeit zu erhöhen.  
Keine Theorie ist in der Lage die Fertilität bzw. den Fertilitätsrückgang vollständig zu erklären. 
Diese Theorien sind häufig zu einer Zeit entstanden, in der es einen Rückgang in der Fertilität 
gab. Dies hatte unterschiedliche Gründe und auch wenn die Theorie in der Lage ist, das 
veränderte Geburtenverhalten zu erklären, so betonte sie zumeist nur die Gründe, die genau 
in diesem Zeitraum zur Senkung führten. 
 
Generatives Verhalten beruht auf menschlichen Entscheidungen, die von vielen, teilweise 
interagierenden Faktoren beeinflusst werden. Alle Theorien zur Ursachenforschung der 
(niedrigen) Fertilität haben die Einschränkung, dass sie lediglich eine Ebene zur Begründung 
heranziehen (z.B. Mikro- oder Makroebene), und ausschließlich dort ihre Begründung suchen. 
Auf der Makroebene bleiben individuelle Entscheidungen unberücksichtigt, während auf der 
Mikroebene strukturelle Rahmenbedingungen oder gesellschaftliche Normen und Werte 
fehlen. Individuen treffen Entscheidungen im mehrdimensionalen Raum und es ist somit von 
Bedeutung, die Einflussfaktoren auf generative Entscheidungen in einem Mehrebenenmodell 
zu spezifizieren. Vom wissenschaftlichen Standpunkt aus, wird die Mikro- bzw. Makroebene 
deshalb zugrunde gelegt, um das Forschungsfeld einzugrenzen, es hinsichtlich seiner 
Komplexität zu reduzieren und es somit „beforschbar“ zu machen (vgl. Rille-Pfeiffer, 2007, S. 
6). Allerdings können mit diesen Teilaspekten eben nur Teilergebnisse geliefert werden. Eine 
ausführliche Erklärung generativen Verhaltens muss somit ebenen- und disziplinübergreifend 
erfolgen, denn es herrscht kein einfaches Ursache-Wirkungs-Prinzip. 
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3. Regionale Fertilitätsunterschiede – ein Überblick 
 
An dieser Stelle soll zunächst eine kurze Einleitung in die Notwendigkeit der regionalen 
Betrachtung des generativen Verhaltens gegeben werden. Anschließend erfolgt ein Überblick 
über Arbeiten zu regionalen Fertilitätsunterschieden, aufgrund der kulturellen Nähe 
vornehmlich für Deutschland. Studien von Hank (z.B. Hank, 2002) lieferten erste Anhaltspunkte 
für die Beantwortung der Forschungsfrage dieser Arbeit. Die hier verwendeten Kennziffern 
sollen weiter unten – falls möglich - ebenfalls für die Politischen Bezirke Österreichs analysiert 
werden6.  
 
3.1. Warum wirken Regionen? 
 
Untersuchungen zu räumlichen Disparitäten im Allgemeinen findet man recht häufig, so 
beispielsweise in der Bildungsforschung oder bei Beiträgen zur Siedlungs- und Agrarsoziologie.  
Auch zum Thema Familie liegen einige Arbeiten vor. Das generative Verhalten ist in diesem 
Kontext jedoch selten diskutiert worden (vgl. hierzu Kopp, 2002, S. 140). Bertram (1995, S. 4) 
macht die Notwendigkeit regionaler Untersuchungen deutlich: „Während Jedermann heute in 
der empirischen Forschung akzeptiert, daß Entwicklungstendenzen in Schweden, Frankreich 
oder der Bundesrepublik möglicherweise unterschiedlich verlaufen und von da aus gesehen 
auch kulturvergleichende Studien erforderlich sind um unterschiedliche Entwicklungen zu 
analysieren, geht man in den nationalen Soziologien, aus Gründen die theoretisch nicht 
nachzuvollziehen sind, davon aus, daß innerhalb einer Nation Entwicklungstendenzen im 
Bereich der sozialen Differenzierung gleichförmig verlaufen“. 
Regionale Unterschiede ergeben sich durch strukturelle, insbesondere kulturelle Unterschiede, 
weshalb sie auch unter dem Begriff „Milieu“ definiert werden. Diesbezügliche Regionen 
unterliegen also keinen verwaltungsorganisatorischen Grenzen, sie entstehen mehr in sich 
selbst, tragen sich selbst und haben eine eigene Dynamik. Bertram und Henning (1995) 
                                                           
6
 Aufgrund der weitaus größeren Bevölkerungszahl Deutschlands und den somit einhergehend größeren 
Kreisen ist es Hank möglich eine TFR zu berechnen. Für die politischen Bezirke in Österreich ist dies nicht 
möglich. 
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schreiben hierzu: „Die Lebenslagen, Lebenschancen und Handlungsmöglichkeiten der Tochter 
oder des Sohnes eines Industriefacharbeiters in Dingolfing wird eben nicht nur vom 
Bildungsmilieu des Vaters, von seinem Einkommen und seinen Wertorientierungen 
beeinflusst, sondern auch in einem ganz entscheidenden Umfang davon, daß sich das sozio-
kulturelle Milieu der Industriefacharbeiter in Dingolfing in seinen regionalen Besonderheiten in 
erheblichem Umfang von jenen Milieus, wie sie beispielsweise in Duisburg herrschen, deutlich 
unterscheiden“ (Bertram und Henning, 1995, S. 3) 
 
3.2. Urbane und ländliche Gebiete 
 
Der erste demografische Übergang wurde zur Erläuterung herangezogen, um das Sinken der 
Fertilität in den Städten und später auch in den ländlichen Gebieten zu erklären. Urbane 
Gebiete waren Vorreiter für den ersten demografischen Übergang. Livi-Bacci (1999) untersucht 
hierzu jene Gruppen, die zuallererst von den sinkenden Fertilitätsraten betroffen waren. Er 
stellt fest, dass es sich hierbei um die höheren sozialen Klassen - bezogen auf Einkommen, 
beruflicher Tätigkeit und Bildung - handelte. Er konstatiert, dass diese Gruppen ausschließlich 
in urbanen Gebieten lebten und diese Entwicklungen eben nur aufgrund der urbanen 
Strukturen erfolgen konnten. Sharlin jedoch wendet ein: „are these groups forerunners of 
fertility control because they live in the special cultural, social, and economic envrionment of 
the city, or is  the city environment examining special because oft he existence and role of the 
forerunners?“ (Sharlin, 1986, S. 199). Bildung, Emanzipation etc. führten zu einer sinkenden 
Fertilität, ebenso die Verfügbarkeit von Verhütungsmitteln, die in den Städten eher Einzug 
hielt und hier weniger auf moralische Barrieren stieß. Lindert (1978) sieht die geringe Fertilität 
in dem Umstand, dass „an extra urban child, relative to the urban altervatives to that child, is 
definitely more expensive in the city, where (a) real wages are higher, (b) food is more 
expensive relative to luxuries, and (c) land-intensive, child-oriented living space is more 
expensive“ (in: Simon/Tamura, 2009, S. 34). Für Europa lässt sich feststellen, dass der 
Rückgang der Geburten zunächst in den großen Städten, dann in den kleineren städtischen 
Regionen und schließlich in den ländlichen Gebieten Einzug hielt.  
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Hank (2002) untersucht in seiner Arbeit die Fertilitätsentwicklung in den Kreisen 
Westdeutschlands. Die TFR liegt in den Landkreisen bei 1,5, in den kreisfreien Städten 
hingegen bei 1,3. Dies stellt einen Unterschied in Höhe von 15% dar. Betrachtet man den 
Variationskoeffizienten, so fällt auf, dass die Variation der Geburtenniveaus zwischen den 
Städten deutlich stärker ist als zwischen den ländlichen Regionen. 
Abbildung 1 zeigt die altersspezifischen Fertilitätsraten, die in vier, nach Bevölkerungsdichte 
und –größe, Gruppen zusammen gefasst sind (ländliche, verdichtete und hochverdichtete 
Kreise und Kernstädte). Generell lässt sich erkennen, je ländlicher die Kreise, desto höher ihre 
Geburtenraten. 
 
Abbildung 1: Durchschnittliche altersspezifische Geburtenziffern (ASFR) westdeutscher Kreise 
nach Bevölkerungsdichte und –größe (1995/97) 
 
Quelle: Hank, 2002, S. 16 
 
Hank (2002) stellt fest, dass die Stadt-Land-Unterschiede in hohem Maße altersspezifisch sind. 
In der jüngsten Altersklasse (15-19 Jahre) ist die Fertilität in den Kernstädten um fast 75% 
höher als in den ländlichen Gebieten. Allerdings sind die Geburten in dieser Altersklasse 
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absolut betrachtet eher gering. Auch die Fertilität der Altersklasse von 20 bis 24 Jahre steigt 
mit zunehmender Bevölkerungsdichte, jedoch nicht in diesem Ausmaß. Ganz anders verhält es 
sich hingegen bei der Altersklasse der 25 bis 29 Jährigen, hier verdoppelt sich die ASFR in den 
ländlichen Gebieten im Vergleich zur vorherigen Altersklasse, während sie in den kreisfreien 
Städten lediglich um ein Drittel steigt. Hank spricht hier von der „Geburtenlücke“ zwischen 
Stadt und Land: „das Fertilitätsniveau von Stadtfrauen beträgt hier nur 70 Prozent der 
entsprechenden altersspezifischen Geburtenziffer von Frauen, die auf dem Land leben“ (Hank, 
2002, S. 4). In der nächsten Altersklasse (30 bis 34 Jahre) werden diese Unterschiede schon 
geringer, in der Gruppe der 35 bis 39 Jährigen und der 40 bis 44 Jährigen verschwinden diese 
Unterschiede fast völlig. Frauen auf dem Land weisen also nicht in jeder fertilen Phase eine 
höhere Geburtenrate auf, sondern nur im Alter zwischen Mitte 20 und Mitte 30. 
 
3.3. Ostdeutschland als „natürliches Experiment“ 
 
Bis Mitte der 70iger Jahre konnte man in West- und Ostdeutschland einen annähernd gleichen 
Verlauf bei den Geburtenraten feststellen. Anschließend blieben die Raten in Ostdeutschland 
auf einem gleichbleibenden Niveau, in Westdeutschland hingegen sanken sie teilweise rapide. 
Ab 1989 - kurz nach der Wende und Wiedervereinigung - wurde jedoch ein massiver Einbruch 
der Geburtenzahlen in Ostdeutschland registriert. Das Jahr 1994 wird als „Geburtenloch“ 
bezeichnet, seitdem erholen sich die Geburtenzahlen langsam. Das Niveau der Fertilität ist 
jedoch nach wie vor niedriger als in Westdeutschland. Laut Mayer (1991, S. 96) haben die hier 
zu beobachteten Veränderungen den Charakter eines natürlichen Experiments. Kopp (2002) 
versucht einen Überblick über die Studien zur Geburtenentwicklung in Ostdeutschland zu 
geben und leitet hieraus mehrere Faktoren ab.  
So stellt er fest, dass kurz nach Grenzöffnung gerade junge Menschen das Land verließen, so 
dass Frauen im gebärfähigen Alter fehlten. Er vermutet somit, dass nicht die Geburten pro 
Frau zurück gegangen sind, sondern die Bevölkerungszusammensetzung verzerrt war. 
Hinsichtlich der verbleibenden Frauen wird vermutet, dass sie gerade aufgrund der sich neu 
gebotenen Handlungsoptionen die Geburten nach hinten verschoben haben. Beck-Gernsheim 
(1997) stellt fest, dass „das Kinderkriegen schlicht und einfach Konkurrenz bekommen hat“ 
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(Beck-Gernsheim, 1997, S. 64). Diese Erklärung korrespondiert mit der bereits oben skizzierten 
biografischen Theorie der demografischen Reproduktion nach Birg.  
Kopp (2002) führt weiter die veränderten strukturellen Rahmenbedingungen an, die sich für 
Ostdeutschland nach Anpassung an das westdeutsche System ergaben. So wurden keine 
Arbeitsplatzgarantien mehr ausgesprochen, ein Kind erschwerte eher die Wohnungssuche – zu 
Zeiten der DDR wurden Wohnungen bevorzugt an Familien vergeben – und eine Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf war ebenfalls schwierig geworden. Die stärksten Änderungen jedoch 
ergaben sich auf dem Arbeitsmarkt: So eröffneten sich einerseits neue Chancen und 
Möglichkeiten, andererseits waren gerade Frauen von Arbeitslosigkeit betroffen. 
Klein/Niephaus/Diefenbach/Koch (1996) untersuchen hierzu die veränderten 
Arbeitsmarktbedingungen auf das generative Verhalten, stellen jedoch überraschenderweise 
fest, dass weder die Arbeitslosenquoten, noch die eigene Arbeitslosigkeit einen negativen 
Einfluss auf die Fertilität hat. Im Gegenteil: Die individuelle Arbeitslosigkeit trägt sogar noch zur 
Familiengründung bei. Begründet wird dies mit der new home economics, mit der dargelegt 
wird, dass die Opportunitätskosten aufgrund der Arbeitslosigkeit sehr gering waren. Zudem 
waren ihre Handlungsoptionen beschränkt, so dass die Familiengründung als gute Alternative 
galt. Hingegen wurden die Opportunitätskosten für erwerbstätige Frauen noch höher, da die 
Wiedereinstiegschancen aufgrund hoher Arbeitslosigkeitsquoten sehr erschwert waren. Diese 
Überlegung lässt sich ebenfalls empirisch bestätigen (vgl. Kopp, 2002, S. 128).   Zapf und Mau 
(1993) vermuten eher, dass die Geburten aufgeschoben werden und dieser „Schockzustand“, 
den sie mit einer Hungersnot oder einem Kriegszustand vergleichen, mit den Jahren 
nachlassen wird und die Geburten nachgeholt werden (vgl. Kopp, 2002., S. 131). Kopp betont, 
dass sich das Geburtenverhalten von Ostdeutschland, dem westdeutschen Niveau anpassen 
wird. Das durchschnittliche Fertilitätsalter in Ostdeutschland lag 1988 bei 24 Jahren, in 
Westdeutschland bei 28 Jahren. Geht man also davon aus, dass es sich um aufgeschobene 




3.4. Regionale Unterschiede in Ost- und Westdeutschland 
 
Kopp (2002) untersucht sieben Regionen in Ost- und Westdeutschland (drei Städte, vier 
Landkreise) und kann feststellen, dass die Stadt Hamburg, welche eine geringe Fertilität 
aufweist, durch einen hohen Anteil kinderloser Frauen repräsentiert wird und ebenso ein 
höheres durchschnittliches Alter bei der ersten Geburt aufweist. Der Landkreis Ücker-Randow 
in Ostdeutschland hingegen, weist eine frühe Familiengründung und einen relativ geringen 
Anteil Kinderloser auf. Ein ähnliches Bild stellt sich beim Alter der zweiten Geburt dar: Das 
zweite Kind folgt rasch dem ersten, in Hamburg hingegen kommt das zweite Kind erst später 
(wenn überhaupt). Neben diesen eher deskriptiven Ergebnissen versucht Kopp nun mittels 
einer Exponentialanalyse einen Regioneneffekt heraus zu filtern, kann aber - bei zusätzlicher 
Verwendung einiger Individualvariablen wie Religiosität und Bildung - keinen eindeutigen 
Regionaleffekt mehr feststellen. Kopp kommt zu dem Schluss, dass vielmehr unterschiedliche 
Bildungsabschlüsse - und somit Lebensoptionen - für dieses unterschiedliche generative 
Verhalten verantwortlich ist. Einen Einfluss der Religiosität kann er nicht feststellen.  
Hank (2002) unterteilt in seiner Studie weiters die Kreise in hohe, mittlere und geringe 
Fertilität und stellt hierzu die entsprechenden altersspezifischen Fertilitätsraten (ASFR) dar 
(siehe Abbildung 2). 
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Abbildung 2: Durchschnittliche altersspezifische Geburtenziffern (ASFR) westdeutscher Kreise 
nach allgemeinem Geburtenniveau (1995/97) 
 
Quelle: Hank (2002) S. 15 
 
Es lässt sich zwischen der ASFR für die Kreise mit durchschnittlicher und mit hoher Fertilität 
zwar ein ähnlicher Verlauf zeigen, jedoch ist das Niveau – insbesondere bei den 25- bis 
35jährigen -  unterschiedlich. In den Kreisen mit durchschnittlicher Fertilität ist die 
Geburtenrate insgesamt niedriger.  
Anders hingegen der Verlauf der Kreise mit niedriger Fertilität: Sie weisen keine ausgeprägte 
Spitze mehr auf. „Dieses Muster weist darauf hin, dass Frauen die in Kreisen mit einem 
allgemein niedrigen Geburtenniveau leben, nicht nur weniger Kinder zur Welt bringen als 
Frauen anderorts, sondern – und dies wird gestützt durch einen Vergleich des 
durchschnittlichen Gebäralters – dass sie ihre Kinder zu einem tendenziell späteren Zeitpunkt 
im Lebensverlauf bekommen“ (Hank, 2002, S. 5). Die Wahrscheinlichkeit, ein zweites Kind  zu 
bekommen, nimmt hierdurch ab, da das gebärfähige Alter begrenzt ist.  
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Betrachtet man nun einzelne Kreise mit der höchsten Fertilität - beispielsweise den Landkreis 
Cloppenburg mit einem Wert von 1,9 - so lässt sich feststellen, dass diese vornehmlich niedrige 
Scheidungsraten, eine insgesamt recht junge Bevölkerung, eine geringe Bedeutung externer 
Kinderbetreuung sowie einen hohen Anteil an Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern 
aufweisen. Diese Ergebnisse decken sich mit den Arbeiten zu „Milieus“ von Nauck (1995) auf 
die später eingegangen wird.  
Im Gegensatz dazu fällt bei den Kreisen mit der niedrigsten Fertilität – beispielsweise 
Heidelberg mit 0,9 - auf, dass es sich nicht um stark verdichtete Städte, sondern eher um 
Städte der Größenordnung von 50.000 bis 200.000 EinwohnerInnen handelt. Es sind dies 
Universitätsstädte, in denen das Bildungsniveau insgesamt sehr hoch ist, insbesondere das der 
Frauen, aufgrund der vielen Studentinnen. Der Anteil verheirateter Frauen hingegen ist sehr 
gering, ebenso die Geburtenhäufigkeit und der Anteil der Kinder an der Gesamtbevölkerung.  
Hank (2002) geht weiter auf die strukturellen Merkmale der Landkreise ein. So die öffentliche 
Kinderbetreuung (Krippe, Kindergarten, Hort7), den Anteil der Kinder an der 
Gesamtbevölkerung, Zu- und Abwanderungen unter 18jähriger, Schulabschluss der Frauen 
(Hauptschule oder Abitur), Anteil der Beschäftigen im primären und tertiären Sektor, 
Frauenerwerbsquote und Arbeitslosenquote (siehe Tabelle 1).  
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 Krippe: 0 bis 3Jährige, Kindergarten: 3 bis 6Jährige, Hort: 6 bis 10Jährige 
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Tabelle 1: Strukturelle Unterschiede zwischen westdeutschen Kreisen mit hoher und niedriger 
Fertilität (1995/97) 
 Hohe Fertilität Niedrige Fertilität 
Öffentliche Kinderbetreuung 
(Plätze pro 1000 Kinder) 
- Krippe (0-3Jährige)  
- Kindergarten (3-6Jährige)  












Anteil d. 6-14Jährigen an der 
Gesamtbevölkerung 
 

















Anteil der Beschäftigten im 
primären Sektor 
















Quelle: Hank, 2002, S. 17 
 
Auffällig ist das doch sehr niedrige Angebot an Krippenplätzen in den Kreisen mit hoher 
Fertilität. Dies widerspricht auf den ersten Blick der landläufigen These, dass institutionelle 
Kinderbetreuung einen wesentlichen Faktor für die Geburtenneigung darstellt. Auf diesen 
Aspekt wird später noch eingegangen.  
Der Anteil der 6-14Jährigen ist in den Kreisen mit hoher Fertilität ebenfalls größer als in Kreisen 
mit niedriger Fertilität, was auf eine generell positive Einstellung zu Kindern hindeutet und für 
Hank eine Wertorientierung für Kinder innerhalb dieses Kreises darstellt (vgl. Hank, 2003). Das 
Verhältnis von Zu- und Abwanderungen unter 18Jähriger fällt ebenfalls in Kreisen mit hoher 
TFR positiv aus, was laut Hank mit den verbesserten Bedingungen für das Leben mit Kindern in 
diesen Gebieten zusammen hängt. Familien, die Nachwuchs erwarten, werden sich also 
entscheiden in gerade solche kinderreiche Gegenden zu ziehen.  
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Was die generelle Bildungsbeteiligung betrifft, so lässt sich feststellen, dass in Kreisen mit 
hohen Geburtenzahlen der Anteil der Frauen mit Hauptschulabschluss größer ist, als mit 
Abitur; dieser Zusammenhang ist in Kreisen mit niedriger TFR genau umgekehrt. Wie schon 
Kopp (2002) für Ostdeutschland festgestellt hat, ist für Frauen mit einem geringen 
Bildungsniveau aufgrund ihrer eingeschränkten Möglichkeiten im Lebenslauf die Gründung 
einer Familie eine gute Alternative.  
Bereits diskutiert wurde der Zusammenhang zwischen Urbanität und TFR, so dass es nicht 
wundert, dass Kreise mit hoher Fertilität einen höheren Beschäftigungsanteil im primären 
Bereich, jedoch einen geringeren Anteil im tertiären Bereich aufweisen. Der Anteil des 
Dienstleistungssektors ist in urbanen Regionen deutlich erhöht. „Da die Berufsaussichten für 
Frauen im Dienstleistungsbereich als besonders gut gelten, sollten die Opportunitätskosten 
der Mutterschaft besonders hoch in Regionen mit einem hohen Anteil an 
Dienstleistungsarbeitsplätzen sein“ (Hank, 2002, S. 10). Für die Frauenerwerbs- und 
Arbeitslosenquote lassen sich keine eindeutigen Unterschiede zwischen den Regionen 
erkennen. 
Hank kommt zu dem Schluss, dass die deskriptiven Befunde keine gesicherten 
Schlussfolgerungen zulassen und es einer multivariaten Analyse bedarf – dem 
Mehrebenenmodell. 
In einer weiteren Studie versucht Hank (2003) nun die deskriptiven Ergebnisse über das 
Mehrebenenmodell zu bestätigen. Mittels mehrerer Indikatoren prüft er Einflussfaktoren auf 
das Heiratsverhalten und den Übergang zum ersten Kind westdeutscher Frauen. Er unterteilt 
die Indikatoren in Individualmerkmale (z.B. Alter, Humankapitalinvestition, Familienstand,…) 
und regionale Kontextmerkmale (z.B. Urbanisierungsgrad, Verfügbarkeit von Kinderbetreuung, 
regionale Arbeitslosenquote,…). Es lässt sich ermitteln, dass ein regionaler Einfluss für die 
Heiratsneigung vorliegt, nicht jedoch auf das Geburtenverhalten. Hank schließt daraus, dass 
dieser Effekt eher indirekt über die Heiratswahrscheinlichkeit vorliegt. Allerdings muss in 
Betracht gezogen werden, dass viele Paare aufgrund der Schwangerschaft heiraten und nicht 
umgekehrt. Dann würde der Indikator Heiratsneigung tatsächlich den bereits vollzogenen 
Schritt zur Familienbildung messen. Diese Überlegung kann empirisch nicht überprüft werden, 
da dazu Informationen über den zeitlichen Abstand zwischen Heirat und (Erst)Geburt 
erfordern würde. Grundlegend kann festgehalten werden, dass die regionalen 
Kontextmerkmale von den Individualmerkmalen dominiert werden.  
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Nauck (1995) untersucht in seinem Beitrag Einflussfaktoren auf die Bildung regionaler Milieus 
der 544 Stadt- und Landkreise Deutschlands. Hierbei geht es nicht primär um die Fertilität, 
sondern die Familienstrukturen an sich. Ähnlich wie Hank unterteilt auch er seine Daten in 
strukturelle Merkmale (z.B. Ehe- und Scheidungsquote, Geburtenquote, Kinder- und 
Jugendquote, Bevölkerungsdichte, Kindergartenplätze…) und Individualmerkmale (Stunden 
außerfamiliärer Betreuung, Kirchgangshäufigkeit, Wert der Partnerschaft, Einstellung zur Ehe 
und Kinder, …)8. Zwecks Variablenreduktion fasst er diese mittels einer Faktorenanalyse 
zusammen um so sieben Faktoren zu erhalten. Beispielsweise besteht der Faktor 
„Kinderarmut“ somit aus den Einzelvariablen „Anteil der Sozialhilfeempfänger unter den 
Vorschulkindern und den jungen Erwachsenen, kindspezifisches Armutsniveau“. Anschließend 
werden die Kreise aufgrund der Faktoren mittels eines clusteranalytischen Verfahrens 
hinsichtlich der regionalen Milieus typologisch geordnet. Hieraus resultieren nun 16 Cluster, 
von denen einige kurz beschrieben werden. Im Vordergrund stehen hier die Ergebnisse zu den 
Geburtenraten.  
Cluster eins ist mit der höchsten Bevölkerungsdichte ein urbanes Kerngebiet in Nord-
/Westdeutschland. Dieses Cluster weist die niedrigste Geburtenrate und eine hohe 
Arbeitslosen- und Sozialhilfequote auf, letzteres insbesondere bei Kindern und Jugendlichen. 
Nauck stellt fest, dass Kinder hier eine geringe Rolle spielen „es gibt wenige Kinder, sie sind 
einem sehr hohen Armutsrisiko ausgesetzt und von ihnen wird wenig erwartet“ (Nauck, 1995, 
S. 106). 
Cluster zwei besticht ebenfalls durch eine hohe Bevölkerungsdichte, ist aber eher in Süd-
/Westdeutschland angesiedelt. Im Gegensatz hierzu weist Cluster zwei zwar eine höhere 
Kaufkraft und eine geringe Armutsgefährdung für Kinder auf, zudem ist die Einstellung zu 
Kindern und Ehe wesentlich positiver, jedoch liegt auch hier eine geringe Geburtenrate vor.  
Cluster acht hingegen weist die höchste Geburtenrate auf. Die Scheidungsrate ist gering, es 
liegt die geringste Versorgungsdichte mit Vorschuleinrichtungen für Kinder vor. Es zeigt sich 
jedoch ebenso, dass diese Gebiete eine sehr geringe Kaufkraft und für die ländlichen Regionen 
Westdeutschlands einen sehr hohen Anteil an Arbeitslosen- und SozialhilfeempfängerInnen 
haben, der nur unwesentlich unter denen der urbanen Regionen liegen.  
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 Die Daten zu den strukturellen Merkmalen stammen aus der amtlichen Statistik, die 
Individualmerkmale ergeben sich aus Umfragedaten. 
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Ebenso weist Cluster neun eine hohe Geburten- und niedrige Scheidungsrate auf, auffällig ist 
zudem der geringe Teil an Abiturientinnen. Das Wohlstandsniveau ist allgemein höher und der 
Anteil an Sozialhilfeempfängern unter den Kindern ist sehr gering. Zudem findet man die 
höchste Katholiken- und Kirchgangsquote ebenso wie den höchsten Anteil an 
Normkindschaftsverhältnissen9.  Die Indikatoren deuten also auf eine sehr traditionelle 
Lebensführung hin. Nauck stellt weiterhin fest, dass die Erwartungen an Ehe und Elternschaft 
eher gering sind: „In diesem Milieu finden Vorstellungen starke Akzeptanz, die mit privater 
Lebensführung eher an Sacherfordernissen orientierte Aufopferung als die Maximierung 
emotional fundierten individuellen Glücksstreben verbinden“ (Nauck, 1995, S. 109). 
Nauck stellt fest, dass die Versorgungsdichte an Kindergartenplätzen in den wohlhabendsten 
Clustern (getrennt nach West- und Ostdeutschland) am größten war. Zudem gab es dort den 
höchsten Anteil an Abiturientinnen und die Nutzung außerfamiliärerer Betreuung war dort am 
stärksten.  
 
                                                           
9
 Kinder unter 18 Jahren, die mit beiden leiblichen, verheirateten Eltern gemeinsam in einem Haushalt 
leben.  
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4. Demografische Kennzahlen für Österreich und die 
Bundesländer 
 
An dieser Stelle soll zunächst ein kurzer Überblick über die demografische Entwicklung in 
Österreich gesamt und der einzelnen Bundesländer gegeben werden, um diese von der 
Gesamtentwicklung abzugrenzen und Unterschiede feststellen zu können. Es werden 
vornehmlich die Kennzahlen präsentiert, die später bei der Untersuchung zu den 
Bundesländern von Bedeutung sind. Es sei gleich vorab gesagt, dass die Ergebnisse für 
Österreich gesamt keine Besonderheiten aufweisen und schon vielfach diskutiert wurden. Der 
Übersichtlichkeit und Klarheit halber, sollen die Ergebnisse für Österreich jedoch vorab 
präsentiert werden. Die Auswahl der folgenden Kennziffern orientiert sich an den deskriptiven 
Befunden von Hank (2002). 
 
4.1. Österreich gesamt 
4.1.1. Gesamtfertilität und altersspezifische Fertilitätsrate 
 
Die Gesamtfertilitätsrate (Abbildung 3) zeigt einen recht klassischen Verlauf, wie er in Europa 
in sehr vielen Ländern zu finden ist. Von 1870 bis ca. 1950 sinkt die Fertilitätsrate in Österreich 
von 4,5 auf 2. Dies spiegelt den ersten demografische Übergang (vgl. dazu Kapitel 2) wider. 
Hierauf folgt ein „Babyboom“10, eine Zeit, in der die Fertilität erneut stieg. 
                                                           
10
 Der Begriff „Babyboom“ wurde in Österreich im Jahr 2008 erneut aufgegriffen – hier allerdings im 
Zusammenhang mit der Anzahl der Geburten im Tierpark Schönbrunn. 
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Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
 
Es zeigt sich, dass die zwischen 1932 und 1936 geborenen Frauen (also Frauen, die 2008 
zwischen 72 und 76 Jahre alt waren) im Durchschnitt die meisten Kinder zur Welt brachten 
(2,34 Kinder pro Frau). Es sind dies die Mütter des Baby-Booms der frühen 1960er Jahre. Wie 
aus Abbildung 3 zu erkennen ist, sinkt ab 1963 die Fertilität erneut (zweiter demografischer 
Übergang). Während im ersten demografischen Übergang zumindest das Reproduktionsniveau 
erreicht werden konnte (TFR≥2,08) ist dies nach dem zweiten demografischen Übergang nicht 
mehr der Fall. Seit 1973 liegt die TFR unter 2, seit 1985 sogar unter 1,5. 
  
                                                           
11
 Zur Erläuterung der einzelnen Fruchtbarkeitsziffern siehe das Glossar im Anhang. 
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Die Abbildung 4 zeigt die altersspezifischen Fertilitätsraten (ASF) für die Jahre 1966, 1976, 
1986, 1996 und 2006. An der horizontalen Achse ist das Alter bei der Geburt12 abgetragen.  
 









Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
 
Betrachtet man die ASF insgesamt, so weisen sie einen recht typischen Verlauf auf: In jungen 
Jahren – bezogen auf alle Frauen dieser Altersklasse – ist der Anteil der Geburten noch sehr 
gering. Etwa ab dem Alter von 20 Jahren steigt die Anzahl der Geburten, welche ihren 
Höhepunkt bei ca. 25 bis 30 Jahren erreicht, um dann kontinuierlich abzusinken. Vergleicht 
man nun die ASF der einzelnen Jahre, so ist zu erkennen, dass das Niveau insgesamt geringer 
wird; nicht verwunderlich, sinkt doch die Fertilität seit 1963 kontinuierlich ab. Ebenso verlagert 
sich die ASF nach rechts, was bedeutet, dass die Frauen im Durchschnitt bei der Geburt älter 
werden. Beispielsweise hat die ASF von 1976 ihren Höhepunkt bei 22 Jahren, während dreißig 
Jahre später die Spitze bei 28 Jahren liegt. Auch nimmt der Anteil der jüngeren Mütter immer 
weiter ab.  
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 Arithmetisches Mittel des Alters der Frauen im Zeitpunkt der Geburt eines Kindes. 
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Ähnliches kann Neyer (2006b) für die nordischen Länder (Dänemark, Schweden, Norwegen  
und Finnland) feststellen. So lag das durchschnittliche Alter erstgebärender Frauen 1980 bei 27 
Jahren, im Jahr 2003 liegt es bei 30 Jahren. „Diese Entwicklungen gehen mit einem Rückgang 
der Erstgeburtenraten von Frauen der Altersgruppe 15 bis 29 Jahre einher. […] Insgesamt 
betrachtet ist in den nordischen Staaten seit Anfang der 1970er Jahre die Erstgeburtenrate 
junger Frauen um rund die Hälfte bis zwei Drittel gesunken“ (Neyer et al, 2006b, S. 6).  
 
4.1.2. Kinderlosigkeit und uneheliche Kinder 
 
Abbildung 5 stellt den Anteil der Familien ohne Kinder und mit Kindern dar. Der Anteil der 
Familien ohne Kinder steigt, während der Anteil der Familien mit Kindern stetig sinkt.  
 
Abbildung 5: Familien in Österreich mit und ohne Kinder (1996 – 2008) 
  
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
 
Problematisch an dieser Kenngröße ist, dass es sich hierbei nicht um „echte“ Kinderlosigkeit 
handelt – also gewollte oder ungewollte Kinderlosigkeit – sondern in diese Werte gehen auch 
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Familien ein, deren Kinder den Haushalt schon verlassen haben oder Familien, die sich noch im 
fertilen Alter befinden, aber im Moment noch keine Kinder haben. Laut der Volkszählung 2001 
lag der der Wert der echten kinderlosen Frauen für Gesamtösterreich bei 13,9%, wobei hiermit 
Frauen zwischen 40 und 59 Jahren gemeint sind, die bis dato kein Kind geboren haben (vgl. 
Statistik Austria 2001a).  
Schon früher war Kinderlosigkeit bei Frauen oft anzutreffen. Die Geburtskohorte vor 1903 
weist eine Kinderlosigkeit von fast einem Drittel auf (29%), wobei die damalige Geburtenrate 
ebenfalls gering war (1,68). Mit steigender Heiratshäufigkeit sank später für die 
Geburtskohorte von 1931 bis 1950 der Anteil kinderloser Frauen auf 12%13.  
Es ist anzunehmen, dass die jüngeren Generationen auch zu einem höheren Prozentsatz 
kinderlos bleiben werden. So beträgt der Anteil der Frauenjahrgänge 1956 bis 1969 ohne 
Kinder 16%; jener der Kohorten 1961 bis 1965 derzeit 19%. Schließlich hat von den Jahrgängen 
1971 bis 1975 noch rund die Hälfte der Frauen (51%) kein Kind geboren, allerdings ist zu 
bedenken, dass hier das Geburtenverhalten noch nicht abgeschlossen ist (vgl. Statistik Austria, 
2001a).  
Testa (2007) wertet in ihrer Analyse die Umfragen des Eurobarometer 2006 zu den Themen 
Familie und Fertilität aus14 und kann feststellen, dass Österreich bei den Frauen im Alter von 
25 bis 39 Jahren im internationalen Vergleich die höchsten Werte bei der permanenten und 
temporären Kinderlosigkeit aufweist. Zwar kann in diesem Alter noch nicht von einem 
abgeschlossenen Fertilitätsverhalten gesprochen werden, Testa bezieht sich hierbei auf die 
Frage, ob diese Frauen im Moment kinderlos sind aber in Zukunft ein Kind möchten 
(temporäre Kinderlosigkeit), oder aber im Moment kinderlos sind und in Zukunft kein Kind 
möchten (permanente Kinderlosigkeit). Folgende Abbildung 6 stellt die Ergebnisse dar. 
 
                                                           
13
 Die USA weisen ähnlich hohe Werte bis in die 50iger Jahre an Kinderlosigkeit auf (Hotz et. al., 1997) 
14
 Childbearing Preferences and Family Issues in Europe, Eurobarometer 2006. 
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Abbildung 6: Permanente und temporäre Kinderlosigkeit bei Frauen im Alter von 25-39 Jahren 
in verschiedenen Ländern (2006) 
 
Quelle: Testa, 2007, S. 365 
 
Österreich weist bei der permanenten Kinderlosigkeit den mit Abstand höchsten Wert auf. 
Testa wendet zwar ein, dass sich der Kinderwunsch noch ändern kann, dennoch ist für viele 
Frauen dieses Alters im Moment klar, dass sie in Zukunft keine Kinder möchten. 
Ebenso weisen österreichische Frauen sehr niedrige Werte im Bereich der bereits realisierten 
und vor allem geplanten Familiengröße auf; hier nehmen sie im europäischen Vergleich den 
letzten Platz ein, mit einer durchschnittlichen Familiengröße von 0,97 und einer geplanten 
zusätzlichen Kinderzahl von 0,57. Zum Vergleich: Irland, auf Platz eins, weist eine 
durchschnittliche Familiengröße von 1,74 und eine geplante Kinderzahl von zusätzlich 1,02 auf. 
Beide Werte sind in Irland fast doppelt so hoch wie in Österreich.  
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Goldstein, Lutz und Testa (2003) stellen bei den Umfragen des Eurobarometer 2001 fest, „that 
the record-low fertility preferences of Austrian young women were driven by a higher 
proportion of respondents preferring small families, i.e, no child at all or just one, and a lower 
percentage of respondents preferring large families, i.e, three or more children, while the two-
child norm is as common in Austria as in the other European countries.“ (Testa, 2006, S. 360). 
 
Der zweite demografische Übergang versuchte den Geburtenrückgang vornehmlich über den 
Wertewandel, insbesondere im familiären Bereich zu erklären. Van de Kaa (1987) geht hierbei 
auf die Abkehr von der Institution Ehe ein.  Abbildung 7 stellt somit die Entwicklung der Anteile 
der unehelich geborenen Kinder an den ehelichen Kindern der Jahre 1982 bis 2007 für 
Österreich dar15.  
 
 
Abbildung 7: Unehelichenquoten für Österreich (1982 - 2007) 
 
Quelle: Statistik Austria, Demografisches Jahrbuch 2007, eigene Darstellung 
 
Die Abbildung zeigt, dass der Anteil der unehelich geborenen Kinder stetig zunimmt. Der Knick 
im Jahre 1988 ist auf eine Gesetzesänderung zurück zu führen. 1988 wurde die 
                                                           
15
 Laut Statistik Austria: „Von 100 Lebendgeborenen waren ... unehelich“. Siehe hierzu Demografisches 
Jahrbuch 2007, S. 140 
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Heiratsbeihilfe16 abgeschafft, so dass es kurz zuvor noch vermehrt zu Eheschließungen kam, 
die dann in einer entsprechend niedrigeren Unehelichenquote mündete. Die 
Unehelichenquote liegt bei den Erstgeborenen im Jahr 2007 sogar bei 50,9%, d.h., bereits über 
die Hälfte aller Erstgeborenen werden somit nicht mehr ehelich geboren.  
 
4.2. Die Bundesländer 
 
Im Folgenden werden einige demografische Kennzahlen für die Bundesländer Österreichs 
präsentiert. Es stehen hierbei die bereits für Österreich gesamt ausgewiesenen Werte im 
Vordergrund. 
 
4.2.1.  Die Geburtenentwicklung 
 
Die folgende Tabelle 2 zeigt die Fertilitätsraten der einzelnen Bundesländer in den Jahren 1982 
bis 2007. Die farbliche Unterlegung weist darauf hin, wie hoch die Fertilität des einzelnen 
Bundeslandes im Vergleich zu den restlichen Bundesländern im entsprechenden Jahr war. Die 
Farbe Rot kennzeichnet hohe Geburtenraten, die über orange und gelb (mittlere 
Geburtenraten) in den grünen Bereich fließen (niedrige Fertilität). Ausgehend vom 2007 lässt 
sich feststellen, dass die Fertilitätsrate in Vorarlberg um immerhin 14% höher ist, als die Rate 
im Burgenland. Hank (2002) kann für die Kreise in Deutschland ebenfalls einen 15%en 
Unterschied zwischen der höchsten und niedrigsten Rate feststellen.   
Es wird deutlich, dass Vorarlberg über die 15 Jahre hinweg stets die höchste Fertilität aufweist. 
Das Burgenland hingegen weist – zumindest seit 1987 – die niedrigste Fertilität auf. Ebenso 
deutlich lässt sich Oberösterreich einordnen, welches mit Vorarlberg in den letzten Jahren 
einige Male Platz eins teilte. Wien wies noch zu Beginn der 80iger Jahre die niedrigste Fertilität 
auf, wurde jedoch ab 1987 vom Burgenland abgelöst. Niederösterreich gehörte Anfang der 
80er Jahre eher zu den Ländern mit vergleichsweise niedriger Geburtenzahl, konnte dann aber 
                                                           
16
 Die Heiratsbeihilfe (15.000 Schilling) wurde 1972 von Bruno Kreisky eingeführt. Zum 01.01.1988 
wurde sie abgeschafft. 
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über Jahre hinweg aufholen. In Tirol hingegen ist die gegenteilig Entwicklung zu erkennen: Bis 
zum Ende der 90er Jahre war die Entwicklung noch recht solide, danach verschlechterte sie 
sich kontinuierlich (im Vergleich zu den anderen Bundesländern). Kärnten und die Steiermark 
befinden sich im Mittelfeld, während die Steiermark über die Jahre hinweg eine etwas höhere 
Fertilität aufweist.  
 
Tabelle 2: Fertilitätsraten der einzelnen Bundesländer (1982 – 2007) 
Jahr Österreich Burgenland Kärnten Niederösterreich Oberösterreich Salzburg Steiermark Tirol Vorarlberg Wien 
1982 1,66 1,55 1,68 1,66 1,78 1,77 1,63 1,83 1,99 1,41 
1983 1,56 1,45 1,58 1,55 1,64 1,65 1,52 1,72 1,85 1,37 
1984 1,52 1,48 1,55 1,51 1,6 1,67 1,46 1,61 1,79 1,35 
1985 1,47 1,41 1,51 1,44 1,54 1,58 1,44 1,59 1,72 1,33 
1986 1,45 1,34 1,48 1,43 1,51 1,56 1,39 1,54 1,7 1,32 
1987 1,43 1,3 1,36 1,41 1,53 1,49 1,4 1,53 1,63 1,33 
1988 1,45 1,32 1,4 1,42 1,54 1,47 1,4 1,53 1,65 1,38 
1989 1,45 1,34 1,42 1,44 1,54 1,45 1,39 1,5 1,62 1,38 
1990 1,46 1,33 1,45 1,48 1,53 1,43 1,42 1,52 1,65 1,39 
1991 1,51 1,35 1,49 1,53 1,6 1,5 1,47 1,59 1,65 1,42 
1992 1,51 1,3 1,49 1,5 1,6 1,54 1,46 1,61 1,7 1,42 
1993 1,5 1,37 1,44 1,53 1,62 1,51 1,44 1,6 1,67 1,4 
1994 1,47 1,31 1,43 1,48 1,58 1,48 1,41 1,55 1,64 1,38 
1995 1,42 1,25 1,42 1,44 1,52 1,45 1,35 1,5 1,64 1,33 
1996 1,45 1,25 1,43 1,46 1,55 1,46 1,4 1,53 1,65 1,34 
1997 1,39 1,25 1,36 1,41 1,5 1,43 1,35 1,46 1,54 1,29 
1998 1,37 1,23 1,36 1,38 1,46 1,4 1,31 1,45 1,54 1,29 
1999 1,34 1,2 1,32 1,35 1,41 1,4 1,29 1,36 1,51 1,29 
2000 1,36 1,2 1,34 1,37 1,46 1,4 1,3 1,38 1,46 1,34 
2001 1,33 1,22 1,31 1,35 1,41 1,35 1,23 1,33 1,51 1,32 
2002 1,39 1,21 1,3 1,42 1,47 1,43 1,29 1,38 1,53 1,42 
2003 1,38 1,24 1,32 1,4 1,45 1,38 1,29 1,37 1,45 1,41 
2004 1,42 1,28 1,35 1,46 1,51 1,42 1,31 1,42 1,56 1,42 
2005 1,41 1,27 1,37 1,46 1,49 1,44 1,32 1,4 1,54 1,38 
2006 1,41 1,25 1,42 1,46 1,49 1,38 1,31 1,41 1,51 1,39 
2007 1,38 1,29 1,38 1,41 1,47 1,40 1,30 1,37 1,47 1,36 
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
 
Zu Analysezwecken und auch der Deutlichkeit halber, sollen in Anlehnung an Hank (2002) die 
Bundesländer in drei Gruppen eingeordnet werden:  
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- Bundesländer mit mittlerer Fertilität (hier 1,37 bis 1,40) 
 
 Salzburg 
 Kärnten  
 Tirol 
 







Es wird deutlich – auch in der Tabelle 2 – dass sich die Extremwerte leicht einordnen lassen, 
bei den mittleren Raten bestehen durchaus Einwände, ob die Einteilung trennscharf ist. Für 
das Jahr 2007 weist Niederösterreich (Gruppe hohe Fertilität) eine TFR von 1,41 auf, während 
Salzburg in der Gruppe der mittleren Fertilität mit einer TFR von 1,40 knapp drunter liegt. 
Grundlegend wird auf jedes Bundesland einzeln eingegangen, um aber – insbesondere bei der 
grafischen Darstellung – das Ausmaß in Grenzen zu halten und die Anschaulichkeit zu behalten, 
werden die Bundesländer teilweise gruppiert, was aber die spätere Analyse und Auswertung 
jedes einzelnen Bundeslandes nicht beeinflussen wird. 
 
4.2.2.  Altersspezifische Fertilitätsraten 
 
Betrachtet man die altersspezifischen Fertilitätsraten nach fünfjährigen Altersklassen der 
einzelnen Bundesländer von 1967 bis 2007 im Zehnjahres Abstand (hier nicht ausgewiesen), so 
lassen sich für die einzelnen Bundesländer keine großen Unterschiede feststellen. Ein typischer 
Verlauf ist allen gemeinsam: Aufgrund der sinkenden Geburtenraten der letzten Jahre wird das 
Niveau insgesamt geringer, die Geburten der jüngeren Klassen nehmen teils rapide ab, die 
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Geburten der höheren Klassen nehmen leicht zu, d. h., die Kurven verschieben sich nach 
rechts.  
Im Folgenden werden nun die Bundesländer nach der aktuellen ASFR (2007) untersucht, 
ebenso wie der Verlauf der Raten für die Jahre 2001 bis 2007 für ausgesuchte Bundesländer. 
 
4.2.2.1. Vorarlberg, Oberösterreich, Niederösterreich  
 
Die folgenden Abbildungen stellen für 2007 die altersspezifischen Fertilitätsraten für die 
Bundesländer mit der höchsten Fertilität dar. Die ASFR für Österreich gesamt ist zu 
Vergleichszwecken ebenfalls integriert.  
 
Abbildung 8: ASFR nach Fünfjahresklassen für Vorarlberg, Oberösterreich, Niederösterreich 
und Österreich gesamt (2007) 
 
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
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Wie zu erwarten, liegen die drei Bundesländer beim Großteil des Verlaufs der ASFR über dem 
österreichischen Durchschnitt. Ober- und Niederösterreich ähneln vom Verlauf her am 
stärksten dem Gesamtdurchschnitt, sie weisen für die jüngeren und mittleren Klassen einen 
ähnlichen Verlauf und eine gemeinsame Spitze in der Altersklasse der 25 – 29Jährigen auf, 
diese liegt jedoch weit über dem östereichischen Durschnitt. Niederösterreich gleicht sich in 
der Altersklasse der 30 bis 34Jährigen dem Durchschnittsverlauf an, während Oberösterreich 
eine höhere Rate in dieser Altersklasse aufweist. Auffällig ist der Verlauf der Kurve für 
Vorarlberg. Während dieser bis zur Altersklasse der 25 bis 29Jährigen noch dem 
österreichischen Durchschnitt entspricht und die Rate gegenüber Ober- und Niederösterreich 
in dieser Alterklasse eher gering ist, steigt die ASFR in der Altersklasse der 30 bis 34Jährigen 
noch einmal so stark an, so dass sie in dieser Klasse ihren Peak hat, während die Verläufe der 
beiden anderen Bundesländer ihren Höhepunkt in der Altersklasse der 25 bis 29 Jährigen 
aufweisen.  
Aufgrund dieser Besonderheit soll nun der Verlauf der ASFR für Vorarlberg für die letzten Jahre 
gesondert dargestellt werden. 
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Abbildung 9: ASFR nach Fünfjahresklassen für Vorarlberg (2001 – 2007) 
 
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
 
Die Entwicklung der ASFR zeigt an sich einen typischen Verlauf der letzten Jahre, also die 
Verlagerung der Geburten in ein höheres Alter. Interessant ist, dass die Spitze gekippt ist: 
Während der Peak sowohl 2001 als auch 2003 in der Altersklasse der 25 bis 29Jährigen lag, 
nähern sich die Spitzenwerte der Altersklassen der 25 bis 29 und der 30 bis 34Jährigen in 2005 
an, 2007 überholt die ältere Klasse die jüngere erstmals. Im Vergleich von 2005 zu 2007 fällt 
ebenso auf, dass das Niveau gesunken ist, die 2007er Kurve liegt konstant unter der 2005er 
Kurve.  
 
4.2.2.2. Salzburg, Kärnten, Tirol 
 
Diese drei Bundesländer befinden sich in der Gruppe der mittleren Fertilität, die Unterschiede 
sind zum österreichischen Durchschnitt erwartungsgemäß nicht sonderlich hoch.  
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Abbildung 10: ASFR nach Fünfjahresklassen für Salzburg, Kärnten, Tirol und Österreich gesamt 
(2007) 
 
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
 
Bei Kärnten lässt sich kaum ein Unterschied feststellen, Salzburg weist in der Altersklasse der 
30 bis 34Jährigen eine höhere als die gesamtdurchschnittliche Rate auf. Einzig Tirol weist über- 
und unterdurchschnittliche Werte auf, so sind die jüngeren Altersklassen unterdurchschnittlich 
vertreten, während die Rate der älteren Klasse der 30 bis 34Jährigen überdurchschnittlich 
hoch liegt. Ebenso wie Vorarlberg, weist Tirol den Peak in der höheren Altersklasse der 30 bis 
34Jährigen auf. Auch in diesem Bundesland ist die Spitze erstmals 2007 gekippt.  
 
4.2.2.3. Wien, Steiermark, Burgenland 
 
Ganz anders stellt sich das Bild für die drei Bundesländer mit der niedrigsten Fertilität dar. 
Während die Steiermark zwar eine unterdurchschnittliche, jedoch vom Verlauf her sehr 
typische ASFR aufweist, lässt sich für das Burgenland erkennen, dass die jüngeren (15 – 24 
Jahre) und die älteren Klassen (30 – 49  Jahre) unter dem österreichischen Durchschnitt liegen, 
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während das hochfertile Alter (25 – 29 Jahre) eine extreme Spitze aufweist, die aber – im 
Gegensatz zu den anderen Bundesländern – dann stark abfällt.  
 
Abbildung 11: ASFR nach Fünfjahresklassen für Wien, Steiermark, Burgenland und Österreich 
gesamt (2007) 
 
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
 
Für Wien stellt sich ein ganz anderes Bild dar. Wie schon Hank (2002) für die Frauen in Städten 
ableiten konnte (vgl. Kapitel 3), weist auch hier das urbane Wien eine höhere als 
durchschnittliche ASFR bei den ganz jungen Altersklassen auf17, um dann im eigentlich 
durchschnittlichen gebärfähigen Alter rapide abzusinken. Der Verlauf dieser ASFR ähnelt der 
von Hank ausgewiesenen Abbildung zu den Kreisen mit niedriger Fertilität (siehe Abbildung 2). 
Wien weist, ähnlich wie Vorarlberg und Tirol, die Spitze der ASFR bei der höheren Altersklasse 
der 30 bis 34Jährigen auf. Erstaunlich ist, dass die Altersklasse der 35 bis 39Jährigen einen 
stark überdurchschnittlichen Anteil aufweist, der noch Vorarlberg - als Bundesland mit der 
höchsten Fertilität - überholt. Auch für die ältesten Klassen weist Wien einen 
überdurchschnittlichen Anteil auf. 
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 Sogenannte Teenagerschwangerschaften 
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4.2.3. Uneheliche Kinder 
 
Das folgende Kapitel stellt die Anteile der unehelichen Kinder auf Bundesländerebene da. Wie 
schon in Kapitel 4.2.2 wird auch hier die Unterteilung in jeweils drei Bundesländer 
vorgenommen. 
 
4.2.3.1. Vorarlberg, Oberösterreich, Niederösterreich  
 
Die nachstehende Abbildung 12 zeigt den Verlauf der Quoten unehelicher Kinder von 1982 bis 
2007. Es fällt auf, dass Oberösterreich einen überdurchschnittlichen Anteil an unehelichen 
Kindern aufweist, während sich für Vorarlberg und Niederösterreich ein stark 
unterdurchschnittlicher Anteil zeigt.  
 
Abbildung 12: Unehelichenquoten für Vorarlberg, Oberösterreich, Niederösterreich und 
Österreich gesamt (1982 - 2007) 
 
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
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Wie schon zuvor für Gesamtösterreich festgestellt werden konnte, lässt sich auch in diesen 
Bundesländern für 1988 – dem Jahr der Abschaffung der Heiratsbeihilfe - ein leichter Abfall des 
Anteils an unehelichen Kindern feststellen. Dieser fällt, bezogen auf einen Vergleich von 1987 
zu 1988, sehr stark für Oberösterreich aus (4,1 Prozentpunkte), weniger deutlich jedoch für 
Niederösterreich und Vorarlberg (1,7 und 1,4 Prozentpunkte).  
 
4.2.3.2. Salzburg, Kärnten, Tirol 
 
Die folgende Abbildung 13 zeigt die Anteile unehelicher Kinder für die Jahre 1982 bis 2007 in 
den Bundesländern Salzburg, Kärnten und Tirol. Bei allen drei Bundesländern fällt auf, dass sie 
teilweise sogar stark überdurchschnittliche Anteile aufweisen. Besonders hervor sticht hier das 
Bundesland Kärnten, insbesondere aufgrund des überdurchschnittlichen Anstiegs der Quote in 
den letzten Jahren.  
 
Abbildung 13: Unehelichenquoten für Salzburg, Kärnten, Tirol und Österreich gesamt (1982 - 
2007) 
 
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung 
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Während die Entwicklung noch bis zum Jahr 1988 recht konform zu den anderen 
Bundesländern verlief, erhöhte sich die Unehelichenquote ab diesem Zeitpunkt rapide. 1988 
wies Kärnten einen Wert von 30,1% auf, dieser liegt im Jahr 2007 bei 52,1%, was bedeutet, 
dass mehr Kinder unehelich als ehelich geboren werden. Kärnten hat, mit Ausnahme von 1988, 
seit 1982 den höchsten Anteil an unehelichen Kindern in ganz Österreich. Zudem lässt sich bei 
Kärnten ein starker Abfall der Quote im Jahr 1988 feststellen: Um 4,5 Prozentpunkte sank der 
Anteil nach Abschaffung der Heiratsbeihilfe. Die Kärntner haben somit sehr stark auf die 
Abschaffung dieser Förderung reagiert.  
Für Salzburg lässt sich festhalten, dass die Quote bis 1999 recht konstant verlief, erst dann 
erhöhte sie sich. Während Salzburg in den 80er Jahren vergleichsweise hohe Werte aufwies, ist 
der Verlauf ab 2000 zwar nach wie vor überdurchschnittlich, aber weit weniger stark als in den 
80er Jahren.  Salzburg reagierte zudem weitaus weniger stark auf die Abschaffung der 
Heiratsbeihilfe, der Wert sank von 1987 auf 1988 lediglich um 1,4 Prozentpunkte.  
Tirol weist einen Verlauf der Unehelichenquote auf, der recht konform zu der 
Gesamtösterreichs ist. Die Werte erweisen sich jedoch stets überdurchschnittlich. Tirol 
reagierte bei Abschaffung der Heiratsbeihilfe mit einem Absinken der Quote um 2,8 
Prozentpunkte im Jahr 1987, was in etwa dem österreichischen Durchschnitt entspricht (2,4 
Prozentpunkte) 
 
4.2.3.3. Wien, Steiermark, Burgenland 
 
Die folgende Abbildung 14 stellt die Anteile der unehelich zu den ehelich geborenen Kindern 
für das Burgenland, Wien und die Steiermark dar. Es fällt auf, dass die Steiermark stark 
überdurchschnittliche Werte aufweist. Diese Werte liegen direkt hinter denen von Kärnten, im 
Jahr 1988 weist es sogar den höchsten Wert auf. Die Steiermark hat im Jahr 2007 jedoch noch 
nicht die 50% Marke erreicht, der Wert liegt bei 47,9%. Im Jahr 1988 reagierte die Steiermark 




Abbildung 14: Unehelichenquoten für Wien, Steiermark, Burgenland und Österreich gesamt 
(1982 - 2007) 
 
Quelle: Statistik Austria, Demografisches Jahrbuch 2007, eigene Darstellung 
 
Das Burgenland weist eine relativ geringe Quote an unehelichen Kindern auf, die natürlich die 
letzten Jahre angestiegen ist, aber immer noch unter dem österreichischen Durchschnitt liegt. 
Bemerkenswert ist die Reaktion auf die Abschaffung der Heiratsbeihilfe: Das Burgenland 
reagierte nur marginal, die Quote stieg sogar um 0,5 Prozentpunkte.  
Wien weist ebenso einen unterdurchschnittlichen Anteil an unehelichen Kindern auf, der sogar 
– vom Durchschnitt ausgehend – die letzten Jahre weiter gesunken ist. Von allen 
Bundesländern weist Wien im Jahr 2007 die geringste Quote auf, sie liegt bei 31,2%. Dies 
erstaunt, da man davon ausgehen sollte, dass das urbane Wien eher zu den Bundesländern mit 
einer hohen Quote an unehelichen Kindern gehört. Ebenso reagierte Wien nur Verhalten auf 
die Abschaffung der Heiratsbeihilfe, die Quote sank lediglich um 0,8 Prozentpunkte.  
Die zuvor angeführten Kennziffern zu Österreich gesamt und den einzelnen Bundesländern 
haben deutlich gemacht, dass teils massive Unterschiede zum österreichischen 
Gesamtdurchschnitt bestehen. Dies motiviert zu der Frage, inwiefern sich diese Unterschiede 
auch auf Bezirksebene in Österreich feststellen lassen.  
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5. Determinanten des generativen Verhaltens 
 
Die Literatur diskutiert Einflussfaktoren auf das generative Verhalten, die auf der Ebene von 
Individuen und Haushalten oder aber auf der Ebene von Regionen erfolgen kann. Diese 
Faktoren können sich wechselseitig beeinflussen, was in der Analyse ihres relativen Einflusses 
zu berücksichtigen ist. 
Bevor das Mehrebenenmodell näher vorgestellt wird (siehe Kapitel 9) stellt der folgende 
Abschnitt zunächst einzelne Einflussfaktoren auf das generative Verhalten vor, die auf den 
oben beschriebenen Theorien beruhen. Empirische Arbeiten zu diesen Faktoren sollen die 
Auswahl untermauern. Es werden vornehmlich jene Arbeiten heraus gegriffen, die zusätzlich 
noch eine regionale Unterteilung aufweisen.  
 
5.1. Die Indikatoren 
 
Im Folgenden werden die Indikatoren beschrieben, die zur Analyse des generativen Verhaltens 
heran gezogen werden und die im theoretischen Teil der Arbeit hergeleitet wurden. Abbildung 
15 stellt den Zusammenhang in grafischer Form da.  
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Abbildung 15: Theoretisches Modell zur Erklärung von Fertilitätsentscheidungen  
 
 
Quelle: eigene Darstellung, in Anlehnung an Rille-Pfeiffer, 2007, S. 8 
 
5.1.1. Werte, Normen und Religion 
 
Das Thema „Werte und Normen“ bietet ein breites Spektrum. Cromm beschreibt Werte als „in 
einem Kulturbereich, sozialen System oder Subsystem mehr oder weniger anerkannte 
Grundauffassungen oder Vorstellungen über einen bestimmten ‚Soll-Zustand‘ (…) Werte sind 
kulturelle Orientierungen für menschliches Handeln, welches vom Einzelnen im Laufe seiner 
Sozialisierung weitestgehend übernommen wird“ (Cromm, 1988, S. 40). Werte werden von 
den handelnden Akteuren teilweise nicht erkannt und diese folgen sozusagen einem Instinkt.  
Aus Werten entstehen gewisse Handlungsrichtlinien, die als Muster für zukünftige 
Interaktionen dienen. Sie machen es den Akteuren einfacher, in bestimmten Situationen 
adäquat zu handeln. Aus diesen einzelnen Werten entstehen somit allgemeine Normen. 
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Normen sind allgemein geltende Vorschriften für menschliches Verhalten. Lässt man sich auf 
die Normen ein, vereinfacht die einerseits die Entscheidungen, andererseits können hieraus 
bei nicht normgerechtem Verhalten Strafen folgen.  
Den „Wert von Kindern“ kann man in diesem Zusammenhang in zweierlei Hinsicht bestimmen. 
Einerseits in einem gesellschaftlichen Kontext, und andererseits aus ihrem psychischen und 
ökonomischen Wert, der weiter oben unter der VOC Theorie analysiert wurde18.  
Nickel/Quaiser-Pohl (2001) beschreiben, dass hinsichtlich der VOC Theorie je nach Landes- 
oder Kulturzugehörigkeit einerseits der psychische oder andererseits der ökonomische Wert 
überwiegt. In hoch industrialisierten Ländern, wie den USA und Europa, dominieren die 
psychischen Werte, während in Ländern mit geringen Industrialisierungsgrad und niedrigem 
Wohlstandsniveau den Kindern noch ein hoher ökonomischer Wert zukommt. Sie stellen fest, 
dass gerade junge Eltern dem Kind einen durchaus negativen Wert zuordnen, wie 
beispielsweise Einschränkung der Freizeit, hohe monetäre Kosten, Sorgen und Ängste um das 
Kind, körperliche Belastung. Ebenso wurde den Kindern ein positiver Wert zugeordnet, 
allerdings konnte dieser weit weniger deutlich spezifiziert werden. Zudem lag ein großer 
Unterschied zwischen (noch) Kinderlosen und Eltern mit bereits einem Kind vor. Letztere 
waren besser in der Lage, sowohl die positiven, als auch die negativen Werte zu spezifizieren.   
Im Hinblick auf die VOC-Theorie stellt Nauck (2001) fest, dass sich die Größe der Familie über 
den ökonomischen oder psychischen Nutzen bestimmen lässt. Steht der Arbeits- oder 
Versicherungsnutzen im Vordergrund, so ist es eine effiziente Strategie, möglichst viele Kinder 
zu haben, da diese mehr Arbeit übernehmen können und eine größere Anzahl an Kindern im 
Alter eine bessere Absicherung bietet. Geht von den Kindern eher ein psychischer Nutzen aus 
und stiften Kinder eine soziale Beziehung, so ist es effizient, nur wenige Kinder zu haben, da 
ein Sättigungspunkt schnell erreicht ist und die Pflege einer sozialen Beziehung nicht über ein 
bestimmtes Maß hinaus betrieben werden kann. Nauck stellt fest, „für die Steigerung der 
sozialen Anerkennung durch Elternschaft gibt es dagegen keine eindeutige Lösung, da dies 
unmittelbar von den im jeweiligen sozialen Kontext geteilten Normen abhängt: Entsprechend 
kann normkonformes Verhalten sowohl in Kinderlosigkeit, in (einfacher) Elternschaft als auch 
in Kinderreichtum bestehen. Allerdings ist nicht davon auszugehen, dass sich solche Normen 
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 Es sei darauf hingewiesen, dass Hoffmann und Hoffmann (1973) als Begründer der Theorie in ihren 
neun Kategorien ebenfalls den Punkt „Religiöse, ethische und soziale Normen“ benennen.  
60 
„zufällig“ entwickeln, sondern ihrerseits mit den Opportunitätsstrukturen des jeweiligen 
Kontextes in engem Zusammenhang stehen.“ (Nauck, 2001, S. 418). 
Kopp (2002) untersucht das Geburtenverhalten in den USA und hier insbesondere das 
unterschiedliche generative Verhalten von schwarzen und weißen Frauen. Schwarze Frauen 
haben im Durchschnitt mehr Kinder, wobei die Begleitumstände meist nicht positiv sind: 
Teenager-Schwangerschaften, Armutsgefährdung und hohe Anteile an Alleinerziehenden sind 
häufig anzutreffen. Zu den Gründen für diesen Unterschied gibt es mehrere Thesen, bei einem 
Punkt ist sich die Mehrheit der AutorInnen jedoch einig: „Entsprechend der alten 
soziologischen Tradition werden diese Unterschiede häufig auf unterschiedliche Werte und 
Normvorstellungen, oder kurz auf eine divergierende Kultur der beiden Bevölkerungsgruppen 
zurückgeführt“ (Kopp, 2002, S. 181).   
Blau et al (2008) betrachten in ihrer Studie die Fertilität, das Arbeitsangebot und die Bildung 
der zweiten Generation von Immigranten in den USA und stellen fest, dass die Fertilität der 
Immigranten der zweiten Generation nach wie vor sehr hoch ist und somit die Assimilation in 
diesem Bereich gering ist; das Arbeitsangebot und die Bildung unter den Immigranten weist 
ebenfalls noch Unterschiede zu den Natives auf, jedoch sind diese nicht so hoch wie bei dem 
Geburtenverhalten. Interessant ist weiterhin, dass zwischen 1970 und 2000 die Geburten der 
Bevölkerung euopäischer oder nordamerikansicher Herkunft in den USA von 70,4% auf 18,2% 
gesunken ist, während die Geburten der Bevölkerung asiatischer oder lateinamerikanischer 
Herkunft von 28,3% auf 78,2% gestiegen sind.   
2007 wuchsen in Deutschland, laut dem Statistischen Bundesamt (2008), in Familien mit 
Migrationshintergrund rund 30% aller Kinder auf. 47,8% aller Familien mit 
Migrationshintergrund sind Ein-Kind-Familien, 36,4% haben zwei Kinder und 15,8% mindestens 
drei minderjährige Kinder. Bei Familien ohne Migrationshintergrund ist der Anteil der Ein-Kind-
Familien höher (54,4%), bei zwei Kindern ähnlich hoch (36,6%) und bei mindestens drei 
Kindern liegt der Wert bei gerade mal 9% und ist somit wesentlich geringer.  
Betrachtet man die Normen und Werte zu Kindern in Österreich, so kann angenommen 
werden, dass hier grundlegend starke Unterschiede zwischen den Regionen nicht vorliegen. 
Der Wert von Kindern hat generell abgenommen, die Norm sind eher Ein- bis 
Zweikindfamilien. Eine mögliche Erklärung für die jüngste Abnahme des Kinderwunsches in 
Österreich und in den anderen deutschsprachigen Ländern kann die so genannte „Low Fertility 
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Trap Hypothese“ bieten. Die am Wiener Institut für Demographie der ÖAW und dem 
Internationalen Institut für angewandte Systemforschung (IIASA) in Laxenburg entwickelte 
Hypothese besagt, dass der Kinderwunsch junger Menschen durch die Zahl der Kinder, die sie 
in ihrer Umgebung und den Medien erleben und sehen, beeinflusst wird. Erleben sie nur 
wenige Erwachsene mit Kindern, so spielen Kinder für ihre eigenen Lebensziele eine geringere 
Rolle. Es entwickelt sich eine Kultur der geringen Kinderzahl bzw. Kinderlosigkeit (Lutz et al, 
2007). Dieser Ansatz macht ebenfalls die Betrachtung regionaler Einheiten deutlich, denn 
genau in diesem räumlichen Kontext erfahren junge Menschen sowohl den Umgang als auch 
das Leben mit Kindern. 
Die vorangegangene Argumentation bezog sich vornehmlich auf den unterschiedlichen Wert 
von Kindern im direkten Sinne. Werte und Normen verfestigen sich jedoch auch in einem 
Bereich, der eher als indirekt anzusehen ist, wie beispielsweise Fremdbetreuung, 
Geschlechterrollen und Erziehung. Zu diesen Themen werden seit Jahren hitzige Debatten 
geführt, die nicht zuletzt durch unterschiedliche Wertvorstellungen hervorgerufen werden. 
Wie groß diesbezügliche Unterschiede sein können, zeigt eine Eurobarometer Sonderumfrage 
der Europäischen Kommission in 25 europäischen Ländern 2006 zum Thema „Childbearing 
Preferences and Family Issues in Europe“. Die folgenden Grafiken geben Ergebnisse aus dieser 
Befragung zu den Einstellungen betreffend Kinderbetreuung/Kindererziehung und 
Geschlechterrollen wider, wobei hier zwei Länder heraus gegriffen werden sollen: Österreich 
gehört zu den Ländern mit einer geringen Fertilität (TFR 2006: 1,41), Schweden zu den Ländern 
mit höherer Geburtenrate (TFR 2006: 1,85)19. Die ersten beiden Grafiken zeigen die Antworten 
von Frauen aus Österreich und Schweden der Altersgruppen 40 – 65 Jahre (dunkler Balken) 
und 15 – 39 Jahre (hell). Den Personen wurden Fragen zum Thema Kindererziehung und 
Geschlechterrollen gestellt, bei der sie die Möglichkeit hatten in fünf Kategorien zu antworten: 
totally agree, tend do agree, tend do disagree, totally disagree, don’t know. Die folgenden 
Abbildungen 16 und 17 weisen die Anteile der „totally agree“-Antworten aus.  
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 Daten aus dem demografischen Jahrbuch 2007, Statistik Austria. 
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Abbildung 16: Einstellung zu Geschlechterrollen österreichischer und schwedischer Frauen 
(2006) 
 
Quelle: Eurobarometer 2006, eigene Darstellung 
 
Für Österreich lässt sich feststellen, dass sich die Antworten der Frauen aus beiden 
Altersklassen sehr ähneln. Testa (2006) schreibt hierzu, dass bei fast allen Ländern die 
Antworten der beiden Altersklassen ähnlich sind, man jedoch feststellen kann, dass die ältere 
Gruppe (40 – 65 Jahre) etwas konservativer geantwortet hat, wie auch hier bei der ersten und 
letzten Frage zu erkennen ist.  
Die Antworten der schwedischen Frauen sehen diesbezüglich etwas anders aus. 
Erstaunlichweise fand gerade die jüngere Kohorte (15 – 39 Jahre) bei den Fragen eins und drei 
weniger Zustimmung als die ältere Kohorte der Frauen im Alter von 40 bis 65 Jahren. 
Andererseits fällt die Antwort zur Frage, ob eine Frau zu Hause bleiben und sich der 
Kindererziehung widmen sollte, sehr unterschiedlich aus (14 zu 3%) und dies in diesem Fall 
eben das etwas konservativere Denken der älteren Kohorte auszumachen ist. 
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Vergleicht man das Antwortverhalten, so fällt auf, dass österreichische Frauen was die 
Geschlechterrollen betrifft, wesentlich konservativer Antworten als die schwedischen Frauen. 
Die jüngere Altersklasse der schwedischen Frauen weist eine um 22%-Punkte höhere 
Zustimmung auf bei der ersten Frage, ob eine arbeitende Mutter ein ähnlich warmes 
Verhältnis zu ihrem Kind haben kann, wie eine nicht arbeitende Mutter. Auf die Frage, ob ein 
Vorschulkind leidet, sollte die Mutter einer Berufstätigkeit nachgehen, weisen die 
österreichischen Frauen beider Altersklassen eine um 14%-Punkte höhere Zustimmung auf. 
Ähnlich verhält es sich mit der Antwort zu dem Aspekt, ob das Familieleben leidet, sollte die 
Mutter einem Vollzeitjob nachgehen (11 bzw. 12%-Punkte). Hinsichtlich des 
Familieneinkommens sieht das Antwortverhalten umgekehrt aus: 69 bzw. 75% der 
schwedischen Frauen sind der Ansicht, dass beide Elternteile zum Einkommen beitragen 
sollen. Bei den österreichischen Frauen sieht dieses Bild völlig anders aus: Dem stimmen 35% 
zu, also um fast die Hälfte weniger. Dass die Frau idealerweise zu Hause bei den Kindern 
bleiben soll, findet bei den Schwedinnen kaum Unterstützung, die österreichsichen Frauen 
stimmen dieser Aussage immerhin zu 24% zu. Bezogen auf die jüngere Kohorte ist die 
Zustimmung zu dieser Aussage um das achtfache höher. Auffällig ist, dass das Urteil zu diesem 
Statement bei den Schwedinnen im Vergleich der Altersgruppen völlig unterschiedlich ausfällt 
(14 zu 3%), bei den Österreicherinnen genau gleich hoch ist (beide 24%). Die letzte Frage 
bezieht sich auf die Situation der Männer innerhalb der Familie. Dass die Familie leidet, wenn 
sich der Mann zu sehr auf den Job konzentriert, finden 41% der Schwedinnen in beiden 
Altersgruppen und 35% (bzw. 26%) der Österreicherinnen. Dies deutet bei den Schweden auf 
eine egalitäre Partnerschaft hin: Eine Erwerbstätigkeit der Frau wird unterstützt und gefordert, 
der Mann hingegen ist nicht nur für das Einkommen zuständig, im Gegenteil, von ihm wird 
ebenso der Einsatz in der Familie gefordert und nicht nur im Hinblick auf seinen Job. 
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Abbildung 17: Einstellung zu Geschlechterrollen österreichischer Männer (2006) 
 
Quelle: Eurobarometer 2006, eigene Darstellung 
 
Bei den österreichischen Männern lässt sich feststellen, dass die Zustimmung zu den 
Antworten hinsichtlich der Altersgruppen teilweise recht unterschiedlich ausfällt, was bei den 
österreichischen Frauen nicht der Fall war (vier von sechs Fragen wurden im selben Ausmaß 
beantwortet). Die jüngere Altersklasse weist eine weit weniger konservative Einstellung als die 
ältere Kohorte auf, was sich in allen sechs Antworten widerspiegelt.  
Vergleicht man aber dieses Antwortverhalten mit den schwedischen Männern, so sieht das 
Bild etwas anders aus. Ähnlich wie beim Vergleich der schwedischen zu den österreichischen 
Frauen, weisen auch hier die österreichischen Männer ein wesentlich konservativeres Bild auf. 
Von der jüngeren Altersklasse ausgehend, sind die Anteile mehr als doppelt so hoch bei den 
österreichischen Männern, die der Ansicht sind, dass Vorschulkinder leiden, sollte die Mutter 
einer Berufstätigkeit nachgehen. Ebenso, dass das Familienleben leidet, sollte die Mutter einen 
Vollzeitjob haben (22 zu 12%). Dass beide Elternteile zum Familieneinkommen beitragen 
sollen, wird gar von den Schweden mehr als doppelt so häufig genannt (76 zu 31%), bei der 
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älteren Kohorte der 40 bis 65jährigen ist es sogar fast dreimal so häufig (60 zu 22%). Ebenso 
wird die Einstellung, dass idealerweise die Frau bei den Kindern bleiben soll von den 
schwedischen Männern kaum unterstützt (7%), bei den österreichischen Männern findet diese 
Aussagen von 24% Unterstützung, also mehr als drei mal so viel. Ebenso sind die schwedischen 
Männer zu 38% der Ansicht, dass das Familienleben leidet, sollte der Mann sich zu sehr auf 
den Job konzentrieren, bei den österreichischen Männern wird dies zu 28% so gesehen.  
Der Vergleich der beiden Kohorten zeigt, dass sie Werte und Normen teilweise wenig ändern 
im Hinblick auf das Alter, aber die Unterschiede in den Ländern teilweise gravierend sind. Sie 
zeigen, dass Österreich weiterhin eine sehr konservative Einstellung zur Kindererziehung, vor 
allem zur Rollenverteilung der Geschlechter in der Erziehung hat.  
 
Cromm (1988) betont weiter die Bedeutung der Religion, wobei diese zwei unterschiedliche 
Einflüsse haben kann: 
- einen negativen Einfluss, der der Fortpflanzung entgegen steht (z.B. das Zölibat) und 
- einen positiven Einfluss, der die Familie und die Fortpflanzung fördert (z.B. durch 
Verbot von Abtreibung oder Verhütungsmitteln). 
 
Er konstatiert für Europa eine weitgehende Abspaltung von Religion und Fruchtbarkeit, betont 
allerdings den Stellenwert des Islam, wobei auch in den islamischen Regionen Europas20 
rückläufige Fertilitätsraten zu beobachten sind.  
Nauck (1993) untersucht für Deutschland das generative Verhalten von türkischen Frauen und 
bezieht sich insbesondere auf die VOC Theorie und der damit verbundenen Werte von 
türkischen Familien zu ihren Kindern. Es lässt sich feststellen, dass die Fragen der Kategorien 
ökonomisch-utilitaristisch, psychisch und sozial-normativ allesamt von den türkischen 
Personen mit deutlicherer Zustimmung beantwortet wurden, als von den deutschen Personen. 
So weisen sie höhere Zustimmung bei den positiven Eigenschaften, wie beispielsweise 
„machen das Leben erfüllter“ oder „geben einem das Gefühl gebraucht zu werden“, als auch 
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 Z.B. die islamischen Provinzen Ex-Jugoslawiens 
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bei den negativen auf, z.B. „lassen keine Zeit für eigene Interessen“ oder „schaffen Probleme 
in der Öffentlichkeit“ (siehe auch Nauck, 1998) .  
Darüber hinaus weisen die Ergebnisse dieser Studie auf eine deutlich zeitliche Verschiebung 
der Lebenslaufkomponenten hin. So schreibt Nauck „die Unterschiede zum generativen 
Verhalten in deutschen Familien werden am besten dadurch verdeutlicht, dass zu dem 
Zeitpunkt im Lebenslauf, an dem die Hälfte der deutschen Frauen geheiratet hat, die Hälfte der 
türkischen Frauen bereits zwei Kinder geboren hat“ (Nauck, 1993, S. 331). 
Aus welchen Gründen auch immer türkische Frauen mehr Kinder haben – das interessiert an 
dieser Stelle nicht weiter – Fakt ist, dass die Fertilität höher ist und somit einen beachtlichen 
Erklärungswert bei der Bestandsaufnahme zu den Fertilitätsunterschieden aufweisen kann.  
 
Für Österreich veranschaulicht folgende Abbildung die Fertilitätsraten in Bezug zur 
Staatsbürgerschaft der Mutter: 
 
Abbildung 18: Gesamtfertilitätsrate nach Staatsbürgerschaft der Mutter (1986 – 2006) 
 
Quelle: eigene Darstellung, Statistik Austria (2007) 
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Die Abbildung 18 stellt die Gesamtfertilitätsraten für Österreich für die Jahre 1986 bis 2006 
dar. Die Linie „Insgesamt“ zeigt die Werte für Inländer und Ausländer an, die Linie „Österreich“ 
die TFR für Frauen mit österreichischer Staatsbürgerschaft. Es fällt auf, dass die Fertilitätsraten 
der türkischen Frauen um ein Vielfaches höher sind als die der Inländerinnen. Für 1987 liegt 
der Wert bei 3,83 während Österreich insgesamt eine TFR von 1,43 aufweist. Im Jahr 2006 
weisen türkische Frauen noch immer eine fast doppelt so hohe Fertilitätsrate auf als 
österreichische Frauen (2,81 zu 1,41). Dennoch stellt sich die Frage, ob der Einfluss der 
türkischen Frauen (bzw. deren Kinder) auf die aggregierte Fertilität so groß ist, zumal die 
Gesamtfertilitätsrate („Insgesamt“) nicht wesentlich höher ist, als die der Österreicher. Den 
Hauptanteil an der Fertilität tragen die Österreicher selbst, sind sie ja in der Mehrheit. Somit, 
selbst bei wesentlich geringerer Fertilität, haben sie den stärksten Einfluss.  
 
5.1.2. Wohlfahrtstaat und Familienpolitik 
 
Nach Esping-Andersen (1990) lassen sich Wohlfahrtstaaten nach drei Typen einordnen: 
universalistisch, konservativ und liberal. Eine Erweiterung erfuhr diese Typologie als nun eine 
staats- und familienbasierte Mischform hinzukam. Grundlegend wird hierbei die Beziehung 
zwischen Markt, Staat und Familie beschrieben.  
Das universalistische Regime strebt eine Gleichheit aller Individuen an. Die sozialen 
Sicherungssysteme sind für alle Bürger frei zugänglich, eine Bedürftigkeitsprüfung existiert 
nicht, hohe Mindeststandards sind gegeben. Die Erwerbspartizipation steht im Vordergrund, 
da eine Gleichheit aller Individuen (insbesondere von Mann und Frau) hierin gesehen wird. Als 
Beispiel gelten die skandinavischen Länder. 
Das konservative Regime ist gekennzeichnet durch eine Erwerbszentrierung und hiermit 
Beitragsfinanzierung. Sozialleistungen werden zumeist temporär gezahlt und sind eine 
vorherige Erwerbstätigkeit oder aber Bedürftigkeitsprüfung gekoppelt. Die Gleichheit aller 
Individuen steht nicht im Vordergrund. Als Beispiel sieht Esping-Andersen Länder wie 
Österreich und Deutschland.  
Im liberalen Regime findet weitestgehend keine Beeinflussung des Marktes durch den Staat 
statt. Sozialstandards sind gering und eher an eine Armutsbekämpfung angelehnt. 
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Umverteilung zwischen den gesellschaftlichen Gruppen ist nicht vorgesehen und 
Transferleistungen sind an eine Einkommens- und Bedürftigkeitsprüfung gekoppelt. Beispiele 
sind die USA und Großbritannien.  
Das staats- und familienbasierte gemischte Regime kann als Mischform zwischen 
konservativem und liberalem System gesehen werden. Es existieren sowohl Bereiche, in 
denen ein hohes Ausmaß an staatlicher Fürsorge zu finden ist, als auch Bereiche, in denen sich 
der Staat eher zurück hält.  
Anlehnend an Esping-Andersen unterscheidet Gauthier (1996) fünf verschiedene 
familienpolitische Modelle.  
Das pro-natalistische Modell versucht das Geburtenverhalten positiv zu beeinflussen. Gerade 
kinderreiche Familien werden durch Transferzahlungen unterstützt. Familienpolitik wird hier 
als Bevölkerungspolitik verstanden. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird als zentrale 
Aufgabe des Staates verstanden. Da Frankreich – wie bereits oben erwähnt – schon früh dem 
Phänomen sinkender Geburtenzahlen konfrontiert war, ist die pronatalistische Familienpolitik 
nach wie vor von großer Bedeutung.   
Das pro-traditionelle Modell konzentriert sich im Wesentlichen auf die Kernfamilie und stellt 
hierbei großzügige, meist direkte Leistungen zur Verfügung. Die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf wird hierbei keine große Bedeutung beigemessen. Dieses Modell ist in gewisser Weise 
prozessorientiert, für Mütter bedeutet dies eine Unterbrechung ihres Erwerbslebens 
(Erwerbsphase – Familienphase – Erwerbsphase). Beispiele sind Deutschland und Österreich. 
Beim pro-egalitäre Modell steht die Gleichheit der Geschlechter im Vordergrund. 
Erwerbsbeteiligung beider Geschlechter wird als zentrales Thema verstanden, so dass gerade 
die öffentliche Kinderbetreuung gut ausgebaut und durch den Staat unterstützt wird. Eine 
Erwerbsunterbrechung aufgrund der Geburt ist durch großzügige Lohnersatzleistungen 
gekennzeichnet. Beispiele sind Schweden und Dänemark. 
Das nicht-interventionistische Modell sieht die Familie als Privatangelegenheit, so dass sowohl 
monetäre als auch nicht-monetäre Leistungen durch den Staat eher gering ausfallen. 
Familienpolitik ist eher durch Armutsvermeidung gekennzeichnet, so dass vornehmlich Geld 
an Familien mit geringem Einkommen fließt. Beispiele sind Großbritannien und Irland. 
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Im hybriden Modell hat Familienpolitik keine besondere Bedeutung bzw. eine klare 
Ausrichtung ist nicht erkennbar. Die Familie unterliegt einem traditionellen Verständnis, 
Unterstützungsleistungen erfolgen eher auf privater Basis (z.B. Netzwerke, Großeltern). 
Beispiele sind Italien und Spanien. 
Es stellt sich die Frage, inwiefern der Staat überhaupt Einfluss auf das Familienleben nehmen 
kann? Oder anders ausgedrückt: Kann individuelles Verhalten durch familienpolitische 
Maßnahmen gesteuert werden? 
Untersuchungen über die Auswirkungen der Familienpolitik sind zahlreich, so dass an dieser 
Stelle nur einige herausgegriffen werden sollen. So stellt Neyer (2006a) fest, dass die 
Familienpolitik in Schweden – und hier vornehmlich das einkommensabhängige Kindergeld – 
zu einer Angleichung des Geburtenverhaltens in den verschiedenen gesellschaftlichen 
Bildungsschichten geführt hat. Sie kommt zu dem Schluss, dass Familienpolitik die sozialen 
Unterschiede im Fertilitätsverhalten verringern bzw. vergrößern kann. Des Weiteren kann 
Familienpolitik einen Einfluss auf das Timing der Geburten ausüben. Dies bedeutet, dass ein 
vorhandener Kinderwunsch vorverlegt oder aufgeschoben wird. Durch das 
einkommensabhängige Kindergeld in Schweden werden junge Paare animiert, sich zunächst 
mit der Familiengründung Zeit zu lassen21, im Erwerbsleben Fuß zu fassen und somit einen 
Anspruch auf diese Lohnersatzleistung erwerben können. Des Weiteren wurde in Schweden in 
den 80er Jahren eine „Geschwindigkeitsprämie“ eingeführt. Wenn nach einer Geburt 
innerhalb von 30 Monaten eine zweite oder weitere Geburt erfolgt, wird man bei der 
neuerlichen Berechnung der Elterngeldhöhe bevorzugt eingestuft. Dies bedeutet, dass das 
letzte Arbeitseinkommen zugrunde gelegt wird und nicht die entsprechend niedrigere 
Kindergeldzahlung in der Zeit des vorherigen Kindes. Diese Regelung hat nachweislich die 
Altersabstände zwischen Geschwistern verringert (vgl. Anderson et al, 2006). 
Taskinen (2000) stellt bei der Beurteilung, ob Familienpolitik einen Einfluss auf die Fertilität 
haben kann, drei grundlegende Bedingungen auf: 
1. Im Lebensplan muss ein Kind vorgesehen sein. 
2. Bei der Familienplanung wird rational gehandelt. 
3. Externe Faktoren müssen bei der Familienplanung berücksichtigt werden. 
 
                                                           
21
 Dies spiegelt sich auch in einem relativ hohen durchschnittlichen Gebäralter wider. 
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Punkt eins kann auch mit der Präferenztheorie von Hakim (2002, 2000) in Verbindung gebracht 
werden. Hakim unterstellt hier, dass karriereorientierte Frauen eben keinen oder nur einen 
geringen Kinderwunsch aufweisen und dieser somit eben nicht in der Lebensplanung 
vorgesehen ist. Taskinen (2000) konstatiert, dass Familienpolitik sowohl der 
Empfängnisförderung als auch der Empfängnisverhütung dienen kann. Sie macht hierzu 
folgende Aussage: „One cannot conclude that good day care would tempt people to have 
more children – to be  sure, nobody will have children in order to put them into Kindergarten. 
What is obvious, however, is that lacking day-care facilities do prevent families to put their 
childbearing intentions into practice.“ (Taskinen, 2000, S. 6). Sie spricht hiermit die indirekte 
Wirkung der Familienpolitik an: Familienpolitische Maßnahmen können somit unter 
Umständen keine Verhaltensänderung bewirken, aber das Fehlen dieser Maßnahmen kann das 
gewünschte Verhalten verhindern (vgl. Rille-Pfeiffer, 2007, S. 17).   
Abbildung 19 gibt eine Übersicht über die verschiedenen familienpolitischen Leistungen in 
Österreich. Neben einer Definition dieser Leistung erfolgt eine Einstufung über das 
gewünschte Ziel dieser Maßnahme. Es wird deutlich, dass – wie bereits angesprochen – 




Abbildung 19: Zielsetzung der wichtigsten Familienleistungen in Österreich (Stand 2009) 
Leistung 
 
Definition der Leistung Zielsetzung 
Familienbeihilfe Einkommensunabhängige Leistung für Familien mit 
Kindern gestaffelt nach Alter und Kinderanzahl (€ 
105,40 – € 152,70) 
 
Kostenbeitrag 
Mehrkindzuschlag Ab dem 3. Kind, bedarfsabhängig: € 36,40 Fertilität steigern 
Kinderabsetzbetrag einheitlicher Steuerabsetzbetrag pro Kind (€ 58,40), 
wird zusammen mit der Kinderbeihilfe ausbezahlt 
Kostenbeitrag 
Kinderbetreuungsgeld (KBG) allgemeine Leistung (ohne Anwartschaftszeit). 
Variante 30 plus 6 Monate: € 14,53 tägl., Variante 20 
plus 4: € 20,80 tägl., Variante 15 plus 3: € 26,60 tägl.  
Teilweise 
Einkommensersatz 
Zuschuss zum KGB rückzahlpflichtiger, bedarfsabhängiger Kredit, € 
181,80 monatlich 
Armutsvermeidung 
Zuverdienstgrenze des KBG Jährlich 16.200€ Soziale Staffelung 
Alleinverdiener- (AAB) bzw. 
Alleinerzieher-absetzbetrag 
Haushaltseinkommensabhängige 
Lohnsteuerverminderung € 364 jährlich 
Finanzielle Entlastung 
Kinderzuschlag zum AAB € 130 (1. Kind), € 175 (2. Kind), € 220 (jd. weitere 
Kind) 
Kostenbeitrag 
Unterhaltsabsetzbetrag für unterhaltspflichtige Kinder, gestaffelt nach Anzahl  
 
Finanzielle Entlastung 
Sonderausgaben Steuerabsetzbetrag € 2.920, AAB verdoppelt + € 1.460 
ab drei Kindern 
Außergewöhnliche 
Belastungen  
Steuerlich absetzbar, Selbstbehalt 
Familienhärteausgleich Unverschuldete Notlage Armutsvermeidung 
Wochengeld Versicherungsleistung für Mütter, 8 Wochen vor und 
nach Geburt, einkommensabhängig 
Einkommensersatz 






Kinderzuschuss zur Pension Berücksichtig Familiensituation 
Hinterbliebenenversorgung Witwen-, Witwer-, Waisenpension 
Kindererziehungszeiten Anrechnung in der Pensionsversicherung jedenfalls: 
Ersatzzeiten bis 4. Geb. Kind od. nächste Geb. ab KBG 
2002: 18 BM, 30 EM ab Geburten 2004: 24 Monate 
BM, 24 EM KIEZ ab 2005: 48 BM 




Arbeitslosengeld (nach KBG) Wenn Anwartschaft erfüllt Armutsvermeidung 
Kinderbetreuungsbeihilfe Bei AMS-Maßnahme, Arbeitssuche Finanzielle Entlastung 
Elternteilzeit Rechtsanspruch bis 4. bzw. 7 Geburtstag des Kindes, 
abhängig von Betriebsgröße und Beschäftigungsdauer 
 
Vereinbarkeit 
verbessern Kinderkrippen, Kindergärten Mit Kostenbeiträgen, unterschiedliche Sätze in den 
Bundesländern 
Krankenversicherung Während KBG-Bezug, Mitversicherung Medizinische 
Versorgung Mutter-Kind-Pass 
Untersuchungen 
Laut Mutter-Kind-Pass, gratis 
Familienberatungsstellen 373 Standorte in Österreich Beratung 
Fahrtenbeihilfen für 
SchülerInnen u. Lehrlinge 
ordentlicher Schulbesuch im Inland, Freifahrt (mit 




Schulbuchaktion Selbstbehalt 10% 
In-Vitro-Fertilisation 70% Kostenersatz Fertilität steigern 
Quelle: eigene Darstellung, in Anlehnung an Felderer et al, 2006, S. 15 
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Von den immerhin 28 familienpolitischen Leistungen in Österreich, betreffen gerade einmal 
zwei Maßnahmen die Fertilität. Dies ist einerseits der Mehrkindzuschlag, der ab dem dritten 
Kind bezahlt wird, der sich auf € 36,40 beläuft und zudem bedarfsabhängig ist, andererseits die 
In-Vitro-Fertilisation, bei der der Staat vier Zyklen lang 70% der Kosten übernimmt. Bei beiden 




Lebensläufe sind höchst individuelle Prozesse, die jedoch von bestimmten Abläufen in den  
Lebensereignissen gekennzeichnet sind. Das sind in der Regel die Beendigung der Ausbildung, 
der Auszug aus dem Elternhaus, das Eingehen einer Partnerschaft, Heirat sowie der Beginn der 
Erwerbstätigkeit. Die Familiengründung findet sich ebenfalls innerhalb dieser Prozesse 
wieder22. Entscheidend bei der Beurteilung des generativen Verhaltens innerhalb dieser 
Prozesse sind die Aspekte, ob und wenn ja, in welcher zeitlichen Abfolge diese Prozesse 
auftreten (Quantum) und wie die zeitliche Platzierung dieser Prozesse aussieht (Timing). Es 
fällt auf, dass das „Normalprogramm“ dieser zeitlichen Abfolgen in den letzten Jahren immer 
weiter aufgeweicht wurde (vgl. Rille-Pfeifer, 2007). Hiermit ist sowohl die Abfolge dieser 
Prozesse, als auch deren zeitliches Eintreten gemeint. Es hat somit Auswirkungen auf den 
gesamten Lebenslauf einer Person, insbesondere jedoch auf dessen Familienplanung. Dies hat 
zur Folge, dass die Geburt eines Kindes immer weiter nach hinten verschoben oder gar nicht 
mehr vollzogen wird. So ist das durchschnittliche Fertilitätsalter der Mütter bei Geburt des 
ersten Kindes von 24,1 Jahren (1984) auf 27,8 Jahren im Jahr 2008 angestiegen. Das 
durchschnittliche Fertilitätsalter insgesamt stieg von 26,6 auf 29,5 Jahre. In allen europäischen 
Ländern ist mittlerweile das durchschnittliche Gebäralter der Frauen bei der ersten Geburt 
angestiegen (Neyer et al, 2006b). 
Neuere Untersuchungen weisen darauf hin, dass die Verweildauer im Bildungssystem einen 
entscheidenden Einfluss auf die Fertilität hat (vgl. Neyer et al, 2006b). Eine Familiengründung 
während der Ausbildungszeit ist eher unüblich, was mit folgenden Punkten erklärt werden 
                                                           
22 Diese Überlegungen orientieren sich an der Biografischen Theorie nach Birg (1996).  
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kann. Zunächst stellt sich für junge Erwachsene das zeitliche Problem, sowohl den 
ausbildungsbezogenen Zielen als auch den Anforderungen einer Elternschaft gerecht zu 
werden. Des Weiteren sind junge Erwachsene während dieser Zeit noch ökonomisch abhängig 
von anderen Personen, zumeist den eigenen Eltern. Außerdem ist – sowohl für Männer als 
auch für Frauen – der Druck gestiegen, zunächst finanzielle Unabhängigkeit zu erlangen. Vielen 
ist zudem in dieser Phase noch nicht klar, wie sie weiter ihr Leben gestalten möchten, sei es 
hinsichtlich einer Partnerschaft oder auch einer beruflichen Entwicklung. Bittmann und Rice 
(2000) sprechen einen weiteren Punkt an, sie nennen es „Rushhour des Lebens“. Hiermit ist 
die Konzentration vieler verschiedener Ereignisse innerhalb eines relativ kurzen 
Lebensabschnitts gemeint. In die berufliche Aufbauphase, die viel zeitliche und räumliche 
Flexibilität verlangt, fällt ebenso die Familiengründung. All dies sind Gründe, die gegen eine 
Familiengründung während der Ausbildung sprechen. Bei einer längeren Bildungsverweildauer 
wird somit die Familiengründung nach hinten verschoben und kann einen negativen Einfluss 
auf die Fertilität ausüben (vgl. Huinink, 2000b).  
 
5.1.4.  Bildung 
 
Analysen zum Zusammenhang zwischen Bildung und Fertilität sind zahlreich, ebenso deren 
unterschiedliche Ergebnisse (vgl. Huinink, 2000b). Der theoretische Zusammenhang stellt sich 
folgendermaßen dar: Steigende Bildungsinvestitionen erhöhen die Opportunitätskosten und 
führen zu einem Verzicht auf Kinder oder zu einer Reduktion der Kinderzahl. „Demografische 
Untersuchungen über den Zusammenhang von Bildung und Fertilität scheinen diese Annahme 
zu bestätigen: Frauen mit einem höheren Ausbildungsgrad bleiben häufiger kinderlos und 
haben im Verlaufe ihres Lebens weniger Kinder als Frauen mit einem niedrigeren 
Ausbildungsgrad“ (Neyer, 2006b, S. 11). 
Wie schon weiter oben geschrieben wurde, sollen vornehmlich Arbeiten präsentiert werden, 
die ebenso eine regionale Komponente aufweisen.  
Hank (2002) stellt für Deutschland fest, dass in Regionen mit hoher Fertilität neben der 
geringeren Bevölkerungsdichte (ländliche Gebiete) ein relativ geringes Bildungsniveau und ein 
relativ hoher Anteil im Agrarsektor vorliegen. Er beschreibt weiterhin, dass die Fertilität der 
Regionen stark mit der Verteilung der Bildung korreliert. So weisen Kreise mit hoher Fertilität 
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einen hohen Anteil an Frauen mit Hauptschulabschluss oder gar keinem Abschluss auf, 
während der Anteil der Frauen mit Abitur gerade mal bei einem Fünftel lag. Ein nahezu 
umgekehrtes Verhältnis ergibt sich bei Regionen mit niedriger Fertilität: Dort haben 36% der 
Schulabgängerinnen Abitur und nur 28% einen Hauptschulabschluss. 
Bertram und Henning (1995) betrachten die Kreise Deutschlands und teilen diese mittels einer 
Kontrastgruppenanalyse in 14 Regionen ein (z.B. Universitätsstädte, Nord-katholisches Land, 
Ruhrstädte usw.). Sie gehen grundlegend davon aus, dass weniger die individuellen Merkmale 
für die Bildungsbeteiligung von Bedeutung sind, als vielmehr das Milieu – also die Region – 
hierauf Einfluss übt. Sie stellen für die Gruppe der nach 1963 Geborenen, in den katholisch, 
ländlich geprägten Regionen fest, dass die Bildungsbeteiligung der Frauen und Männer hier 
bedeutend geringer ist, als in den städtischen Gebieten. Gerade Frauen weisen einen 
überdurchschnittlichen Anteil an Hauptschulabsolventen und einen unterdurchschnittlichen 
Anteil bei der (Fach)Hochschulreife auf. Vergleicht man diese Ergebnisse nun mit den Werten 
zum generativen Verhalten, so gehört die katholisch, ländlich geprägte Region eher zu den 
kinderreichen: Der Anteil der 6 bis 14Jährigen beläuft sich auf 9,25%, wohingegen die west- 
und süddeutsche Dienstleistungszentrum ein Minimum von 6,42%  und das Brandenburg-
/Mecklenburgische Land ein Maximum in Höhe von 11,95% aufweist. Bei Letzterem ist 
allerdings zu beachten, dass sich die höheren Werte aufgrund der höheren Geburtenraten 
Ostdeutschlands zur Vorwendezeit ergeben. Die Fertilitätsraten der ehemaligen DDR waren zu 
dieser Zeit höher als die Westdeutschlands. Betrachtet man somit nur die westdeutschen 
Gruppen, so weist das katholisch, ländlich geprägte Gebiet den höchsten Wert auf.  
Bertram und Henning (1995) werfen nun die Frage auf, ob nicht vielmehr die Religion als die 
Region für diesen Unterschied verantwortlich ist, handelt es sich doch um katholisch geprägte 
Regionen. Sie stellen auf der Individualebene jedoch fest, dass ebenso protestantische Frauen 
überdurchschnittlich oft einen Hauptschulabschluss aufweisen und hinsichtlich der 
Bildungsbeteiligung kein Unterschied zu den katholischen Frauen festzustellen ist.  
Ein weiterer Aspekt, der insbesondere gut ausgebildete Frauen betrifft, ergibt sich aus der in 
der Gesellschaft existierenden Homogamie-Norm. Diese besagt, dass Partner und Freunde 
nach ähnlichen Kriterien ausgesucht werden, so dass möglichst gleiche Bedingungen 
(Abstammung, Alter, Bildungsniveau, sozialer Status, finanzielle Lage, Hobbys, politische 
Neigung, Religion) in die jeweilige Beziehung eingebracht werden. Dies kann gerade für Frauen 
aus höheren Bildungsschichten zum Problem werden, da sich ihre Chancen auf dem 
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Heiratsmarkt mit zunehmendem Alter verschlechtern. Es kann somit sein, dass ein Teil dieser 
Frauen ungeplant kinderlos bleibt (vgl. Rille-Pfeiffer, 2008). 
 
5.1.5. Partnerschaft und Aufgabenteilung 
 
Sinkende Geburtenraten wurden in der Vergangenheit auch mit der Auflösung der Institution 
Ehe in Zusammenhang gebracht. Durch diese Auflösung, sah man ebenso die Elternschaft als 
weiterführendes Ereignis gefährdet (vgl. Rille-Pfeiffer, 2008, S. 23). Nave-Herz (1984) spricht in 
diesem Zusammenhang von einer eher emotionalen Partnerschaft, die mittels einer Ehe zu 
einer kindorientierten Partnerschaft wird. Allerdings wendet sie ein, dass der Zusammenhang 
Ehe und Kind eher einen umgekehrten Weg eingeschlagen hat: Wo es früher hieß „wenn Ehe, 
dann Kinder“ heißt es nun „wenn Kinder, nur dann Ehe“ (Nave-Herz, 1984, S. 49). Zahlreiche 
Studien bestätigen diesen Zusammenhang: Eine nichteheliche Lebensgemeinschaft wird häufig 
erst dann in eine Ehe umgewandelt, sobald ein Kind geplant oder unterwegs ist (vgl. 
Lauterbach, 1999). 
Hinsichtlich der Arbeitsaufteilung unterteilt Steinbach (2004) die Aufgabenteilung innerhalb 
eines Haushalts in Produktions- und Reproduktionsarbeit. Produktionsarbeit wird geleistet, um 
die finanzielle Versorgung des Haushalts sicher zu stellen (Erwerbsarbeit), Reproduktionsarbeit 
dient dazu, das Wohlergehen der Haushaltsmitglieder zu gewährleisten, sie wird jedoch nicht 
entlohnt. Reproduktionsarbeit wird innerhalb einer Familie wiederum unterteilt zwischen den 
Partner. Steinbach spricht – ausgehend von einem traditionellen Familienmodell – überspitzt 
formuliert, von typisch männlichen und typischen weiblichen Tätigkeiten. Folgende Abbildung 
20 zeigt die Aufteilung dieser Hausarbeiten nach Geschlecht. 
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Abbildung 20: Weibliche und männliche Tätigkeiten nach dem traditionellen Familienmodell 
 
Quelle: Steinbach, 2004, S. 3 
 
Steinbach spricht hierbei besonders den Umgang mit den Kindern an. Während die Frau für die 
Grundversorgung erledigt, und beispielsweise für die Wege mit und für Kinder zuständig ist, 
kümmern sich Männer eher im Sinne einer Freizeitbeschäftigung um ihre Kinder und spielen 
mit ihnen (vgl. Blättel-Mink et al, 2000). Empirisch lässt sich zeigen, dass die Frauen sich mehr 
Mithilfe bei den Haushaltstätigkeiten wünschen, interessant ist jedoch, dass sie keine 
Verlagerung auf den männlichen Partner möchten, sondern eine gleichberechtigte Aufteilung 
wünschen. Die traditionelle Arbeitsaufteilung in weibliche/männliche Tätigkeiten, möchten sie 
aber weiterhin grundlegend beibehalten. Steinbach wendet jedoch ein, dass wenn diese 
Frauen ihre Männer nicht dazu bewegen können, im Haushalt mehr zu leisten, dass dann 
wenigstens die „männlichen Arbeiten“ von ihnen verschont bleiben.  
Fthetanis und Engfer als Projektleiter der Studie der Landesbanken der Sparkassen (LBS) 
untersuchen für Deutschland den Übergang zur Elternschaft (LBS, 1997). Hierzu wurden 175 
Paare während der Schwangerschaft und vier Monate nach der Geburt interviewt. Auch hier 
ergab sich, dass die Frauen nach der Geburt wesentlich mehr Aufgaben übernahmen als die 
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Männer. Viele Arbeiten wurden während der Schwangerschaft noch zu gleichen Teilen 
verrichtet, vier Monate nach der Geburt verfielen die meisten Partnerschaften jedoch in das 
traditionelle Rollenbild und teilten die Aufgaben nach typisch männlichen und typisch 
weiblichen Arbeiten ein. 
 
5.1.6. Materielle Situation 
 
Wissenschaftliche Arbeiten, die den Zusammenhang zwischen materieller Situation und 
Elternschaft analysieren, sind eher rar (vgl. Rille-Pfeiffer, 2007, S. 26). Zumeist handelt es sich 
um Ausbildung oder Erwerbstätigkeit im Zusammenhang mit dem generativen Verhalten, 
weniger das Einkommen an sich. Aufgrund der ökonomischen Theorie lässt sich nach Becker 
(1996, 1991) ableiten, je höher das Einkommen, desto geringer die Wahrscheinlichkeit auf ein 
(weiteres) Kind. Mit dem Einkommen der Eltern steigen die Ansprüche an das Kind und um 
diesen Anforderungen gerecht werden zu können - wie beispielsweise die Investition in eine 
höhere Ausbildung und den damit verbundenen Kosten - verzichten sie auf (weitere) Kinder. 
Gerade für Frauen in höheren Einkommensschichten erhöhen sich die Kosten für Kinder, denn 
sie sind entweder gezwungen teure Fremdbetreuung in Anspruch zu nehmen oder es 
entstehen hohe Opportunitätskosten durch den Wegfall des Einkommens bei Eigenbetreuung.  
In einer länderübergreifenden Studie analysiert Hülskamp (2005) den Zusammenhang 
zwischen Nettohaushaltseinkommen und Kinderzahl. Sie unterteilt die europäischen Staaten 
hinsichtlich ihrer familienpolitischen Interventionsformen und legt hierbei folgende 
Klassifikation zugrunde: Einerseits ökonomische Interventionen (z.B. Kindergeldzahlungen), 
andererseits ökologische Interventionen (z.B. institutionelle Kinderbetreuung). Hülskamp 
(2005) kommt dabei zu folgendem Ergebnis: „So geht in Staaten, welche weder eine 
ökonomische noch ökologische Intervention aufweisen, ein höheres Einkommen häufiger mit 
Kinderlosigkeit, einer geringeren Fertilitätsrate und weniger Mehrkindfamilien einher als in 
Haushalten mit geringerem Einkommen. In Ländern mit ökologischer Intervention sind 
hingegen in wohlhabenderen Einkommensklassen häufiger Familien mit mehr Kindern und 
eine höhere Fertilitätsrate zu finden. Kinderlosigkeit ist dort ein Phänomen der untersten 
Einkommensklasse. Staaten mit ökonomischer Intervention weisen keinen eindeutigen 





Die steigende Erwerbstätigkeit der Frauen ist der am häufigsten diskutierte Einfluss auf das 
generative Verhalten. Generell lässt sich feststellen, dass die Erwerbstätigkeit von Frauen in 
den letzten Jahren gestiegen ist. Die Emanzipation und somit steigende Unabhängigkeit der 
Frauen wirkte sich sowohl auf die Bildung als auch die Einkommenssituation aus. Legt man nun 
Beckers Ansatz der steigenden Opportunitätskosten zugrunde, so wird schnell deutlich, dass 
ein negativer Zusammenhang zwischen Frauenerwerbstätigkeit und Fertilität vorliegen muss. 
Dies war länderübergreifend bis Mitte der 80er Jahre tatsächlich der Fall, anschließend dreht 
sich dieser Zusammenhang für die 21 OECD Staaten um (siehe Abbildung 20). 
 
Abbildung 21: Korrelation zwischen Fertilität und Frauenerwerbstätigkeit (1960 – 2000) 
 
Quelle: Engelhardt/Prskawetz, 2004, S. 3 
 
Wie die Grafik zeigt, besteht seit Mitte der 80er Jahre ein positiver Zusammenhang zwischen 
der Fertilität und der Frauenerwerbstätigkeit. Länder mit hohen Frauenerwerbsquoten weisen 
hohe Fertilitätsraten (z.B. Schweden), Länder mit niedriger Frauenerwerbstätigkeit ebenso 
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niedrige Fertilitätsraten auf (z.B. Italien). Es stellt sich die Frage, ob eine Korrelation der 
Erwerbstätigkeit zur Fertilität für Frauen im gebärfähigen Alter (15 bis 45 Jahre) nicht sogar zu 
einem noch stärkeren Zusammenhang führen würde.  
Interessant ist an dieser Stelle, dass die in Schweden in den 70er Jahren verfolgte Politik die 
Frauenerwerbstätigkeit zu fördern und im Zuge dessen das Betreuungsangebot für Kinder zu 
erhöhen, nie eine gezielt familienpolitische oder pronatalistische Politik war. Sie diente 
vielmehr der Gleichstellung der Frauen, wobei man den Schlüssel hierzu auf dem Arbeitsmarkt 
sah. Die später angestiegene Fertilität wurde somit eher als positiver Nebeneffekt gesehen. 
Das einkommensabhängige Kindergeld, wie es 2007 in Deutschland von Familienministerin 
Ursula von der Leyen eingeführt wurde, und als familienpolitische Leistung kontrovers 
diskutiert wurde, wurde in Schweden als Frauenpolitik verstanden und nicht im 
Zusammenhang mit der Fertilität gesehen.  
Lavaud (2002) weist darauf hin, dass die Diskussion über Rabenmütter in Schweden und auch 
Dänemark bereits in den 70iger Jahren geführt wurde. Dies bezog sich vornehmlich auf 
berufstätige Mütter. Sie stellt fest, dass es in der heutigen Zeit in Schweden nicht mehr in 
diesem Sinne thematisiert wird. In Frankreich beispielsweise ist der Begriff Rabenmutter, mit 
der dahinterstehenden Definition, nicht weiter von Bedeutung: „Das diskriminierende Wort 
„Rabenmutter“ ist bei unserem westlichen Nachbarn nahezu unbekannt, wohl aber das 
Gegenteil, die „mère poule“, die Mutterglucke, die ihre Kinder nicht loslassen will“ (Bauer-
Hailer/Wezel, 2007, S. 16). Frankreich verfolgte schon Anfang der 60iger Jahre eine Politik, der 
es Familien erleichtern sollte, Kind und Beruf zu vereinbaren. Berufstätige Mütter sind 
mittlerweile in Frankreich selbstverständlich geworden und müssen sich nicht rechtfertigen. Im 
Gegenteil, ihr Prestige ist sogar höher, wenn sie einer Berufstätigkeit nachgehen, als wenn sie 
zu Hause ihre Kinder betreuen. Dies spricht für die These, dass die bis dato verfolgte 
Familienpolitik des Landes zu einer solchen Einstellung führen kann. Dem Einwand, dass sich 
zunächst die Einstellung geändert hat und die Familienpolitik hierauf entsprechend reagiert 
hat, kann hinsichtlich dieser zweier Ländern nicht statt gegeben werden.  
 
Birg et al. (2006/2007) wenden hinsichtlich der Frauenerwerbsquote im Zusammenhang zur 
Fertilität ein, „dass simple Korrelationen wie die zwischen der Frauenerwerbsquote und der 
Geburtenrate eines Landes [k]einen ernstzunehmenden Beitrag zur Erklärung des generativen 
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Verhaltens leisten, ganz abgesehen davon, dass Korrelationen zwischen Daten für Länder nur 
Ergebnisse auf einer hohen Aggregatebene erbringen können, so dass Rückschlüsse auf das 
Verhalten von Individuen schon aus methodischen Gründen nicht möglich sind. Obwohl diese 
Fragen längst hinlänglich geklärt und die vielfältigen Ergebnisse in der Fachliteratur seit 
zwanzig Jahren publiziert sind, wird heute von Politikern und ihren wissenschaftlichen 
Beratern behauptet, zwischen der Geburtenrate eines Landes und der Frauenerwerbsquote 
bestehe ein positiver Zusammenhang, so dass eine Anhebung der niedrigen Geburtenrate in 
Deutschland durch eine Erhöhung der Frauenerwerbsquote erreicht werden könne.“ (Birg, et 
al., 2006/2007, S. 6).  
 
Kögel (2004) führt eine Veränderung des Zusammenhangs zwischen Fertilität und 
Frauenerwerbstätigkeit ebenfalls nicht auf einen direkten Einfluss zurück, vielmehr seien zwei 
verdeckte Faktoren dafür verantwortlich. So merkt er kritisch an, dass zum einen 
länderspezifische Faktoren, wie institutionelle Veränderungen, nicht berücksichtigt werden 
(beispielsweise der Wandel sozialer Normen, Maßnahmen in der Familienpolitik und eine 
veränderte Haltung gegenüber arbeitenden Müttern). Zum anderen verweist er auf viel zu 
heterogene Entwicklungen in den einzelnen Ländern. So wies Schweden schon in den 80er 
Jahren hohe Frauenerwerbsquoten und Fertilitätsraten auf, während beispielsweise Italien im 
Verlauf der 80er Jahre teilweise rückläufige Quoten feststellen musste.  
 
Vitali et al (2007) untersuchen anhand des europäischen Datensatzes ESS-223 Hakims Präferenz 
Theorie (siehe Kapitel 2). Hakim (2002, 2000) unterstellt, dass Frauen sich in drei Gruppen 
einteilen lassen (familienorientiert, karriereorientiert und adaptiv) und diese somit einen 
unterschiedlichen Zugang zur Erwerbstätigkeit haben. Anhand spezifischer Fragestellungen in 
diesem Survey-Datensatz, teilten sie die Antworten der Frauen in die drei oben genannten 
Kategorien ein. Bei (starkem) Widerspruch zur Frage, ob eine Frau „should be prepared to cut 
down on her paid work for the sake of her family“, teilten sie diese Frauen beispielsweise als 
karriereorientiert ein.  
Hiermit liegen für die meisten europäischen Länder, und auch für Österreich, interessante 
Ergebnisse vor, die insbesondere die Familienpolitik betreffen. Bei der Klassifikation der 
Frauen in die o.a. Gruppen kann man für Österreich feststellen, dass – wie erwartet – der 
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 EES-2: European Social Survey Round 2, 2004/5 
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größte Teil zu den adaptiven Frauen zählt (10% familienorientiert, 76% adaptiv und 14% 
karriereorientiert). Interessant ist an dieser Stelle, dass in den sozialdemokratischen Ländern 
wie Dänemark, Schweden und Norwegen, die sich durch hohe Geburtenraten auszeichnen, die 
Anteile auffallend verschoben sind: In Schweden sind 2% familienorientierte Frauen, 65% sind 
adaptiv und 33% karriereorientiert eingestellt. Der Anteil der Kinderlosen ist unter den 
schwedischen karriereorientierten Frauen nicht besonders hoch.  
Vitali et al (2007) teilen die Frauen weiter nach der Anzahl der Kinder ein. Wie erwartet 
tendieren die karriereorientierten Frauen zu weniger bzw. gar keinen Kindern, die 
familienorientierten Frauen in Österreich stechen insbesondere bei der Anzahl der Kinder 
hervor: Gerade mal 21% (2%) der karriereorientierten Frauen haben zwei (drei oder mehr) 
Kinder, bei den familienorientierten sind es 38% (14%). Für die Familienpolitik interessant 
werden die Angaben zu den adaptiven Frauen. Hier weist Österreich hinsichtlich Kinderzahl mit 
die schlechtesten Werte auf: Mehr als die Hälfte (51%) dieser Frauen ist kinderlos.  
 
Wie bereits erwähnt, sind Arbeiten, die sich mit dem Thema Erwerbstätigkeit der Frau im 
Zusammenhang mit dem generativen Verhalten beschäftigen, zahlreich. Jedoch geht es 
oftmals lediglich um eine Korrelation, also einen einfachen Zusammenhang dieser Situationen. 
Es liegen jedoch kaum Arbeiten vor, die den kausalen Zusammenhang der Erwerbstätigkeit auf 
das Geburtenverhalten erfassen. Schröder (2000) stellt sich hierzu die Frage, ob die 
Erwerbstätigkeit von Frauen einen Einfluss auf ihre Fertilität hat, oder ob der Zusammenhang 
darauf zurück zu führen ist, dass das Vorhandensein von Kindern zu einer geringeren 
Erwerbsbeteiligung führt. Sie kommt zu folgendem Ergebnis:  „Nicht die Erwerbsbeteiligung 
scheint der Auslöser dafür zu sein, dass nicht erwerbstätige Frauen eher Kinder bekommen als 
erwerbstätige. Die Ursache scheint vielmehr darin zu liegen, dass Frauen mit starker 
Kindorientierung bzw. Frauen, die sich konkret für ein Kind entschieden haben, sich eher in die 
Nichterwerbstätigkeit selektieren als  Frauen, die eine geringe Kindorientierung haben bzw. 
noch nicht den konkreten Entschluss gefasst haben, in der nächsten Zeit ein Kind zu 
bekommen“ (Schröder, 2000, S. 32). Sie spricht in diesem Zusammenhang von Selbstselektion. 
Diese Überlegungen orientieren sich an Hakim (2000, 2002), die die Frauen in 




Andersson et al (2004) wenden ein, dass beim Zusammenhang der Erwerbstätigkeit zum 
generativen Verhalten zu sehr die Frauen im Vordergrund stehen. „Die Befunde einiger 
neuerer empirischer Studien unterstreichen die Notwendigkeit die Erwerbssituation von 
Männern in Analysen zur Familiengründung explizit zu berücksichtigen. Eine wesentliche Rolle 
kommt hier berufsbiographischen Unsicherheiten – z.B. durch Arbeitslosigkeit – zu, die sich 
negativ auf die Heiratswahrscheinlichkeit sowie den Übergang zur Elternschaft auswirken 
können. In einer Situation, in der Männer ihre Vorsorgefunktion u.U. nur noch eingeschränkt 
erfüllen können und in der der Anteil ihres Arbeitseinkommens am Haushaltseinkommen sinkt, 
wächst die Bedeutung des (relativen) Einkommens der Frau – mit einem möglicherweise dann 
positiven Nettoeffekt auf die Fertilitätsentwicklung.“ (Andersson et al., 2004, S. 5) 
Del Bono et al. (2008) können für Österreich zeigen, dass gerade gut ausgebildete Frauen nach 
einer Kündigung oftmals viele Jahre auf Kinder verzichten oder aber gar keine Kinder mehr 
bekommen. Dies ist vor allem bei gut ausgebildeten oder Frauen mit einem hohen Zuwachs an 
Einkommen vor der Kündigung zu beobachten.  
Diese Ausführungen zeigen, dass das Thema Arbeitslosigkeit in unterschiedlicher Weise zu 
interpretieren ist. Für weniger gut ausgebildete Frauen kann die Geburt eines Kindes eine gute 
Alternative zu anderen Lebensentwürfen darstellen, für gut ausgebildete Frauen kann ein Kind 
durchaus als Konkurrenz zu anderen Alternativen gesehen werden. Für Männer stellt 
Arbeitslosigkeit, hinsichtlich der Heiratschancen und auch Familiengründung, eher ein 
Hindernis dar. 
 
Die Erwerbstätigkeit von Mann und Frau kann nicht unabhängig von der Zufriedenheit mit 
dieser gesehen werden. Folgende Ausführungen machen den Zusammenhang deutlich. 
Fthenakis und Engfer (LBS, 1997) untersuchen die Zufriedenheit von Frauen mit und ohne 
Kinder hinsichtlich der Erwerbstätigkeit. Dies ergibt folgendes Bild: 
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Abbildung 22: Berufszufriedenheit von Frauen und Männern mit und ohne Kind 
 
 
Quelle: LBS, 1997, S. 4 
 
 
Die Zufriedenheit der berufstätigen Frauen mit Kind(ern) ist mehr als doppelt so hoch wie die 
Zufriedenheit mit der Erwerbstätigkeit von Frauen ohne Kind. Fthenakis und Engfer wenden 
jedoch ein, dass es sich hierbei womöglich um eine Gruppe von Frauen handelt, die in der 
Erwerbstätigkeit Befriedigung und Erfüllung sehen, da sie sehr schnell in den Job zurück 
gekehrt sind. Auch arbeitet diese Gruppe eher in einem reduzierten Umfang. Interessant ist an 
dieser Stelle ebenso, dass die Zufriedenheit der Männer mit ihrer Erwerbstätigkeit nach Geburt 
des Kindes abnimmt.  
 
Hinsichtlich der Erwerbstätigkeit von Müttern ist es natürlich von Bedeutung, wie zufrieden sie 
an ihrem Arbeitsplatz sind. In Österreich besteht die Möglichkeit, direkt nach dem 
Mutterschutz (sechs Wochen nach Geburt) wieder arbeiten zu gehen oder aber die Karenz zu 
wählen, die einen Kündigungsschutz bis zu 2,5 Jahren beinhaltet. Es ist anzunehmen, dass 
gerade Frauen, die eine hohe Arbeitsplatzzufriedenheit aufweisen, rascher auf den 
Arbeitsplatz zurück kehren. Folgende Abbildung 22 stellt die Arbeitsplatzzufriedenheit von 
Frauen insgesamt und unterteilt nach dem höchsten und niedrigsten Bildungsabschluss dar. 
Die Werte sind dem Arbeitsklimaindex der oberösterreichischen Arbeiterkammer entnommen. 
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Abbildung 23: Arbeitsplatzzufriedenheit von Frauen insgesamt, mit Uni-/Fachholschulabschluss 
und Pflichtschulabschluss (1997 – 2008) 
 
Quelle: Arbeiterkammer Oberösterreich, http://www.db.arbeitsklima.at/ 
 
 
Grundlegend kann für die Frauen in Österreich festgehalten werden, dass ihre 
Arbeitsplatzzufriedenheit seit 1997 zugenommen hat. Betrachtet man nun den Verlauf der 
Frauen mit Pflichtschulabschluss, so fällt auf, dass dieser erstens stets unterdurchschnittlich ist 
und zweitens größeren Schwankungen unterliegt. Teilweise nähern sich die Werte an (z.B. für 
1999, viertes Quartal, mit 106 zu 107 Punkten) teilweise ist der Abstand zu den Frauen 
insgesamt sehr groß (z.B. für das Jahr 2007, viertes Quartal, mit 101 zu 112 Punkten). Auch 
wenn die Werte unterdurchschnittlich verlaufen, so ist festzuhalten, dass insgesamt die 
Zufriedenheit mit dem Arbeitsplatz gestiegen ist. Bei den Frauen mit Uni-
/Fachhochschulabschluss stellt sich insgesamt ein anderes Bild dar. Die Werte verlaufen zu 
80% überdurchschnittlich, insgesamt weisen sie somit eine höhere Arbeitsplatzzufriedenheit 
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auf, sowohl bezogen auf den Durchschnitt, als auch bei den Frauen mit Pflichtschulabschluss. 
Auch hier kann festgehalten werden, dass die Zufriedenheit in den letzten Jahren 
zugenommen hat.  
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6. Deskriptive Ergebnisse 
 
Das folgende Kapitel gibt die ersten deskriptiven Ergebnisse auf Bezirksebene wieder. Vorab 
wird zunächst auf die abhängige und die unabhängigen Variablen eingegangen und die 
Probleme, die sich mit diesen Daten ergeben. Des Weiteren werden die unabhängigen 
Variablen hinsichtlich ihres Zusammenhangs zur regionalen Fertilität untersucht. Dies erfolgt 
zunächst über einen erwarteten Zusammenhang, der sich aus den theoretischen und 
empirischen Studien ableiten lässt und der dann mittels bivariater und partieller Korrelationen 
für die politischen Bezirke untersucht wird. 
 
6.1. Beschreibung der Maßzahlen und Daten 
 
Im Folgenden soll ein Überblick über unterschiedliche Maßzahlen innerhalb der Demografie 
gegeben werden. Wie weiter oben schon angedeutet wurde, ist gerade die Auswahl der 
abhängigen Variablen problematisch, da es sich um teilweise recht dünn besiedelte Regionen 
handelt.  
 
Eine einfache Möglichkeit zur Messung des generativen Verhaltens kann die Anzahl der 
Geburten sein, wobei schon hier zu hinterfragen ist, ob nur Lebendgeburten oder auch 
Totgeburten eingeschlossen werden sollen. Diese sehr einfache Größe berücksichtigt natürlich 
nicht die Bevölkerungsanzahl. Ein recht kleines Land wie Österreich (bzw. kleine Regionen) 
wird im Vergleich zu den Geburten eines Landes wie Deutschland (bzw. im Vergleich zu großen 
Regionen) immer schlechter dastehen, unabhängig davon, wie hoch die 
Fortpflanzungsintensität wirklich ist.  
 
Als einfache Maßzahl der Fertilitätsentwicklung kann die rohe Geburtenrate gesehen werden. 
Diese berücksichtigt die Zahl der Geburten eines bestimmten Kalenderjahres je 1000 
Einwohner. Allerdings finden hierbei der Altersaufbau und die Geschlechterproportion keine 
Berücksichtigung. Dadurch wären im Fertilitätsvergleich Regionen mit einem hohen Anteil an 
Frauen im gebärfähigen Alter bevorzugt. 
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Man kommt somit zur allgemeinen Fruchtbarkeitsrate (AFR). Diese Rate wird in der Regel als 
die Zahl der Geburten in einem Jahr je 1000 Frauen zwischen 15 und 44 Jahren (bzw. 49 
Jahren) definiert. Kopp (2000) merkt an, dass „selbst die einfachsten Maßzahlen häufig die 
wichtigsten Entwicklungen recht gut widerspiegeln“ (Kopp, 2000, S. 25). 
 
Bei Vergleichen zu Fertilitätsraten wird zumeist die Gesamtfruchtbarkeitsrate „Total Fertility 
Rate“ (TFR) oder auch Periodenfertilität verwendet verwendet. Dies ist die durchschnittliche 
Anzahl von Kindern, die von einer Frau im Verlauf ihres Lebens lebend geboren worden wären, 
wenn sie in jeder Altersstufe in Übereinstimmung mit den altersspezifischen 
Fruchtbarkeitsraten Kinder geboren hätte. Sie wird ermittelt, indem die altersspezifischen 
Fruchtbarkeitsziffern summiert und durch 1000 geteilt werden. Sie ist ein theoretisches Maß, 
das die Fertilitätsverhältnisse eines Jahres widerspiegelt. Aufgrund der teilweise geringen 
Anzahl an Geburten in einigen Bezirken, kann jedoch nicht auf die TFR zurückgegriffen werden. 
 
Im Gegensatz zur Periodenfertilität misst die Kohortenfertilität die tatsächlich geborenen 
Kinder einer Frau eines Geburtsjahrgangs. Sie unterliegt weniger großen Schwankungen als die 
Periodenfertilität, kann jedoch erst rückwirkend bestimmt werden, sobald die reproduktive 
Phase eines Jahrgangs abgeschlossen ist. Beispielsweise beeinflusst das Timing, also das 
Aufschieben der Geburten, direkt die Periodenfertilität, die Kohortenfertilität ist hiervor 
jedoch nicht betroffen.  
 
Es wird in den folgenden Analysen die allgemeine Fruchtbarkeitsrate (AFR) zugrunde gelegt, 
welche die tatsächlichen Geburten während eines Zeitraums in einer Region mit der Anzahl 
der in der Region lebenden Frauen im gebärfähigen Alter vergleicht. Im Folgenden wird hierfür 
die Anzahl der Geburten der letzten vier Jahre (1998 bis 2001) ins Verhältnis zur Anzahl der 
Frauen zwischen 20 und 49 Jahren dieser Jahre gesetzt (AFR 4). Hierüber wurde dann das 
arithmetische Mittel gebildet. Einige Bezirke (z.B. der Bezirk Rust) weisen pro Jahr eine so 
geringe Anzahl an Geburten auf, dass es andernfalls zu Verzerrungen kommen würde. Es ist zu 
beachten, dass es sich hierbei um Geburten und nicht um das Alter der Kinder unter fünf 
Jahren handelt. Diese Implikation ist insofern von Bedeutung, als dass es gerade in den ersten 
Jahren nach der Geburt, z.B. aufgrund der Wohnungsgröße, vermehrt zu Umzügen in andere 
Bezirke kommen kann. Wanderungsverzerrungen liegen somit nicht vor. 
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Die Daten zur Berechnung dieser Indikatoren für österreichische Regionen wurden im Rahmen 
der Volkszählung 2001 erhoben. Sie stehen auf der Homepage der Statistik Austria über ISIS 
(kostenpflichtig) zur Verfügung.  
 
Bevor die AFR4 hinsichtlich ihres Zusammenhangs zur Fertilität auf Ebene der politischen 
Bezirke analysiert wird, soll vorab – um einen ersten Einblick zu erhalten – ein Überblick über 
die Streuung der AFR4 der politischen Bezirke auf Bundesländerebene gegeben werden.  
 
Folgende Abbildung 24 stellt die Daten der AFR4 der politischen Bezirke in Bezug zu den 
Bundesländern dar. Das Burgenland (Bundesland 1) weist insgesamt recht niedrige Werte auf. 
Hier ergibt sich ein Mittelwert von 20,91, wobei der österreichische Gesamtdurchschnitt bei 
23,28 liegt. Das Burgenland weist insgesamt die niedrigste Fertilität von allen Bundesländern 
auf, was sich – zumindest teilweise – auch in den einzelnen politischen Bezirken widerspiegelt. 
Zumindest kann gesagt werden, dass selbst die höchsten Werte der politischen Bezirke des 




Abbildung 24: Die Verteilung der allgemeinen Fruchtbarkeitsrate (AFR4) der politischen Bezirke 
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Quelle: eigene Darstellung 
 
Das zweite Bundesland (Kärnten) weist insgesamt eine etwas höhere Geburtenrate auf 
(Mittelwert: 23,22), die nur leicht unter dem österreichischen Gesamtdurchschnitt liegt.  
Für Niederösterreich (Bundesland 3) ist zu erkennen, dass sich viele Bezirke eher im oberen 
Bereich wiederfinden. Der Mittelwert ist höher (24,00) und liegt über dem österreichischen 
Gesamtdurchschnitt. Niederösterreich gehört zu den Bundesländern mit der höchsten 
Fertilität der letzten Jahre.  
Ein ähnliches Bild ergibt sich für Oberösterreich, welches den poltischen Bezirk mit der 
höchsten Geburtenrate aufweist: Kirchdorf an der Krems (28,79). Nach unten gibt es einen 
Ausreißer (Linz-Stadt), ansonsten finden sich alle politischen Bezirke Oberösterreichs eher im 
oberen Bereich wider. 
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Auch Salzburgs Bezirke (Bundesland 5) kennzeichnen sich durch eher höhere Geburtenraten, 
wie schon in Oberösterreich ist jedoch auch hier die Landeshauptstadt (Salzburg-Stadt) durch 
eine sehr geringe Rate (19,51) vertreten.  
Die Steiermark (Bundesland 6) findet sich eher im unteren Bereich wieder und weist einen 
ähnliche Struktur der Bezirke wie Kärnten auf. Innerhalb dieses Bundeslandes findet sich nicht 
die Landeshauptstadt Graz an letzter Stelle, sondern Bruck an der Muhr, welche 
überaschenderweise nicht zu den städtischen Gebieten zählt und durch eine sehr geringe 
Einwohnerdichte gekennzeichnet ist. 
Beim siebten Bundesland (Tirol) fällt die große Spannweite auf. Innsbruck-Stadt ist durch eine 
sehr geringe Geburtenrate gekennzeichnet (19,89) und ist ähnlich wie in Salzburg weit 
abgeschlagen. Alle anderen Bezirke befinden sich eher im oberen Bereich mit einer 
überdurchschnittlichen Geburtenrate.  
Vorarlberg (Bundesland 8) ist nur durch vier Bezirke vertreten, die sich allesamt eher im 
oberen Bereich wiederfinden. Der Mittelwert der AFR4 liegt bei 27,03 und somit weit über 
dem österreichischen Durchschnitt von 23,28. Nicht die Landeshauptstadt Bregenz, sondern 
Bludenz weist hier einen etwas geringeren Wert auf.  
Das Bundesland Wien weist hier mit den 23 Wiener Gemeindebezirken die größte Spannweite 
auf. Der Mittelwert liegt bei 20,03, wobei der achte Bezirk die geringste Geburtenrate für ganz 
Österreich aufweist: 15,47. Ähnlich geringe Werte lassen sich für den ersten und neunten 
Bezirk feststellen. Zwei Gemeindebezirke weisen jedoch sogar überdurchschnittliche Werte 
auf, dies sind der 11. und der 22. Bezirk.  
Die zuvor besprochenen Ergebnisse und Probleme betrafen die Maßzahlen und somit die 
abhängige Variable. Weitere Probleme ergeben sich bei den unabhängigen Variablen, hier 
insbesondere bei den Daten zur Betreuungssituation. Bei den betreuten Kindern von 0 bis inkl. 
3 Jahren liegen die Werte teilweise über 100%, was bedeutet, dass in diesen Bezirken mehr 
Kinder in einer Betreuung sind, als es dort überhaupt gibt. Dies ist auf den zweiten Blick kein 
sonderlich überraschendes Ergebnis, da es durchaus üblich ist, dass Kinder auch in 
angrenzenden Bezirken eine Einrichtung besuchen. Es fällt auf, dass gerade die Haupt- bzw. 
großen Städte Werte über 100% aufweisen (z.B. Linz, Graz, Wien 1.Bezirk, …), es ist somit 
anzunehmen, dass die Familien häufig in den angrenzenden ländlichen Gebieten wohnen, die 
91 
Kinder aber dann in städtischen Gegenden in die Einrichtungen gehen, was am besseren 
Angebot liegen könnte (quantitativ und evtl. qualitativ).  
 
Da hier besonderes Augenmerk auf Kleinkinder unter drei Jahren gelegt werden soll, wäre an 
sich die Anzahl der Krippen/Krippenplätze interessant, aber in Tirol und Kärnten werden 
Kindergruppen, in denen auch über Dreijährige betreut werden, als Krippen ausgewiesen. In 
Tirol wurden 2007 beispielsweise sechs Siebenjährige zu den Krippenkindern gezählt. Diese 
Werte wären somit verfälscht.  
 
Auch wenn die hier verwendeten Werte nicht die tatsächlichen Betreuungsquoten der Bezirke 
widerspiegeln, so bieten sie dennoch ein besseres Bild, als die teils massive Altersstreuung bei 
den Krippenkindern. So kann zumindest für die Bezirke, die über 100% ausweisen gesagt 
werden, dass eine gute Betreuungsmöglichkeit vorhanden ist. Diese Werte über 100% ergeben 
sich vornehmlich daraus, dass es sich um eher städtische Gebiete handelt, die an sich schon 
ein besseres Angebot haben, die aber gleichzeitig durch eine eher geringe Geburtenrate 
gekennzeichnet sind. Dennoch kann eindeutig festgehalten werden, dass es eine hohe Anzahl 
an Betreuungsmöglichkeiten gibt. 
  
Bei der Variablen zur Bevölkerungsdichte handelt es sich um logarithmierte Werte, da die 
Spannweite ansonsten zu hoch ist. Sie geht hier von 21 bis 24.443 Personen pro 
Quadratkilometer.  
 
Im Zusammenhang zum generativen Verhalten weisen einige Autoren (z.B. Kopp, 2000) darauf 
hin, dass ebenso Schwangerschaftsabbrüche berücksichtigt werden müssten. Sie bilden 
ebenso das Entscheidungsverhalten hinsichtlich einer Familiengründung ab24. Für Österreich 
liegen hierzu jedoch keine Daten vor (Grießler, 2006, S. 33), da Schwangerschaftsabbrüche 
nicht meldepflichtig sind und deren Kosten nicht von den Krankenkassen übernommen 
werden. Experten gehen davon aus, dass in Österreich ca. 30.000 bis 40.000 Abbrüche 
vorgenommen werden (Die Presse am 14.12.2008).  
 
 
                                                           
24
 Die „New York Times“ berichtet am 15.04.2009 dass aufgrund der Wirtschaftskrise in einer Klinik in 
Seattle einen Anstieg der Sterilisationen bei Männern um 13% gegenüber dem Vorjahr feststellen 
konnte.  
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6.2. Der erwartete Zusammenhang der Indikatoren zur 
Fertilität 
 
Die Tabelle 3 gibt eine Übersicht der im theoretischen Teil abgeleiteten Determinanten auf das 
generative Verhalten. Zu diesen Determinanten sind Indikatoren aufgelistet, anhand derer die 
Determinanten in der empirischen Analyse operationalisiert werden sollen. Zusätzlich ist der 
Tabelle die erwartete Richtung  des Zusammenhangs (positiv/negativ) zwischen dem 
jeweiligen Indikator und der Fertilität zu entnehmen. 
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Werte, Normen und 
Religion 
• Römisch katholisch 
• Evangelisch 
• Islamisch 
• Ohne Bekenntnis 
• Ausländeranteil 
• Ausländer (ehem. Jugoslaw.) 
• Ausländer (Türkei) 
• Deutsch als Umgangssprache 
• Deutsch u.a. Sprache 
• Nur andere Sprache 




















• Betreute Kinder (0 – 3 Jahre) 
• Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe 
(-) 
(+/-) 
Familienbildungsprozess • Durchschnittsalter bei Heirat  
o Männer 
o Frauen 





Bildung • Akademikeranteil (Männer u. Frauen) 
• Bildungsstruktur (Frauen) 
o Pflichtschule  
o Lehrlingsausbildung  
o Berufsb. mittl. Schule  
o AHS 
o Berufsb. höhere Schule 
o Uni, (Fach)Hochschule 
• Bildungsstruktur (Männer) 
o Pflichtschule  
o Lehrlingsausbildung  
o Berufsb. mittl. Schule  
o AHS 
o Berufsb. höhere Schule 


















• Anteil der Scheidungen 
• Anteil der Erstehen 
• Vollzeiterwerbstätigkeit (Frauen) 
• Teilzeiterwerbstätigkeit (Frauen) 
• Hausfrauen 
• Anteil der Frauen im fertilen Alter 
• Anteil der Frauen zu Männern 









Materielle Situation • Durchschn. Einkommen aus  nichtselbst. Arbeit 
• Wohnungseigentum (Privatperson) 
 (-/+) 
(+) 




• Veränderung d. Erwerbspersonen (91/01) 
• Erwerbstätigkeit nach Wirtschaftszweig 
o Land u. Forstwirtschaft 
o Industrie 
o Dienstleistungen 













Quelle: Eigene Darstellung 
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Die Religion stellt einen wichtigen Aspekt bei der Beurteilung von Werten und Normen dar. 
Österreich weist insgesamt einen hohen Anteil an Katholiken auf, gerade in der ländlichen 
Bevölkerung (vgl. Abbildung 24). In  Europa beläuft sich der Durchschnitt auf 39,54%, 
wohingegen in Österreich der Anteil mit 73,64% (VZ 2001) fast doppelt so hoch ist. Der Anteil 
der protestantischen Bevölkerung ist demgemäß relativ gering, hier bilden nur die 
Bundesländer Kärnten und das Burgenland eine Ausnahme (13,26% und 10,32%).  
 
Abbildung 25: Anteile nach Religionsbekenntnis (2001) 
 
Quelle: Statistik Austria, VZ2001, eigene Darstellung 
 
Die höchsten Anteile an Katholiken findet man in Tirol (83,4%) und in der Steiermark (81,27%). 
Personen islamischen Glaubens finden sich am häufigsten in Vorarlberg (8,36%), noch vor der 
Hauptstadt Wien mit 7,82%. Erwartungsgemäß sind die Personen, die keiner Glaubensrichtung 
angehören in Wien am häufigsten vertreten, immerhin 25,65%, gefolgt von Niederösterreich 
(10,79%). 
Hinsichtlich der Fertilität ist zu vermuten, dass ein  positiver Zusammenhang zwischen dem 
Anteil der Katholiken an der Bevölkerung und der Geburtenneigung besteht  (vgl. Hank, 2002). 
Bei einem höheren Anteil an Personen islamischen Glaubens wird ebenfalls ein positiver 
Zusammenhang zur regionsspezifischen Fertilität vermutet. In Österreich rekrutieren sich die 
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Angehörigen der islamischen Glaubensrichtung vornehmlich aus der türkischen Bevölkerung, 
die wiederum eine insgesamt höhere Fertilität aufweist. Hier ist allerdings zu berücksichtigen, 
dass einerseits vielmehr die Nationalität als die Religion im Vordergrund steht25, andererseits 
ist der Anteil der türkischen Bevölkerung in Bezug zur österreichischen Bevölkerung nach wie 
vor gering ist. Der Anteil der Personen mit islamischen Glauben (bzw. türkischer Nationalität) 
kann nur einen merklichen Einfluss auf die Fertilitätsrate des Landes (oder einer Region) 
ausüben, wenn diese Gruppe entsprechend groß ist. Ein negativer Zusammenhang wird 
demgegenüber zwischen der Fertilität  und dem  Anteil an Protestanten sowie dem Anteil der 
Personen die keine Religion ausüben („ohne Bekenntnis“) angenommen 
Interessant ist an dieser Stelle, dass bei Betrachtung aller Länder Europas die eher 
protestantischen Länder (z.B. Schweden) eine höhere Fertilität aufweisen, als die katholisch 
geprägten Länder (z.B. Italien) (vgl. Frejka/Westhoff, 2008). Der Zusammenhang, der hier 
vermutet wird, liegt eher in der Bildung als in der Religion selbst. So hat die Gleichberechtigung 
der Geschlechter in den protestantischen Ländern teilweise früher Einzug gehalten als in den 
konservativen Ländern. Ähnlich der Analyse zwischen der Frauenerwerbstätigkeit und der 
Fertilität, hat sich der Zusammenhang zwischen Religion und Fertilität gewandelt. Hier 
allerdings werden die Regionen eines insgesamt recht konservativ geprägten Landes 
untersucht, so dass vermutet wird, dass innerhalb Österreichs der Anteil der Katholiken einen 
positiven, der Anteil der Protestanten einen negativen Zusammenhang hat.  
Es kann weiters eingewendet werden, dass nicht der reine Sachverhalt Religionszugehörigkeit 
von Bedeutung ist, sondern eher die tatsächliche Ausübung der Religion. Hierzu wird bei 
Umfragedaten oftmals die Kirchgangshäufigkeit verwendet, alternativ eine subjektive 
Selbsteinschätzung der Religiosität. Da die vorliegende Studie die Fertilität zwischen Bezirken 
vergleicht, kann unterstellt werden, dass bei einem generell höheren Anteil an Katholiken auch 
ein höherer Anteil tatsächlich praktizierender Katholiken zu vermuten ist (vice versa für 
Protestanten, Moslems etc.).  
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 Allerdings kann eingewendet werden, dass sich bei der Beurteilung des Einflusses Religion und 




Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen dem Anteil an Katholiken sowie dem Anteil 
der Personen islamischen Glaubens  auf der einen Seite und der Fertilität auf der anderen 
Seite. Der Zusammenhang zwischen dem Anteil der Protestanten sowie dem Anteil der 
Personen ohne Bekenntnis und der Fertilität wird negativ eingeschätzt. 
 
 
Wie schon angedeutet wurde, ist ebenfalls die Nationalität der Personen von Interesse. Beim 
Ausländeranteil insgesamt ist der Effekt nicht vorauszusagen, da es in diesem Zusammenhang 
wichtig ist, welcher Nationalität diese Ausländergruppe angehört. So weisen Frauen, die aus 
einem Land stammen, welches ebenfalls durch eine niedrige Fertilität geprägt ist (z.B. 
Spanien), im Zuzugsland eine noch geringere Fertilität auf. Hinsichtlich des Bezirks kann somit 
keine klare Aussage getroffen werden, da eine genauere Betrachtung der Nationalität von 
Nöten ist. Die Aufteilung erfolgt nach Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien und der 
Türkei, da diese beiden Gruppen eine höhere Fertilität aufweisen als Inländerinnen.  
 
Hypothese 
Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen dem Anteil an Personen aus dem 
ehemaligen Jugoslawien und aus der Türkei zur Fertilität. 
 
 
Mittels der Variablen zur Umgangssprache soll versucht werden, eine Art „Integrationsfaktor“ 
zu konstruieren. Wie oben bereits beschrieben, nähern sich Ausländergruppen immer mehr 
der Fertilität des Wohnlandes an. Kommen sie aus einem hochfertilen Land (z.B. Türkei) 
weisen sie in den ersten Jahren noch eine relative hohe Fertilität auf, die aber mit der Zeit 
abnimmt und unter Umständen sogar unter das Niveau des Wohnstaates fällt. Die Variablen 
zur Umgangssprache geben an, wie viele Ausländer dieses Bezirks (a) deutsch als 
Umgangssprache sprechen, (b) deutsch und eine andere Sprache oder (c) nur eine andere 
Sprache. Erwartungsgemäß finden sich die höchsten Anteile an Ausländern, die ausschließlich 
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ihre Heimatsprache verwenden in Vorarlberg und Wien, da hier generell die Anteile an 
Ausländern und Personen islamischen Glaubens am höchsten sind. Bei denjenigen Personen, 
die als Umgangssprache deutsch verwenden, wird eine hohe Integration unterstellt. Da für 
diese Gruppe die Fertilität teilweise noch unter die Geburtenrate der Bevölkerung ohne 
Migrationshintergrund fällt, wird ein negativer Zusammenhang angenommen. Umgekehrt 
verhält es sich mit den Personen, die teilweise oder gar kein deutsch als Umgangssprache 
verwenden. Hier wird unterstellt, dass ein positiver Zusammenhang zur Geburtenrate besteht.  
 
Hypothese 
Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen der Fertilität und dem Anteil an Ausländern, 
die deutsch nur teilweise oder gar nicht als Umgangssprache verwenden.  Bei Ausländern, die 
ausschließlich deutsch als Umgangssprache verwenden, wird ein negativer Zusammenhang 
vermutet. 
 
Ein weiterer Indikator wird – in Anlehnung an Hank (2002) – in der politischen Gesinnung 
gesehen. Hank konstruiert hierzu eine Variable („dominierende Wertorientierung“), die in 
seiner Mehrebenenanalyse den Wert 1 annimmt, wenn eine Partei innerhalb eines Kreises die 
letzten beiden Wahlen mit über 50% gewonnen hat und mehr als zwei Drittel der Bevölkerung 
derselben Konfession angehören. Da es sich hier, in einem ersten Schritt, nur um eine 
deskriptive Auswertung handelt, werden die Variablen einzeln untersucht. Da die ÖVP zu den 
konservativen Parteien zählt, wird – ebenso wie bei der Begründung zum Zusammenhang mit 
der Konfession – angenommen, dass der Zusammenhang positiv ist, während in SPÖ-
Hochburgen ein negativer Zusammenhang angenommen wird. Einzuwenden ist, dass der 
Einfluss nicht primär von der politischen Gesinnung ausgeht, sondern vielmehr diese Personen 
im ländlichen Raum (höhere Fertilität) oder städtischen (geringere Fertilität) Regionen leben 
und der Zusammenhang somit über die Bevölkerungsdichte entsteht und nicht primär über die 
politischen Gesinnung. Zur Erklärung muss somit ein Analyseschritt vorab erläutert werden. Bei 
der deskriptiven Analyse werden neben den bivariaten auch partielle Korrelationen 
vorgenommen, das bedeutet, dass zunächst nach dem ursächlichen Einfluss (hier Stadt/Land) 
kontrolliert wird, so dass dieser Effekt ausgeschaltet werden kann. Ein schönes Beispiel bietet 
die Storchennester-Geburtenrate-Korrelation, die ohne Kontrollvariable „Industrialisierung“ 
auf einen sehr starken, signifikanten Zusammenhang zwischen der Anzahl der Storchennester 
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und der Geburtenrate hindeutet. Schaltet man nun diesen Industrialisierungs-Effekt aus, liegt 
keine Korrelation mehr vor26. Bei Untersuchungen zur Fertilität muss daher eine 
Kontrollvariable eingeführt werden, die einen Stadt-Land-Faktor ausschaltet. Die 
Geburtenraten sind generell in städtischen Regionen höher als in ländlichen Regionen, es ist 
somit wichtig, zunächst nach dieser Komponente zu kontrollieren. Bei der Kontrollvariable 
handelt es sich um die logarithmierte Bevölkerungsdichte, da die Werte ansonsten eine zu 
große Spannweite aufweisen (21 zu 24.443 Personen pro Quadratkilometer). Um die teils recht 




Je höher der Anteil an ÖVP-Wählern, desto höher die Fertilität (positiver Zusammenhang) je 
höher der Anteil an SPÖ Wählern, desto geringer die Fertilität (negativer Zusammenhang). 
 
 
Hinsichtlich des Wohlfahrtstaats soll der Anteil der Arbeitslosen und Notstandshilfebezieher 
an den Erwerbstätigen des Bezirks herangezogen werden. Die Zusammenhänge zur 
Geburtenrate lassen sich nicht eindeutig voraussagen, da es hier zwei theoretische Ansätze 
gibt. Einerseits kann vermutet werden, dass der Zusammenhang negativ ist, da diese Personen 
nur über ein sehr geringes Einkommen verfügen und ein Bezirk, der durch hohe 
Arbeitslosenquoten gekennzeichnet ist, kann u.U. nicht als ideale Gegend zur Gründung einer 
Familie angesehen werden. Andererseits fehlt es oftmals an längerfristigen Perspektiven für 
eine Erwerbsbeteiligung (siehe Birg, 1996), so dass die Entscheidung für ein Kind schon allein 
aufgrund dieser fehlenden Perspektive gefällt wird. Zudem sind, gemäß Becker, die 
Opportunitätskosten der Betreuung gering, es liegt ja kein Lohneinkommen vor auf das 
während der Erziehungszeit verzichtet werden müsste. Kreyenfeld (2001) untersucht für Ost- 
und Westdeutschland den Einfluss des Beschäftigungsstatus auf die erste Geburt. Sie kommt 
zu dem Ergebnis, dass arbeitslose Frauen sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland eine 
signifikant höhere Eintrittswahrscheinlichkeit in die Mutterschaft haben als erwerbstätige 
Frauen (im Westen um 80%, im Osten um 140%). Allerdings muss beachtet werden, dass sie zu 
                                                           
26
 Die Variable „Industrialisierung“ ist letztlich nichts anderes als ein Stadt-Land-Faktor. Störche findet 
man vermehrt auf dem Land,  hier ist ebenso die Geburtenrate höher.  
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den arbeitslosen Frauen auch Hausfrauen zählt, die für sich genommen eine höhere 
Übergangswahrscheinlichkeit aufweisen. Der größte positive Effekt ergibt sich sogar bei 
Frauen, die bislang nie beschäftigt waren.  
Auch wenn dies eindeutig Individualentscheidungen sind, die aufgrund von (individuellen) 
Präferenzen und Budgetrestriktionen gefällt werden, so kann dennoch unterstellt werden, 
dass diese Entscheidungen für oder gegen ein Kind auch von einer Kontextvariable abhängt, 
eben der Region in der man lebt mit den entsprechenden Quoten zur Arbeitslosigkeit und zum 
Bezug von Notstandshilfe.  
 
Lesthaeghe und Neels versuchen den Zusammenhang zwischen den Kontextvariablen und den 
Individualvariablen mittels eines Beispiels zu erläutern: „For instance, a negative correlation 
between the proportion of  coalminers in a region and regional fertility levels does not imply 
that the coalminers themselves had lower fertility. But it could mean that coalmining regions 
were also highly industrialised in other branches as well, and that a large working class 
population with higher incomes than in the agricultural sector was more prone to initiate 
fertility control. Hence, lower fertility would be associated with industrialisation and wage 
differentials more generally and not with coalmining in particular.“ (Lesthaeghe/Neels, 2002, S. 
5). Man kann deutlich erkennen, dass hier ein Gesamtzusammenhang dargestellt werden soll. 
Lesthaeghe und Neels (2002) betrachten somit nicht nur die Bergwerksarbeiter an sich 
hinsichtlich der niedrigen Fertilität, sondern versuchen die Situation als Ganzes darzustellen, 




Der Zusammenhang zwischen den Anteil an Personen, die arbeitslos sind oder Notstandshilfe 




Wie oben bereits beschrieben wurde, ist die Untersuchung des Zusammenhangs von 
Leistungen im familienpolitischen Bereich zur Fertilität auf Bezirksebene nur schwer 
durchzuführen, da es sich mehrheitlich um Bundesleistungen handelt (z.B. das 
Kinderbetreuungsgeld). Einzig das Angebot an Fremdbetreuungseinrichtungen kann hier 
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herangezogen werden27. Falk und Leoni (2009) untersuchen in ihrer Analyse Einflüsse auf die 
Frauenerwerbstätigkeit in den politischen Bezirken Österreichs. Sie verwenden hierzu die 
Anzahl der Kinderbetreuungseinrichtungen (logarithmiert) für unter Dreijährige, mit dem 
Hinweis, dass die Betreuungsquoten für Kinder ab drei Jahren (Kindergartenalter) kaum mehr 
variiert. In Österreich besucht ein Großteil der Kinder ab drei Jahren einen Kindergarten, es 
kann also angenommen werden, dass dieser Schritt völlig unabhängig davon ist, ob die Frau 
dann wieder in den Arbeitsmarkt eintritt oder nicht. Um den Stellenwert der „working mom“ 
besser darstellen zu können und um abzuleiten, ob ein Zusammenhang zur Fertilität besteht, 
werden nur die unter dreijährigen Kinder zur Analyse herangezogen. Da es sich hierbei 
ebenfalls um eine Variable mit hoher Spannweite handelt, werden die Kinder, die eine 
Betreuungseinrichtung besuchen, zur Anzahl der null bis unter Dreijährigen Kinder, die in 
diesem Bezirk leben, gesetzt. Wie bereits weiter oben beschrieben wurde, hat dies zur Folge, 
dass sich Werte über 100% ergeben, was bedeutet, es gehen dort mehr Kinder in 
Einrichtungen als dort leben. Auch wenn Werte über 100% vorliegen, so besitzen sie dennoch 
Aussagekraft, diese Bezirke bieten nun einmal eine relativ hohe Zahl an Betreuungsplätzen an, 
mehr noch als die eigentliche Anzahl an Kindern, die dort leben.  
Ausgehend von der Analyse zur Frauenerwerbsquote und der Fertilität in den 27 OECD 
Ländern konnte festgestellt werden, dass seit Mitte der 80er Jahren ein positiver 
Zusammenhang existiert. Eng verknüpft mit der Frauenerwerbstätigkeit ist die 
Kinderbetreuungssituation, denn nur sie sichert eine (rasche) Rückkehr auf den Arbeitsmarkt. 
Von diesem Zusammenhang ausgehend, müsste zwischen der Kinderbetreuungsquote und der 
Geburtenrate ein positiver Zusammenhang vorliegen. Allerdings konnte Hank (2002) für 
Deutschland zeigen, dass in Kreisen mit hoher Fertilität das Angebot an 
Kinderbetreuungseinrichtungen eher gering war, und vice versa (siehe Tabelle 1, Seite 35). 
Grundsätzlich geht es nicht nur darum, wie hoch das Angebot an 
Fremdbetreuungseinrichtungen generell ist, vielmehr spielt auch die Einstellung zu dieser 
Betreuungsform eine entscheidende Rolle (siehe Kapitel „Werte, Normen und Religion“). 
Aufgrund der kulturellen Nähe zu Deutschland und der eher konservativen Einschätzung was 
Fremdbetreuung, Geschlechterrollen und Erziehung betrifft, wird folgende Hypothese 
postuliert: 
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 Daten zur Anzahl von Tagesmüttern liegen nicht vor. 
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Hypothese 
Der Zusammenhang zwischen dem Anteil der betreuten Kinder unter drei Jahren und der 
Geburtenrate wird negativ eingeschätzt. 
 
 
Hinsichtlich des Familienbildungsprozesses soll zunächst das Durchschnittsalter bei Heirat 
(aufgeteilt nach Männern und Frauen) und Geburt (nur Frauen) untersucht werden, wobei 
angenommen wird, dass hierbei ein negativer Zusammenhang existiert. Der Einfluss des 
Durchschnittsalters der Männer bei der Heirat dürfte weniger stark ausfallen als dasjenige der 
Frauen, dennoch wir ein negativer Zusammenhang bei beiden vermutet. Es ist festzustellen, 
dass zeitliche Abfolgen, wie der Auszug aus dem Elternhaus, der Eintritt in das Erwerbsleben, 
die Gründung der Familie immer weiter nach hinten geschoben wird (siehe Rille-Pfeiffer, 
2007). Solga (2009) wendet ein „die Zeiten sind vorbei, in denen das Leben für viele geradlinig 
verläuft: Schule, Ausbildung, Anstellung, 40-jähriges Dienstjubiläum in einem Unternehmen 
und schließlich Ruhestand. Heute prägt meist eine Vielfalt manchmal sehr kurzer Phasen die 
Biographien, mit Unterbrechungen, Neuanfängen, Umorientierungen.“ (Solga, 2009, S. 6) Dies 
beeinflusst natürlich auch die Entscheidung für ein Kind. Betrachtet man diese 
Zusammenhänge als Lebenslaufabfolge, so kann angenommen werden, dass bei Verschiebung 
auch nur eines Meilensteins nach hinten, die Entscheidung für ein Kind ebenfalls nach hinten 
verschoben wird. Aufgrund der biologischen Einschränkungen nimmt hierdurch die 
Wahrscheinlichkeit auf (weitere) Kinder ab. Dieser Aspekt kann auch zur Begründung des 
Geburtenalters der Frauen herangezogen werden. Je höher das durchschnittliche Alter bei der 








Die Bildung spielt bei der Analyse zum generativen Verhalten eine sehr wichtige Rolle und ist 
bereits in vielen Studien analysiert worden (hierzu u.a. Huinink, 2000b). Von der theoretischen 
Konzeption her, ist der Zusammenhang eindeutig: Frauen gewinnen durch Investitionen in 
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Bildung eine höhere Unabhängigkeit von Partner und Familie, die zudem ihre 
Opportunitätskosten der Kindererziehung erhöhen. Der Zusammenhang müsste somit 
eindeutig negativ sein, je höher die Bildung desto geringer die Fertilität. Der Aspekt der 
Bildung kann nicht unabhängig von der Erwerbstätigkeit der Frauen betrachtet werden, zu der 
ein enger Zusammenhang besteht. Die Individualvariable Bildung kann jedoch ebenso nicht 
unabhängig von der Kontextebene, hier der Region, gesehen werden.  
 
Wie unter dem Punkt zum Familienbildungsprozess bereits angesprochen, weisen neuere 
Untersuchungen darauf hin, dass nicht primär die Bildung ausschlaggebend für die geringere 
Fertilität ist, sondern vielmehr die Verweildauer im Bildungssystem, welche bei höher 
qualifizierten Frauen länger ist (siehe hierzu Neyer et al, 2006b). Eine Familiengründung 
während der Ausbildungszeit ist eher unüblich, so dass die Bildungsverweildauer einen 
entscheidenden Einfluss auf die Fertilität hat.  
 
Ein weiterer Aspekt, der insbesondere gut ausgebildete Frauen betrifft, wurde bereits unter 
Kapitel fünf im Bereich Bildung angesprochen: Die Homogamie-Norm. Da es hinsichtlich dieses 
Zusammenhangs gerade für Frauen aus höheren Bildungsschichten zu Problemen hinsichtlich 
einer Familiengründung kommen kann, kann es sein, dass ein Teil dieser Frauen ungeplant 
kinderlos bleibt (vgl. Rille-Pfeiffer, 2008). Der Anteil der Akademiker und Maturanten eines 





Der Anteil an Akademikern und Maturanten innerhalb eines Bezirks weist einen negativen 




Betrachtet man die Bildungsbeteiligung aufgeschlüsselt nach Männern und Frauen, so kann 
allerdings erwartet werden, dass die Zusammenhänge unterschiedlich sind. Bei den Frauen 
wird davon ausgegangen, dass bei einem niedrigen Bildungsabschluss ein positiver 
Zusammenhang zur Fertilität vorliegt. Die Bildungsbeteiligung ist früh abgeschlossen, die 
Opportunitätskosten der Kindererziehung sind nicht sonderlich hoch, die 
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Karrieremöglichkeiten werden sich in Grenzen halten. Zudem kann erwartet werden, dass 
diese Frauen schon einige Jahre gearbeitet haben und sich somit einem neuen Lebensabschnitt 
(Familiengründung) widmen möchten. Je höher die abgeschlossene Bildung ist, desto eher 
dreht sich dieser Zusammenhang um. Während Frauen mit einem Pflichtschulabschluss und 
einer Lehrlingsausbildung noch eine höhere Wahrscheinlichkeit auf ein Kind aufweisen, ist der 
Zusammenhang bei der berufsbildenden mittleren Schule nicht mehr vorhersagbar, bei der 
allgemeinen höheren Schule und der berufsbildenden höheren Schule wird ein negativer 
Zusammenhang vermutet. Bei einem hohen Anteil an Frauen mit Uni- und 
Fachhochschulabschluss fällt dieser dann vermutlich stark negativ aus. Huinink (2000b) 
schreibt hierzu, dass Frauen mit einem höheren Bildungsabschluss später heiraten und zu 
einem geringeren Anteil. Sie gründen später und zu einem geringeren Anteil eine Familie und 
sie haben im Durchschnitt weniger Kinder als Frauen mit niedrigerem Bildungsabschluss.  
 
Schwarz (1997) untersucht hierzu Umfrageergebnisse des Mikrozensus für Deutschland aus 
dem Jahr 1997 und stellt fest, dass von den 30 bis 39Jährigen Frauen mit Hochschulabschluss 
noch 35% ledig sind. Im Unterschied hierzu sind nur 18% der Frauen mit einer geringeren 
Ausbildung (Lehre) in dieser Altersklasse noch nicht verheiratet. Ähnlich sieht es bei der Anzahl 
der Kinder aus: Frauen mit Hochschulabschluss haben im Durchschnitt 1,14 Kinder, die Frauen 




Je höher der Anteil der Frauen mit einem Pflichtschulabschluss und Lehrlingsausbildung, 
desto höher die Fertilität (positiver Zusammenhang). Der Einfluss des Anteils der Frauen, die 
über einen berufsbildenden mittleren Abschluss verfügen kann nicht genau vorhergesagt 
werden. Der Zusammenhang der Fertilität mit dem Anteil an Frauen, die einen AHS-Abschluss 
aufweisen oder eine berufsbildende höhere Schule abgeschlossen haben, wird negativ 
eingeschätzt. Je höher der  Anteil an Frauen mit einem Universitäts- oder 




Bei der Bildungsbeteiligung der Männer wird dieser Zusammenhang als weniger fließend 
vermutet. Bei einem hohen Anteil an Pflichtschulabsolventen wird angenommen, dass ein 
negativer Zusammenhang existiert. Männer als Ernährer der Familie müssen ein bestimmtes 
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Einkommen aufweisen. Auch unabhängig von der Ernährerrolle könnten diese Männer für 
Frauen zur Familiengründung unattraktiv sein. Bei einer Lehrlingsausbildung und einem 
berufsbildenden mittleren Abschluss wird davon ausgegangen, dass ein positiver 
Zusammenhang vorliegt, hier scheinen die besten Voraussetzungen für eine Familiengründung 
vorzuliegen. Im Bereich der höheren Bildungsabschlüsse gestaltet sich die Argumentation 
ähnlich wie bei den Frauen, die Verweildauer im Bildungswesen ist länger, die Möglichkeiten 
für Karriere und Freizeit sind vielfältiger, so dass ein negativer Zusammenhang vermutet wird.  
Ähnlich wie bei den Frauen untersucht Schwarz (1997) den Zusammenhang zwischen 
Familiengründung und Bildung bei den Männern. Auch Männer mit einem hohen 
Bildungsabschluss bleiben länger ehe- und kinderlos, allerdings auch Männer mit einer sehr 
geringen oder gar keiner Ausbildung (letzteres im Gegensatz zu den Frauen). Diese Ergebnisse 
decken sich mit den erwarteten Zusammenhängen in dieser Analyse.  
 
Hypothese 
Je höher der Anteil der Männer mit einem Pflichtschulabschluss desto geringer die Fertilität. 
Ein hoher Anteil An Männern mit Lehrlingsausbildung und berufsbildender mittlerer Schule 
steht in einem positiven Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate. Der Einfluss des Anteils 
der Männer, die über einen AHS Abschluss, einen berufsbildenden höheren Abschluss und 




Partnerschaft und Aufgabenteilung unterliegen zusammen mit der Erwerbstätigkeit und 
Bildung, den stärksten Veränderungen in den letzten Jahrzehnten. Während früher sowohl die 
Partnerschaft, als auch die Aufgabenteilung klar definiert und aufgeteilt waren, ist diese strikte 
Sichtweise in den letzten Jahren aufgelöst worden. Becker (1991) geht davon aus, dass Männer 
und Frauen heiraten, falls sie sich in  Bezug auf ihre individuelle Wohlfahrt besser stellen, als 
wenn sie weiterhin allein bleiben würden. Zudem sind hiermit die Voraussetzungen für ein 
Kind gegeben. Zwar hat sich die Entscheidung für ein Kind in den letzten Jahren stark von der 
Institution Ehe entkoppelt28, dennoch ist davon auszugehen, dass sich die Ehe positiv auf den 
Wunsch für ein Kind auswirkt. „Die Bildung einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft ist 
                                                           
28
 die Quote der unehelich zu den ehelich Lebendgeborenen hat in den letzten 10 Jahren in Österreich 
um 10%-Punkte zugenommen 
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vornehmlich an eine emotionale Partnerbeziehung gekoppelt, während die Eheschließung 
primär auf eine emotionale kindorientierte Partnerbeziehung zurückgeht“ (Rille-Pfeiffer, 2007, 
S. 23).  
Die steigende Bildung der Frauen in den letzten Jahren hat dazu geführt, dass Frauen höhere 
Ansprüche haben, damit sich für sie die individuelle Wohlfahrt durch eine Ehe erhöht. Der 
früher vorliegende Versorgungs- und Versicherungsnutzen einer Ehe ist weitestgehend 
verschwunden. Allerdings ist die Autonomie und Selbständigkeit der Frauen durch Ehe und vor 
allem Mutterschaft bedroht. Laut Künzler (1994) leisten Frauen den Hauptteil der 
Haushaltsproduktion und Kindererziehung, neben der Tatsache, dass sie ebenso am 
Arbeitsmarkt aktiv teilnehmen. Frauen müssen einerseits befürchten, dass sich ihre 
Arbeitsmarktchancen und ihre Einkommenssituation verschlechtern und sie – auch hierdurch – 
in die Abhängigkeit vom Partner geraten. Dieser Weg ist gerade in Bezug auf eine zuvor 
erworbene Unabhängigkeit ein harter Schritt. 
Hank (2002, S. 10) geht einen Schritt weiter und postuliert in seiner Analyse zur Heirats- und 
Geburtenwahrscheinlichkeit, dass die Wahrscheinlichkeit zu heiraten bei Frauen um so größer 
ist, je mehr potenzielle Partner auf dem Markt zur Verfügung stehen. Ausgehend von der 
These, dass eine Ehe als kindorientierte Partnerschaft gesehen wird, sollte der der 
Zusammenhang zwischen eines  Frauenüberschusses (Verhältnis der Zahl der Frauen zur Zahl 
der Männer) und der Fertilität negativ sein.  
 
Kopp (2002) kann für Ostdeutschland feststellen, dass nach der Wende viele Frauen im fertilen 
Alter die Region verließen, oftmals aufgrund fehlender Perspektiven (Arbeitslosigkeit etc.). Es 
wird somit angenommen, dass der Anteil der Frauen im fertilen Alter an der 
Gesamtbevölkerung einen positiven Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate aufweist.  
 
Der Anteil der Scheidungen wird als Indiz genommen, inwiefern es sich um eine Region 
handelt, in der stabile familiäre Verhältnisse herrschen und in der somit die Wahrscheinlichkeit 
auf (weitere) Kinder größer ist. Instabile familiäre Verhältnisse könnten auf das Umfeld 
abschreckend wirken, so dass der Zusammenhang negativ sein sollte.  
 
Mit dem Anteil unehelicher Kinder verhält sich es wie mit dem Anteil der Scheidungen. Ist die 
Quote der unehelichen Kinder hoch, liegt eine geringe Geburtenrate vor (negativer 
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Zusammenhang). Der Anteil der unehelichen Kinder und auch der Scheidungen wird in 
städtischen Gebieten höher sein. Allerdings soll nachmals angemerkt werden, dass ein Stadt-
Land-Faktor nicht mehr vorliegt, da dieser über die Kontrollvariable der Bevölkerungsdichte 
zunächst heraus gefiltert wurde. 
 
Der Anteil der Frauen in  Voll- und Teilzeit sollte an sich dem Einflussfaktor Erwerbstätigkeit 
zugeordnet werden. Allerdings ist gerade der Vergleich von Frauen in Voll- und Teilzeit wichtig 
um zu erkennen, inwiefern es sich um gleichberechtigte Partnerschaften handelt. Dies gilt 
natürlich insbesondere für den Anteil der Hausfrauen, die einen Hinweis darauf liefern, 
inwiefern es sich um eine recht konservative Region handelt, in der Frauen keiner 
Berufstätigkeit nachgehen und somit auch eine Art Leitbild für zukünftige Eltern darstellen. 
Junge Frauen, die in einem Elternhaus oder einer Region aufgewachsen sind, in der es völlig 
üblich ist, dass die älteren Frauen bzw. die eigenen Mütter nie einem Beruf nachgegangen 
sind, werden sich mit einer (frühen) Fremdbetreuung schwerer tun und sich somit aufgrund 
der eigenen Berufstätigkeit zunächst gegen Kinder entscheiden. Hiermit ist allerdings nicht 
eine finale Entscheidung gegen Kinder gemeint, sondern vielmehr die aufschiebende Wirkung. 
Dies entspricht in Teilen der Preference-Theorie nach Hakim (2000). Sie unterstellt, dass 
Frauen aufgrund sozialer und kultureller Einflüsse gewissen Präferenzen unterliegen und ihre 
Einstellung zu Familie und Beruf somit stark vorgegeben ist. Ein hoher Anteil an Hausfrauen 
kann somit einerseits dazu führen, dass junge Frauen, die grundlegend erwerbstätig sein 
wollen, abgeschreckt werden und somit die Familiengründung hinausschieben, andererseits 
kann es sie ermutigen früh eine Familie zu gründen, so wie sie es von zu Hause oder im Umfeld 
gewohnt sind. Je nachdem, in welcher Kategorie sich diese Frauen befinden (karriereorientiert 
oder familienorientiert) wird der Zusammenhang negativ oder positiv sein. Da es sich hier um 
einen generellen Anteil an Hausfrauen handelt (somit auch ältere Frauen und Frauen die 





Bei einem hohen Anteil an Erstehen liegt ein positiver Zusammenhang zur Fertilität vor, ein 
hoher Anteil an Scheidungen weist einen negativen Zusammenhang auf. Ein hoher Anteil an 
unehelichen Kindern weist einen negativen Zusammenhang auf. Ein hoher Anteil an Frauen in 
einer Vollzeiterwerbstätigkeit wird negativ zur Geburtenrate beurteilt, der Zusammenhang der 
Frauen in Teilzeiterwerbstätigkeit kann nicht beurteilt werden. Ein hoher Anteil an Hausfrauen 
steht in einem positiven Zusammenhang zur Fertilität. Ein hoher Anteil an Frauen im fertilen 





Um die materielle Situation darzustellen, wird das durchschnittliche Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit des Bezirks herangezogen. Der Zusammenhang zur regionalen Fertilität 
kann unterschiedliche begründet werden. Je höher das durchschnittliche Einkommen, desto 
höher die Opportunitätskosten, insbesondere für Frauen. Es kann somit ein negativer 
Zusammenhang vermutet werden. Andererseits kann es für eine gute finanzielle Position 
sprechen, die es Paaren ermöglicht, eine Familie zu gründen. Dieser Zusammenhang wäre 
somit positiv29.  
 
Simon und Tamura (2009) untersuchen den Einfluss von Mietpreisen auf die Fertilität in den 
USA zwischen 1940 und 1970 und können einen – wenn auch nur leichten – negativen 
Zusammenhang feststellen. Zwar liegt für die geplanten Analyse zu österreichischen Regionen 
bei der Variable „Wohneigentum“ nur der Anteil der Häuser/Wohnungen die sich im 
Privateigentum (im Vergleich zu anderen Formen wie Genossenschaftswohnung oder auch 
Miete) befinden, es ist jedoch anzunehmen, dass ein Bezirk, in dem ein hoher Anteil an 
Privatwohnungen existiert, ein positiver Zusammenhang zu Fertilität besteht. Die 
Argumentation geht in Richtung emotionale/kindorientierte Partnerschaft. Ähnlich wie bei der 
Begründung zur Ehe, kann ein Eigentum als Grundlage für die Gründung einer Familie 
angesehen werden, zumindest kann davon ausgegangen werden, dass es die 
Wahrscheinlichkeit hierfür erhöht. Ist der Anteil des Wohnungseigentums höher, so liegt eine 
höhere Geburtenrate vor (positiver Zusammenhang).  
 
                                                           
29
 Eine Aufteilung der Variable auf Männer und Frauen ist nicht möglich, diese ist von der Statistik 




Der Zusammenhang zwischen dem durchschnittlichen Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
zur regionalen Geburtenrate kann nicht eindeutig vorausgesagt werden, ein hoher Anteil an 




Die Argumente zum Einfluss der Erwerbstätigkeit sind eng mit denen zur Bildung und zum 
Einkommen verknüpft. Die Erwerbsquote der Frauen sollte einen negativen Zusammenhang 
zur Fertilität aufweisen, je höher die Erwerbsquote, desto geringer die Fertilität. Im Gegensatz 
hierzu müsste die Erwerbsquote der Männer einen positiven Zusammenhang aufweisen, da 
der Mann in der Ernährerrolle einer Beschäftigung nachgehen und somit ein Einkommen 
lukrieren sollte. Die Erwerbsquote der Männer steht in direkter Beziehung zum Anteil der 
Arbeitslosen im entsprechenden Bezirk. Der Gesamteffekt (Erwerbsquote insgesamt – Männer 
und Frauen) wird positiv eingeschätzt, da eine gute wirtschaftliche Situation innerhalb eines 
Bezirks als positive Voraussetzung zur Gründung einer Familie angesehen werden kann. 
 
Die Veränderung der Erwerbspersonen von 1991 zu 2001 sollte einen positiven 
Zusammenhang aufweisen, da es sich um einen attraktiven Bezirk mit positiver 
Erwerbsentwicklung handelt.  
 
Bei der Erwerbstätigkeit wird weiter nach den drei Bereichen Landwirtschaft, Industrie und 
Dienstleistung unterschieden. Hank (2002) geht bei einem hohen Beschäftigungsanteil im 
Dienstleistungsbereich davon aus, dass ein negativer Zusammenhang vorliegt. Der 
Dienstleistungsbereich bietet gerade für Frauen gute Beschäftigungsmöglichkeiten, so dass – 
ähnlich wie bei der Erwerbsquote der Frauen – die Wahrscheinlichkeit für die Mutterschaft in 
Regionen mit hohem Anteil an Dienstleistungsarbeitsplätzen geringer ist. Der Bereich der 
Landwirtschaft und Industrie ist ein eher von Männern dominiertes Beschäftigungsfeld, so dass 
– ähnlich wie bei der Erwerbsquote der Männer – ein positiver Zusammenhang vorliegen 
sollte. Eng mit dieser Aufteilung nach Wirtschaftszweigen ist die Aufteilung nach Art der 
Tätigkeit verknüpft. Angestellte und Beamte sind hauptsächlich im Dienstleistungsbereich 
angesiedelt (somit negativer Zusammenhang), während Arbeiter in der Landwirtschaft und 
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Industrie zu finden sind, so dass ein positiver Zusammenhang zwischen dem Anteil der Arbeiter 




Eine hohe Frauenerwerbsquote weist einen negativen Zusammenhang zur Fertilität auf, die 
Erwerbsquoten der Männer werden positiv beurteilt. Die Erwerbsquote insgesamt sowie die 
Veränderungsrate zu 1991 weisen einen positiven Zusammenhang auf. Der Anteil der 
Erwerbstätigen in der Land- und Forstwirtschaft und in der Industrie wird positiv eingeschätzt, 
Erwerbstätige im Dienstleistungsbereich und der Anteil von Angestellten und Beamten wird 





Zusammenfassend ist nochmals darauf hinzuweisen, dass solche Korrelationen nicht als 
Kausalität interpretiert werden dürfen, da ein möglicher Einfluss von vielen anderen Einflüssen 
überlagert sein kann. Genau deshalb wurden die partiellen Korrelationen verwendet, die 
zumindest den Stadt-Land-Faktor beseitigen sollen. Dennoch können weitere hier nicht genau 
spezifizierbare Einflüsse vorliegen. Fundierte Aussagen über mögliche Ursache-Wirkungs-
Zusammenhänge sind erst in den multivariaten Analysen ableitbar.  
 
 
6.3. Ergebnisse der bivariaten und partiellen 
Korrelationsanalysen 
 
Im Folgenden werden die Ergebnisse der bivariaten und partiellen Korrelationen präsentiert 
und mit den zuvor vermuteten Zusammenhängen verglichen. Die partiellen Korrelationen 
berücksichtigen zusätzlich den Stadt-Land-Faktor als Einfluss (hier logarithmierte 





Beim Anteil der Katholiken entsprechen die Ergebnisse den erwarteten positiven 
Zusammenhängen, die sich mit 0,643 als hoch signifikant erweisen. Berücksichtigt man nun, 
wie bei den partiellen Korrelationen, den Stadt-Land-Faktor, so wird der Zusammenhang etwas 
schwächer, er ist jedoch weiterhin signifikant.  
 
Tabelle 4: Zusammenhang der Religionszugehörigkeit zur Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(log Einwohnerdichte) 





















Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
Anmerkungen: *    Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant 
  ** Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant 
 
 
Der Anteil der Protestanten fällt erwartungsgemäß negativ aus, obschon ein nicht ganz so 
starker Zusammenhang wie beim Anteil der Personen römisch-katholischen Glaubens 
festzustellen ist. Überraschenderweise erhöht sich bei Berücksichtigung des Stadt-Land-
Faktors der Zusammenhang zur Fertilität sogar.  
Der Zusammenhang des Anteils von Personen islamischen Glaubens zur regionalen Fertilität 
weist zunächst einen leicht negativen Zusammenhang auf, der jedoch nicht signifikant ist. Bei 
Berücksichtigung des Stadt-Land-Faktors jedoch, dreht sich der Zusammenhang um und wird 
stark positiv signifikant. Hieraus lässt sich schließen, dass Ausländer vermehrt in Städten leben, 
hier aber die Fertilität insgesamt niedriger ist. Lässt man eben diesen Stadt-Effekt außen vor, 
so kann ein positiver Zusammenhang zwischen dem Anteil der Personen islamischen Glaubens 
und der regionalen Fertilität postuliert werden.  
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Der Zusammenhang zwischen den Personen ohne Glaubensbekenntnis und der Geburtenrate 
ist erwartungsgemäß stark negativ, mit -0,637. Lässt man die städtisch/ländlichen Strukturen 
außen vor, so nimmt auch hier die Stärke des Zusammenhangs ab, jedoch ist der Wert nach 
wie vor signifikant negativ.  
Es lässt sich feststellen, dass der Stadt-Land-Faktor doch zu einem erheblichen Maße die 




Betrachtet man zunächst wieder die bivariaten Korrelationen, so fällt auf, das der 
Ausländeranteil insgesamt einen negativen Zusammenhang aufweist, was nur teilweise den 
Erwartungen entspricht, da der Zusammenhang als nicht eindeutig identifiziert wurde (je nach 
Zusammensetzung der Staatsangehörigkeit). Nimmt man nun über die partielle Korrelation 
den Stadt-Land-Faktor heraus, so wendet sich der vormals negative Zusammenhang in einen 
positiv signifikanten Zusammenhang um.  
 
Tabelle 5: Zusammenhang ausgewählter Variablen der Staatsangehörigkeit zur Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 

















Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Unterteilt man die Ausländer nun nach bestimmten Gruppen, so bleibt der Zusammenhang bei 
dem Ausländeranteil der Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien weiterhin negativ, beim 
Anteil der Personen mit türkischer Staatsbürgerschaft weist die AFR4 keinen Zusammenhang 
mehr auf. Anders hingegen bei den partiellen Korrelationen: Hier wandelt sich der 
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Zusammenhang zum Anteil der Bevölkerung des ehemaligen Jugoslawiens ins Positive 
(signifikant), beim Anteil der Personen mit türkischer Staatsangehörigkeit liegt sogar ein stark 
positiver Zusammenhang vor. Letzteres entspricht der zuvor postulierten Annahme, dass 




Tabelle 6 weist die bivariaten Korrelationen zu den Anteilen der verwendeten Sprache der 
Ausländer (Umgangssprache) aus. Es liegt ein negativer Zusammenhang vor zwischen der 
Fertilität und den Personen die deutsch als Umgangssprache wählen, dieser ist jedoch nur auf 
einem fünfprozentigen Niveau signifikant. Dies entspricht der zuvor aufgestellten Hypothese. 
Angenommen wurde, dass Ausländer, die gut integriert sind (und somit auch hauptsächlich 
deutsch sprechen) sich eben auch hinsichtlich ihres Geburtenverhaltens an das österreichische 
Niveau angepasst haben und somit niedrig ausfällt. Ebenso zählen zu dieser Gruppe Ausländer 
mit deutsch als Muttersprache (z.B. Deutsche, Schweizer) deren Geburtenverhalten sich 
ebenfalls nicht signifikant von denen der Österreicher unterscheiden wird, da auch im 
Heimatland eine niedrige Fertilität vorliegt. 
 
Tabelle 6: Zusammenhang ausgewählter Variablen der Umgangssprache zur Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 





Deutsch als Umgangssprache 
Deutsch u.a. Sprache 








    0,301** 
    0,316** 
Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Bei den unabhängigen Variablen „deutsch und andere Sprache“ und „nur andere Sprache“ 
liegen bei den bivariaten Korrelationen signifikant negative Zusammenhänge vor. Dies 
entspricht nicht den Erwartungen. Kontrolliert man jedoch nach dem Stadt-Land-Faktor 
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(partielle Korrelationen) so werden die Zusammenhänge positiv, was den Erwartungen 
entspricht. Dies kann – wie bei der Analyse zum Ausländeranteil – darauf hindeuten, dass 
Ausländer vermehrt in den Städten wohnen und hier die Fertilität niedriger ist. Die Ergebnisse 
bei den partiellen Korrelationen entsprechen somit genau den Erwartungen: kein 
Zusammenhang bei deutsch als Umgangssprache und ein positiv signifikanter Zusammenhang 
wenn noch eine weitere, andere Sprache als deutsch, gesprochen wird.  
 
6.3.4. Politische Gesinnung 
 
Die bivariaten Korrelationen zeigen hinsichtlich der Hypothesen ein recht eindeutiges Bild: Je 
höher der Anteil der ÖVP-Wähler, desto höher die Geburtenrate und je höher der Anteil der 
SPÖ-Wähler, desto geringer die Fertilität. Dies entspricht den zuvor aufgestellten Hypothesen. 
 
Tabelle 7: Zusammenhang der politischen Gesinnung zur Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 























Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Vergleicht man die bivariaten Korrelationen nun mit den Ergebnissen der partiellen 
Korrelationen, so kann man sehr gut die Notwendigkeit einer Kontrollvariable Stadt/Land 
ableiten: Die ÖVP wird stärker in ländlichen Gegenden gewählt, während die SPÖ in den 
meisten Städten favorisiert wird. Nimmt man nun diesen Stadt-Land-Faktor heraus, so bleibt 
der negative Zusammenhang zwischen der SPÖ und der Geburtenrate bestehen, jedoch ist er 
für das Jahr 1999 nicht mehr signifikant. Der zuvor bei der ÖVP recht stark positive  
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Zusammenhang nimmt bei den partiellen Korrelationen stark ab: Für 1999 liegt nur noch ein 




Es ist anzumerken, dass gerade die Korrelationen der Einzeljahre (0 Jahre, 1 Jahr…) derselben 
Problematik unterliegen wie die allgemeinen Fruchtbarkeitsziffern bei Berücksichtigung nur 
eines Jahres: Die Werte sind teilweise so gering, dass sie verzerrt sein können. Deshalb sollte 
mehr Augenmerk auf die zusammengefasste Variable der unter Dreijährigen gelegt werden. 
 
Tabelle 8: Zusammenhang von Kinderbetreuung und Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 






 1 Jahr 
 2  Jahre 









                         -0,163                                
-0,352** 
-0,291** 
Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Die Betreuungsquoten der unter Dreijährigen weisen bei den bivariaten Korrelationen einen 
stark negativen Zusammenhang auf, der erwartet worden war. Erstaunlicherweise sind gerade 
die Werte der Zweijährigen besonders stark ausgeprägt, wobei die Ergebnisse allerdings mit 
Vorsicht zu interpretieren sind.  
Es ist allgemein bekannt, dass das Betreuungsangebot in den städtischen Gebieten größer ist, 
ebenso wie die Rahmenbedingungen für arbeitende Mütter meist besser sind (längere 
Öffnungszeiten, Ferienbetrieb usw.). Da ebenso die Fertilität in den städtischen Gebieten 
geringer ist, soll dieser Aspekt über die partiellen Korrelationen eliminiert werden. Der 
Zusammenhang ist bei den partiellen Korrelationen weiterhin negativ, fällt jedoch bei weitem 
nicht mehr so stark aus. Erstaunlicherweise liegt bei den jüngeren Altersklassen (0 Jahre und 1 
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Jahr) kein Zusammenhang mehr vor, der dann bei den Zweijährigen und den Null- bis 
Zweijährigen signifikant negativ wird. Der insgesamt negative Zusammenhang deutet darauf 
hin, dass Österreich – wie vermutet – eher zu den konservativen Ländern zählt, in denen die 
Karriere mit Kind nicht wirklich präsent ist. Vermutlich werden die Frauen aufgrund ihrer 
Beschäftigung zunächst den Kinderwunsch zurückstellen, um dann, nach der Geburt des Kindes 
eine längere Zeit zu Hause zu bleiben. Um auf der Kontextebene zu bleiben, resultiert hieraus 
auch eine Art Druck von außen, eben diese Lebenslaufabfolge genau so zu praktizieren. Wie 
auch Nachbarn, Freunde, die eigenen Eltern es gemacht haben, so wird auch diese Sichtweise 
zu einem Großteil übernommen. Stehen diese Frauen dann mitten im fertilen Alter von z.B. 25 
Jahren, stehen sie teilweise vor einem großen Problem: Einerseits sind sie mit ihrem Job 
zufrieden, können sich höchstwahrscheinlich nicht vorstellen eine längere Zeit zu Hause zu 
bleiben, andererseits unterliegen sie den allgemeinen (und auch ihren eigenen) Vorstellungen, 
möglichst lang bei den Kindern zu Hause zu bleiben. Dieser interne Druck verleitet dazu, den 
Kinderwunsch noch weiter nach hinten zu schieben, u.U. so lange, bis das fertile Alter 
überschritten wird. Die vorangegangen Überlegungen lassen sich mit dieser Argumentation 
auch in den Determinanten zu den „Werten und Normen“ wiederfinden.  
 
6.3.6. Arbeitslosigkeit und Notstandshilfe 
 
Die nachfolgende Tabelle gibt die Zusammenhänge zwischen Arbeitslosigkeit und 
Notstandshilfe zur Fertilität wieder. Hierbei handelt es sich um den Anteil der Arbeitslosen an 
allen Erwerbstätigen (berufslose Einkommensempfänger).  
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Tabelle 9: Der Zusammenhang von Arbeitslosigkeit und Notstandshilfe zur Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 


























Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Hinsichtlich der bivariaten Korrelationen kann festgehalten werden, dass der Zusammenhang 
zwischen Arbeitslosigkeit/Notstandshilfe und der Fertilität eindeutig negativ ist, wobei der 
Zusammenhang bei den Männern noch stärker hervortritt, was für die These der (fehlenden) 
Ernährerrolle spräche. Hohe Arbeitslosenquoten und ein höherer Anteil an Personen, die 
Notstandshilfe beziehen sind häufiger in städtischen Gebieten anzutreffen, so dass wiederum 
eine partielle Korrelation von Nöten ist. Hier verschwindet dann der Zusammenhang völlig, es 
liegen keine signifikanten Ergebnisse mehr vor. Der Zusammenhang auf die regionale Fertilität 
scheint somit vollständig von einem Land-Stadt-Faktor auszugehen.  
 
6.3.7.  Alter bei Heirat und Geburt 
 
Hinsichtlich des Durchschnittsalters bei Heirat und Geburt wurde angenommen, dass ein 
höheres Alter einen negativen Zusammenhang zur regionalen Fertilität aufweist.  
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Tabelle 10: Der Zusammenhang von Durchschnittsalter bei Heirat und Geburt zur Fertilität 
(2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 





















                         -0,188* 
 
                         -0,179 
Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Die bivariaten Korrelationen zeigen einen eindeutig negativen Zusammenhang, je höher das 
Heirats- oder Geburtenalter, desto geringer die Fertilität. Berücksichtigt man nun wiederum 
die logarithmierte Einwohnerdichte, so nehmen die Korrelationen teilweise stark ab. Das 
Heiratsalter der Männer hat nach wie vor einen negativen Zusammenhang, ebenso das 
Heiratsalter der Frauen, jedoch liegt bei letzterem nur noch ein leicht signifikanter 
Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate vor. Das Alter der Frauen bei der Geburt weist 
nach Kontrolle des Stadt-/ Landfaktors nun keinen Zusammenhang mehr zur regionalen 
Fertilität auf. Es scheint auch hier ein starker Einfluss von der städtischen Komponente 
auszugehen.  
 
6.3.8. Bildung der Frauen 
 
Hinsichtlich der Bildung wurde insgesamt vermutet werden, dass, je höher die Bildung 
insgesamt ausfällt, desto stärker – in negativem Sinne – wird der Zusammenhang zur Fertilität 
sein. Bei einem hohen Anteil an Frauen mit geringer Bildung, wird ein positiver Zusammenhang 
zur regionalen Fertilität vermutet.  
 
                                                           
30
 Arithmetisches Mittel des Alters der Eheschließenden. 
31
 Arithmetisches Mittel des Alters der Frauen im Zeitpunkt der Geburt eines Kindes. 
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Tabelle 11: Zusammenhang von Bildung und Fertilität, Frauen (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 









Berufsbildende mittlere Schule  
AHS 






                          0,487** 
                          0,486** 








                           0,365** 
                          -0,020 
                          -0,440** 
                          -0,324** 
                          -0,443** 
Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Die Ergebnisse der bivariaten Korrelationen entsprechen vollständig den erwarteten 
Annahmen: Bei einem höheren Anteil an Personen mit geringerer Bildung (Pflichtschule) ist 
der Zusammenhang zur regionalen Fertilität positiv, je höher jedoch der Anteil der Personen 
mit höherem Bildungsabschluss wird, um so mehr nimmt der Zusammenhang ab bzw. wird 
negativ. Sowohl der Akademikeranteil insgesamt (Frauen und Männer) als auch der AHS- und 
(Fach)Hochschulanteil bei den Frauen weist einen stark signifikant negativen Zusammenhang 
zur regionalen Fertilität auf.  
Der stark negative Zusammenhang bei höherer Bildung bleibt ebenso bei den partiellen 
Korrelationen bestehen.  Der Zusammenhang zu den berufsbildenden mittleren Schulen weist 
keinen Zusammenhang mehr auf, dieser lag jedoch auch schon bei den bivariaten 
Korrelationen nur leicht vor. Der Anteil der Frauen, die über einen Pflichtschulabschluss 
verfügen, weist bei den bivariaten Korrelationen einen stark positiven Zusammenhang zur 
regionalen Fertilität auf, dieser erweist sich jedoch nach Kontrolle der logarithmieren 
Einwohnerdichte als nicht mehr signifikant. Insgesamt kann jedoch festgehalten werden, dass 
die grundlegende Struktur, je höher die Bildung, desto geringer bzw. stärker negativ wird der 
Zusammenhang, bestehen bleibt.  
Beim Akademikeranteil insgesamt konnte sowohl für die bivariaten als auch für die partiellen 
Korrelationen ein stark negativer Zusammenhang festgestellt werden. Das folgende 
Streudiagramm soll diesen Zusammenhang veranschaulichen. Ausgewiesen sind hierbei die 23 
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Wiener Bezirke und die Landeshauptstädte der Bundesländer, alle anderen Bezirke werden der 
Übersichtlichkeit halber durch Punkte markiert.  
Die vorhergesagten Werte (fitted values) geben ein eindeutiges Bild: Je höher der 
Akademikeranteil, desto geringer die Fertilität. Einen hohen Akademiker- und 
Maturantenanteil (>30%) weisen neun der 23 Wiener Gemeindebezirke auf, der zudem mit 
einer niedrigen Geburtenrate einhergeht. Den höchsten Anteil an Akademikern und 
Maturanten weist der 1. Bezirk auf, mit einer Quote von fast 50%. Die 30% Marke übersteigt 
kein anderer Bezirk außerhalb Wiens.  
 
Abbildung 25: Streudiagramm zum Zusammenhang der AFR4 und des Akademikeranteils 
(2001) 
 
Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Im mittleren Bereich (mittlerer Anteil an Akademikern, 15 bis 30%) finden sich – bis auf den 10. 
Und 11. Wiener Gemeindebezirk – die restlichen Wiener Bezirke. Zudem fallen in diesen 





























10 20 30 40 50
Akademiker & Maturanten (Männer und Frauen), in Prozent, 2001
AFR4 Fitted values
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Mit einem niedrigen Akademikeranteil und einer eher höheren Fertilität lässt sich Bregenz 
ausmachen. Hier liegt der Anteil bei gerade mal 12,1%, die allgemeine Fruchtbarkeitsrate ist 
mit 27,44 überdurchschnittlich (Durchschnitt: 23,28). Der 10. Und 11. Wiener Gemeindebezirk 
fallen ebenfalls in die Regionen mit nur durchschnittlichen Akademiker- und 
Maturantenquoten, weisen aber für großstädtische Verhältnisse eine recht hohe Geburtenrate 
auf.  
Der Bezirk mit der höchsten Fertilität, gleichzeitig aber auch einem sehr geringen Anteil an 
Akademikern und Maturanten (10,1%) lässt sich für den Bezirk Kirchdorf an der Krems in 
Oberösterreich feststellen (AFR 28,80). Im Gegensatz hierzu weist der Bezirk Güssing im 
Burgenland ebenso eine niedrige Akademiker- und Maturantenquote auf (11%), jedoch liegt 
hier eine sehr geringe Geburtenrate vor (AFR 18,52). Niedrigere Werte bei der AFR als die in 
Güssing weisen nur noch sechs Wiener Gemeindebezirke auf.  
 
6.3.9. Bildung der Männer 
 
Die Bildungsstruktur der Männer entspricht bei den bivariaten Korrelationen zu einem Großteil 
den Erwartungen. Der Pflichtschulabschluss weist einen negativen Zusammenhang auf, dieser 
ist jedoch nicht signifikant. 
 
Tabelle 12: Zusammenhang von Bildung und Fertilität, Männer (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 







Berufsbildende mittlere Schule  
AHS 




                         -0,145 
                          0,200* 





                         -0,112 
                         -0,226* 




Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
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Die „mittlere“ Bildung im Bereich Lehrlingsausbildung und einem berufsbildenden mittleren 
Abschluss hingegen weist einen positiven Zusammenhang auf, der jedoch nur auf einem 
fünfprozentigen Niveau signifikant ist. AHS, berufsbildende höhere Schule und 
Uni/(Fach)Hochschule weisen wiederum einen stark signifikant negativen Zusammenhang auf, 
der schon bei den Frauen beobachtet werden konnte. 
Dieser stark negative Zusammenhang bleibt bei dem Anteil an Personen mit höherer Bildung, 
auch nach Kontrolle der logarithmierten Einwohnerdichte, weiterhin bestehen. Der 
Zusammenhang des Anteils an Pflichtschülern zur regionalen Geburtenrate hat sich nach 
Kontrolle des Stadt-Land-Faktors überraschenderweise nicht geändert, es besteht weiterhin 
ein leicht negativer Zusammenhang, der jedoch nicht signifikant ist. Die Lehrlingsausbildung 
und die BMS, die noch bei den bivariaten Korrelationen positiv signifikant waren, weisen nun 
zwar noch einen signifikanten Zusammenhang auf, jedoch ist dieser überraschenderweise 
negativ. Ebenso wie bei den bivariaten Korrelationen sind die Zusammenhänge bei den 
höheren Bildungsstufen signifikant negativ. Auffällig ist, dass bei allen unabhängigen Variablen 
zu den Bildungsanteilen der Männer der Zusammenhang zur regionalen Fruchtbarkeitsrate 
negativ ist.  
 
6.3.10. Partnerschaft und Aufgabenteilung 
 
Tabelle 13 gibt die Zusammenhänge der Variablen zur Partnerschaft und Aufgabenteilung 
wider. Der Anteil der Scheidungen und Frauen in einer Vollzeiterwerbstätigkeit weisen wie 
erwartet einen negativen Zusammenhang auf. Bei dem Anteil der Frauen in 
Teilzeiterwerbstätigkeit konnte keine eindeutige Stellung bezogen werden, das Ergebnis ist 
ebenso nicht signifikant von null verschieden, weist aber einen positiven Wert auf. Der Anteil 
der Hausfrauen steht in einem stark positiven Zusammenhang zur regionalen Fertilität, was 
erwartet wurde und was durchaus auf ein Leitbild für zukünftige Eltern hindeuten kann. Dass 
ein negativer Zusammenhang zwischen den Frauen im fertilen Alter und der Fertilität vorliegt 
erstaunt, denn gerade sie bilden überhaupt die Grundlage, dass eine Familie gegründet 
werden kann. Die bedeutet also, gibt es in einem Bezirk mehr Frauen als Männer, so weist dies 
einen negativen Zusammenhang zur Geburtenrate auf. Hank (2002) begründet dies mit einer 
geringeren Auswahl für die Frauen auf dem Heiratsmarkt. Dass der Anteil an unehelichen 
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Kindern einen positiven Zusammenhang zur Fertilität aufweist, war nicht erwartet worden, 
jedoch ist dieser Zusammenhang nicht signifikant.  
 
Tabelle 13: Zusammenhang von Partnerschaft und Aufgabenteilung zur Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 








Anteil der Frauen im fertilen Alter 





                          0,162 
                          0,501** 
-0,294** 
-0,667** 
                          0,092 
-0,031 
-0,042 
                            0,080 
-0,030 
-0,033 
                           -0,394** 
-0,121 
Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Die hier beschriebenen unabhängigen Variablen sind allesamt sehr stark durch einen Stadt-
Faktor gekennzeichnet. Scheidungsquoten sind in städtischen Gebieten höher, ebenso ist der 
Frauenanteil in der Stadt höher, Hausfrauen hingegen finden sich vermehrt auf dem Land. 
Gerade jungen Frauen, sind zur Ausbildung (z.B. Studium) letztlich sogar gezwungen sind in die 
Stadt zu ziehen.  
Nach Kontrolle der logarithmierten Einwohnerdichte lässt sich feststellen, dass – bis auf den 
Anteil der Frauen zu den Männern – alle Variablen keinen signifikanten Zusammenhang mehr 
aufweisen. Ein Frauenüberschuss korreliert weiterhin negativ zur regionalen Fertilität.  
  
6.3.11. Materielle Situation 
 
Bei der materiellen Situation wurde angenommen, dass ein höheres Einkommen aufgrund der 
Opportunitätskosten zu einem negativen Zusammenhang zur Fertilität führt. Auf der 
Kontextebene bedeutet dies, dass ein Bezirk mit einem höheren durchschnittlichen 
Einkommen dadurch gekennzeichnet ist, dass dort auch mehr Personen mit einem höheren 
durchschnittlichen Einkommen leben und hier somit der Opportunitätskostenansatz greift. Der 
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Besitz einer Wohnungsimmobilie erhöht die Wahrscheinlichkeit zur Gründung einer Familie, so 
dass ein positiver Zusammenhang vermutet wird.  
 
Tabelle 14: Materielle Situation und der Zusammenhang zur Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 














Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Die bivariaten Korrelationen zeigen recht eindeutig das erwartete Ergebnis: Je höher das 
durchschnittliche Einkommen der unselbständig Beschäftigten eines Bezirks, desto geringer die 
Fertilität bzw. umgekehrt. Handelt es sich um einen Bezirk, der durch hohe Anteile an 
Wohnungseigentümern gekennzeichnet ist, so weist dieser Bezirk eine höhere Fertilität auf.  
Betrachtet man hingegen die partiellen Korrelationen, so liegen diese Zusammenhänge nicht 
mehr vor. Der erwartete Zusammenhang bleibt zwar weiterhin bestehen, die Ergebnisse sind 





Im Folgenden werden die Erwerbsquoten und die Erwerbstätigkeit nach Wirtschaftszweig der 
Fertilität gegenüber gestellt.  
124 
Tabelle 15: Erwerbstätigkeit und der Zusammenhang zur Fertilität (2001) 
 Bivariate Korrelationen Partielle Korrelationen 
(logarithmierte Einwohnerdichte) 








• Änderung 1991 zu 2001 
 
Erwerbstätigk. Nach Wirtschaftszw. 
• Land u. Forstwirtschaft 
• Industrie 
• Dienstleistungen 
• Angestellte und Beamte 
• Arbeiter  
 


















                         0,092 
0,338** 
                        -0,342** 
                        -0,042 
0,432** 
Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Die Erwerbsquote insgesamt (Männer und Frauen) weist überraschenderweise einen 
negativen Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate auf, der jedoch nur auf einem 
fünfprozentigen Niveau signifikant ist. Die Erwerbsquote der Männer korreliert 
erwartungsgemäß positiv mit der regionalen Fertilität, die Erwerbsquote der Frauen, wie 
erwartet, stark negativ. Eine positive Entwicklung der Erwerbstätigkeit hat erwartungsgemäß 
einen positiven Zusammenhang zur Geburtenrate, eine gute wirtschaftliche Entwicklung 
scheint sich vorteilhaft auf die Familiengründung innerhalb eines Bezirks auszuwirken.  
Diese Zusammenhänge stellen sich bei Eliminierung des Stadt/Land-Faktors wiederum 
teilweise ganz anders dar. Bei der Erwerbsquote insgesamt verschwindet das negative 
Vorzeichen und wird – wie erwartet – signifikant positiv. Die Erwerbsquote der Männer ändert 
sich kaum, ein signifikanter Zusammenhang liegt weiterhin vor, der Zusammenhang wird sogar 
noch stärker. Hingegen wendet sich der vormals recht starke negative Zusammenhang der 
Frauenerwerbsquote zur regionalen Fertilität ins Positive, ist jedoch nicht mehr signifikant. 
Eine Änderung der Erwerbspersonen verglichen mit dem Jahr 1991 weist weiterhin einen 
positiven Zusammenhang auf, der sich jedoch leicht abgeschwächt hat.  
Der Anteil der Beschäftigten in der Land- und Forstwirtschaft und in der Industrie hat 
erwartungsgemäß einen stark positiven Zusammenhang. Ebenso erwartungsgemäß stellen sich 
die Ergebnisse für die Beschäftigten im Dienstleistungsbereich, für die Angestellten und 
Beamten und für die Arbeiter dar. Letztere weisen einen stark positiven Zusammenhang auf, 
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während die Angestellten im Dienstleistungsbereich und die Angestellten und Beamten einen 
stark negativen Zusammenhang zeigen.  
Der doch recht deutlich positive Zusammenhang der Beschäftigten in der Land- und 
Forstwirtschaft, schwächt sich nach Kontrolle der Einwohnerdichte extrem ab und weist keinen 
signifikanten Zusammenhang mehr zur regionalen Geburtenrate auf. Die Zusammenhänge der 
Variablen zu den Erwerbstätigen in der Industrie, im Dienstleistungsbereich und den Arbeitern 
bleiben auch nach Kontrolle der Einwohnerdichte weiterhin in der erwarteten Form bestehen, 
allerdings sind auch hier die Zusammenhänge etwas abgeschwächt. Der Anteil der 
Angestellten und Beamten weist nach Kontrolle der Einwohnerdichte keinen signifikanten 
Zusammenhang mehr auf.  
 
6.4. Abschließende Beurteilung 
 
Die vorliegenden bivariaten Korrelationen zeigen ein recht deutliches Bild: Sie weisen einen 
teilweise sehr starken Zusammenhang der unabhängigen Variablen zur regionalen 
Geburtenrate auf. Diese Zusammenhänge gehen zum größten Teil mit der herrschenden 
Theorie konform. Nach Kontrolle der logarithmierten Einwohnerdichte, das zum Ziel hatte, 
einen Einfluss, der über eine rein städtische/ländliche Komponente hervorgeht, zu eliminieren,  
wurde der Zusammenhang der unabhängigen Variablen jedoch schwächer, teilweise 
verschwand er völlig.  
An dieser Stelle soll eine kurze Übersicht über die sechs Determinanten mit dem stärksten 
Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate gegeben werden. Der Deutlichkeit halber wird 
wiederum in bivariate und partielle Korrelationen unterschieden. 
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Tabelle 16: Die Determinanten mit dem stärksten Zusammenhang zur Fertilität (bivariate 
Korrelationen) 
 Bivariate Korrelationen 
 AFR 4 
 
1. AHS (Männer) 
2. Akademikeranteil insgesamt 
3. AHS (Frauen) 
4. Uni-/Fachhochschule (Frauen) 
5. Uni-/Fachhochschule (Männer) 









Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
 
Zunächst fällt auf, dass alle Variablen einen negativen Zusammenhang zur regionalen 
Geburtenrate aufweisen. Des Weiteren sind die ersten fünf Plätze durch Bildungsvariablen 
besetzt und hier insbesondere im höheren Bildungsbereich (Uni/AHS). Interessant ist an dieser 
Stelle, dass die Politik einerseits einen höheren Anteil an Akademikern bzw. Akademikerinnnen 
und Maturanten bzw. Maturantinnen anstrebt, andererseits den sinkenden Geburtenraten 
entgegenwirken will. Dies würde jedoch nach den vorliegenden Ergebnissen einen negativen 
Effekt auf die Geburtenziffern nehmen, was politisch nicht gewünscht ist. Politische 
Maßnahmen, die diesen, sich andeutenden trade-off vermeiden könnten, werden im 
Schlussteil  der Arbeit (Kapitel 10) diskutiert.    
 
Tabelle 17: Die Determinanten mit dem stärksten Zusammenhang zur Fertilität (partielle 
Korrelationen) 
 Partielle Korrelationen 
 AFR 4 
 
1. Religionsbekenntnis islamisch 
2. AHS (Männer) 
3. Ausländer (Türkei) 
4. Akademikeranteil insgesamt 
5. Uni-/Fachhochschule (Frauen) 









Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen 
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Nach Eliminierung des Stadt-/Landfaktors sind nach wie vor einige Variablen aus dem 
Bildungsbereich vertreten, und wiederum handelt es sich um den Faktor höhere Bildung. Der 
Anteil an Personen islamischen Glaubens stellt sich als die Variable mit dem stärksten 
Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate heraus, der zudem – im Gegensatz zu den 
Bildungsvariablen – positiv ist. In diesem Bereich ist ebenso der Anteil der türkischen 
Bevölkerung anzusiedeln, deren Religionsbekenntnis zu einem hohen Teil islamisch ist. 
Korreliert man diese beiden Variablen, so liegt der Wert bei 0,89. Es lässt sich festhalten, dass 
aus der Vielzahl von über 50 Variablen, die aus der Theorie abgeleiteten Einflussfaktoren 
messen sollen, nur zwei übergeordnete Determinanten der Fertilität durch signifikante 
Korrelation Bestätigung finden: Zum einen Werte, Normen und Religion und zum anderen der 
Bereich der Bildung.  
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7. Regionale Abhängigkeiten (räumliche 
Autokorrelation) 
 
Das folgende Kapitel gibt zunächst eine Einführung in das Themengebiet der räumlichen 
Ökonometrie. Hier wird insbesondere die Notwendigkeit einer räumlichen Betrachtung 
deutlich gemacht. Weiters wird mittels eines Tests ermittelt, ob im Fall der regionalen Fertilität 
in Österreich überhaupt räumliche Autokorrelation vorliegt. Das Kapitel schließt mit einer 
Beschreibung der Spatial Lag und Spatial Error Modelle, die in den weiterführenden 




Die oben ausgewiesenen Korrelationszusammenhänge gingen davon aus, dass die Werte bzw. 
Regionen unabhängig voneinander sind. Dies ist jedoch nicht der Fall. Regionen können nicht 
als unabhängig voneinander betrachtet werden, insbesondere benachbarte politische Bezirke 
beeinflussen sich in ihren kulturellen, sozialen, ökonomischen und demografischen 
Entwicklungen gegenseitig. Dieser Aspekt wird in den Regionalökonomik bzw. räumlichen 
Ökonometrie berücksichtigt und im folgenden Kapitel näher beschrieben.  
Regionale Abhängigkeiten zwischen Variablen wurden lange Zeit kaum beachtet (vgl. 
Aneselin/Bera, 1998) oder eher als Ausnahmefälle betrachtet. Toblers „first law of geography“ 
macht deutlich, „everything is related to everything else, but closer things are more related 
than distant things“ (Tobler, 1979, in Anselin/Bera, 1998, S. 240) und somit stellen diese 
regionalen Abhängigkeiten eher die Regel als die Ausnahme dar. Mit diesem Gesetz beschreibt 
Tobler die räumliche Autokorrelation, also den Grad, mit dem nahe und entfernte Regionen 
miteinander verbunden sind. „In practice, the existence of spatial autocorrelation means that 
if A and B are close together, what happens at A is related to what happens at B, and vice-
versa.”(Abler et al, 1992, S. 287). Etwas graphischer formuliert es Goodchild „hell is a place 
with no spatial dependence“ (Goodchild, 2000, S. 17). Godes et al (2005) schreiben hierzu, 
dass Studien gezeigt haben, dass Individuen nicht unabhängig von ihrem Umfeld agieren. Sie 
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lassen sich sowohl durch aktive Interaktion, als auch durch die gegenseitige passive 
Beobachtung in bedeutender Weise vom Verhalten anderer beeinflussen.  
Bei regionalökonomischen Fragestellungen möchte man testen, wie sich Regionen gegenseitig 
beeinflussen, ob also interregionale Einflüsse bestehen. Dieser Einfluss lässt sich inhaltlich auf 
Spillover-Effekte zurückführen. Diese Spillover-Effekte stellen dabei (nicht immer monetär 
erfassbare) Größen von anderen Regionen dar, die z.B. die Produktion einer Region erhöhen. 
Für die hier zugrundeliegende Analyse bedeutet das, dass die beeinflussenden Faktoren auf die 
Fertilität nicht ausschließlich von dem Bezirk ausgehen, in dem man wohnt, sondern auch von 
dessen Nachbarbezirken. Insbesondere die Kinderbetreuungssituation lässt sich hier als 
Beispiel gut anführen: Möchte man den Zusammenhang der Betreuungssituation zur 
Geburtenrate eines Bezirks testen, kann man auf folgendes Problem stoßen. Familien haben 
z.B. über Betriebskindergärten die Möglichkeit, eine Betreuung in der Nähe ihres Arbeitsortes 
in Anspruch zu nehmen. Dies kann bedeuten, dass der Betreuungsort in einem anderen Bezirk 
liegt, als der Wohnort. Der Zusammenhang zur Geburtenrate geht in diesem Beispiel somit 
nicht von der Betreuungssituation am Wohnort aus, sondern von der eines anderen Bezirks.  
Bei regionaler Autokorrelation lassen sich zwei Gruppen unterscheiden. Positive 
Autokorrelation liegt dann vor, wenn ein ähnliches Verhalten räumlich nahe gelegener 
Einheiten zur Clusterbildung von hohen bzw. niedrigen Werten führt. Von negativer 
Autokorrelation spricht man, wenn die Entwicklungen benachbarter Regionen unabhängig 
voneinander sind.32 Letzteres wird ebenso als Schachbrett-Muster beschrieben und tritt 
vermehrt bei Stadt-Land-Gefällen auf (vgl. Henningsen, 2008).  
Die Existenz von positiver Autokorrelation impliziert, dass die Stichprobe weniger 
Informationen enthält, als das unkorrelierte Pendant hierzu. Der statistischen Logik folgernd, 
muss dieser Aspekt in den Analysen berücksichtigt werden. Im Folgenden werden somit das 
Ausmaß und die Struktur der räumlichen Autokorrelation dargelegt. Sollten diese Analysen 
zeigen, dass die räumliche Autokorrelation hinsichtlich der verschiedenen Variablen 
beträchtlich ist, so muss dies auch bei den späteren multivariaten Analysen berücksichtigt 
werden. Eine räumliche Autokorrelation tritt dann ebenso in Regressionsmodellen auf. Dies 
                                                           
32
 Wie gleich im Anschluss zu zeigen ist (vgl. 7.2), ist der zur Messung von Autokorrelation 
herangezogene Indikator „Moran’s I“ so konstruiert, dass sich positive wie auch negative räumliche 
Verstärkungseffekte in deutlich positiven Werte dieses Koeffizienten ausdrücken. Unabhängigkeit 
zwischen Regionen schlagen sich in negativen Werten für den Indikator nieder. 
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hat zur Folge, dass die Regressionskoeffizienten verzerrt und inkonsistent sind (vgl. 
Aneselin/Bera, 1998).  
 
 
7.2. Globale und lokale Autokorrelation 
 
Räumliche Autokorrelation kann mit globalen oder lokalen Maßen geprüft werden. Für 
letztgenannte Maßeinheiten hat sich der Begriff LISA durchgesetzt (Local Indicators of Spatial 
Association). Diese lokalen Indikatoren messen für jede einzelne Region die 
nachbarschaftlichen Beziehungen, oder – als globale Maße – ob insgesamt eine räumliche 
Autokorrelation vorliegt ohne auf die nachbarschaftliche Beziehungsstruktur im Speziellen 
einzugehen. Sie indizieren entweder, ob überhaupt eine Abhängigkeit vorliegt (z.B. Moran’s I) 
oder – ausführlicher – wie hoch das Ausmaß der Abhängigkeit ist (z.B. Getis-Ord G-Statistiken), 
da sich Regionen nicht homogen verhalten und es stärkere oder schwächere Abhängigkeiten 
zur Nachbarregion gibt.  
Tests auf globale Autokorrelation überprüfen somit, inwiefern Korrelationsbeziehungen 
zwischen den Fertilitätsraten der unterschiedlichen Bezirke bestehen. Die zu testende 
Nullhypothese wäre somit, dass sich Bezirke mit hohen und niedrigen Raten zufällig über 
Österreich verteilen und somit keine Beziehungen untereinander vorliegen.  
Als Maß für räumliche Verhältnisse wird zunächst auf die Nachbarschaftsverhältnisse 
abgestellt, d.h. inwiefern eine gemeinsame Grenze vorliegt (=1) oder eben nicht (=0). Hieraus 
ergibt sich dann, z.B. im Fall der hier betrachteten 121 österreichischen Bezirke, eine binäre 
121x121 Gewichtungsmatrix W, die auf der Diagonalen den Wert 0 aufweist, da ein Bezirk 
keine Grenze mit sich selbst haben kann (der sogenannte Contiguity-Ansatz, Anselin, 1988, S. 
17 ff.).  
Ein Problem kann sich daraus ergeben, dass einige Bezirke ausländische Regionen zum 
Nachbarn haben, welche aus Datengründen nicht mit in die Analyse einbezogen sind. Anselin 
(1988) weist jedoch darauf hin, dass das Problem weit weniger gravierend ist, als es im ersten 
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Moment erscheint. Allerdings ist die Forschung auf diesem Gebiet noch nicht abgeschlossen 
(vgl. Krumm/Rosemann/Strotmann, 2007, S. 132).  
Als Maß für den Test auf globale Autokorrelation wird in einem nächsten Schritt der Moran’s I 
verwendet. Dieser ist definiert als: 
 





























wobei ijw das Element der Gewichtungsmatrix W darstellt, welches zu den Bezirken i und j 
gehört, N stellt die Anzahl der Bezirke dar (N=121). iy und jy repräsentieren die Werte der 
interessierenden Variable und y deren Mittelwert. Der Erwartungswert von Moran’s I ist nicht 







IE . Ist I signifikant größer als dieser Erwartungswert, so 
liegt eine positive räumliche Autokorrelation vor. D.h. hohe Werte von Y in Bezirken 
korrelieren mit hohen Werten von Y in Nachbarbezirken. Ist I signifikant kleiner als der 
Erwartungswert, so liegt negative räumliche Autokorrelation vor, d.h. die Bezirke sind 
unabhängig voneinander (Schachbrett-Muster). In empirischen Arbeiten wird Moran’s I 
gegenüber Geary’s c bevorzugt (vgl. Anselin/Bera, 1998). Dies könnte daran liegen, dass 
Moran’s I vier Arten von Clustern aufweist (high/high, high/low, low/high, low/low)33 während 
Geary’s c nur zwei Arten von Clustern dokumentiert (high/high, low/low).  
                                                           
33
 Siehe hierzu Abbildung 25 auf Seite 131. 
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Die nachfolgende Tabelle 18 gibt die Ergebnisse der Berechnung des Moran’s I mit Bezug auf 
die Fertilitätsrate (hier: AFR4) von 121 österreichischen Bezirken wider: 
 
Tabelle 18: Bestimmung von regionalen Abhängigkeiten in der Fertilität (globaler Moran) 
 Moran’s I 

















Quelle: eigene Berechnungen 
* Zur Erinnerung: Allgemeine Fruchtbarkeitsrate im Zeitraum 1998 bis 2001 gemessen als Verhältnis der 
Zahl der Geburten zur Zahl der Frauen im Alter von 20 bis 49 Jahren. 
 
Der eindeutig positive Wert I mit 0,630 des Moran-Koeffizienten (globaler Moran) zeigt, dass 
eine positive Autokorrelation der Bezirke mit Blick auf die allgemeine Fruchtbarkeitsrate 
vorliegt. Der z-Wert ist größer als der kritische Wert von 1,96, so dass die Nullhypothese „keine 
Autokorrelation“ abgelehnt werden kann. Von einer einfachen OLS-Analyse ist somit 
abzusehen, die räumliche Autokorrelation muss in einem Spatial-Lag-Modell (SLM, betrifft die 
abhängigen Variablen) oder einem Spatial-Error-Modell (SEM, betrifft den Fehlerterm) 
berücksichtigt werden.  
Die folgende Abbildung weist die Moran-Werte (lokale Moran) jedes Bezirks in einem 
Diagramm aus. Die Punktwolke dokumentiert W*z und z. W stellt die standardisierte regionale 
Gewichtungsmatrix dar und z ist als z = (Y - y ) /sd(Y) definiert, wobei sd die 
Standardabweichung darstellt. Die in der Grafik abgebildete Linie repräsentiert die lineare 
Regressionsgerade für W*z über z. Für eine ausführliche Darstellung und Begründung siehe 
Sokal et al. (1998) und Anselin (1995).  
Der Übersichtlichkeit halber wurden die 23 Wiener Gemeindebezirke und die 
Landeshauptstädte der Bundesländer explizit ausgewiesen, alle anderen Bezirke werden durch 
einen Kreis dargestellt.  
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Abbildung 26: Moran Scatterplot (lokaler Moran) 
Moran scatterplot (Moran's I = 0.609)

























































































































Quelle: eigene Darstellung 
 
Die Werte fallen in vier Quadranten, wobei jeder Quadrant einen unterschiedlichen regionalen 
Zusammenhang darstellt. 
• Der obere linke Quadrant (high-low) repräsentiert Bezirke mit niedrigen y-Werten, die 
von regionalen Clustern hoher y-Werte umgeben sind. Hier findet man vier 
Landeshauptstädte (Salzburg, Linz, St. Pölten, Innsbruck). Die verwundert nicht, sind 
doch gerade die Landeshauptstädte durch eher geringe Fertilitätsraten 
gekennzeichnet (Stadt-Faktor), während sie von ländlichen Bezirken umgeben sind, 
die ihrerseits höhere Geburtenraten aufweisen (Land-Faktor).  
• Der obere rechte Quadrant (high-high) zeigt Bezirke, die hohe y-Werte aufweisen und 
von anderen Bezirken mit hohen y-Werten umgeben sind. Hier findet man die 
Landeshauptstadt Vorarlbergs (Bregenz). Vorarlberg sticht insgesamt durch hohe 
Geburtenraten hervor, weist schon seit Jahren von allen Ländern die höchsten Werte 
auf. Zu beachten ist jedoch, dass Bregenz eine sehr geringe Einwohnerdichte 
low-low low-high 
high-high high-low 
Moran Scatterplot (Moran’s I = 0,609), AFR4 
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aufweist34 und somit – obschon es sich um eine Landeshauptstadt handelt – zu 
hinterfragen ist, ob ein Stadt-Faktor vorliegt. 
• Der untere linke Quadrant (low-low) repräsentiert regionale Cluster von niedrigen y-
Werten die von Bezirken mit niedrigen Werten umgeben sind. Bis auf zwei 
Ausnahmen findet man hier alle Wiener Gemeindebezirke, was nicht verwunderlich 
ist, da es sich bei allen Bezirken um städtische Gebiete handelt. Wien als Bundesland 
ist seit Jahren durch eine geringe Fertilität gekennzeichnet.  
• Der untere rechte Quadrant (low-high) zeigt regionale Cluster von niedrigen y-Werten, 
die von Bezirken mit hohen Werten umgeben sind. Hier finden sich als Bezirke, die im 
Vergleich zu benachbarten Bezirken hohe allgemeinen Fruchtbarkeitsraten vorweisen, 
der 11. und 22. Wiener Gemeindebezirk. Der Mittelwert der AFR4 aller Wiener 
Gemeindebezirke liegt bei 19,94, wobei der 11. und 22. Bezirk eine AFR4 von 
respektive 24,62 bzw. 24,88 aufweisen und somit sogar noch über dem 
Gesamtdurchschnitt aller 121 österreichischen Bezirke von 23,28 liegen. Ebenso 
finden sich in diesem Quadranten die Landeshauptstädte Klagenfurt, Graz und 
Eisenstadt.  
 
Eine weitere Möglichkeit der Analyse, insbesondere der Korrelationen, besteht in der 
Verwendung von regionalen Filtern (vgl. Getis, 1995). Die räumliche Filtertechnik entfernt die 
räumliche Korrelation aus den Daten und ermöglicht es, die Bedeutung rein räumlicher Effekte 
zu beurteilen. Diese Methode erlaubt den tatsächlichen Anteil der Spillover-Effekte 
herauszufiltern und die Ergebnisse eben ohne diese regionalen Abhängigkeiten präsentieren 
zu können. Es kann somit eine normale OLS-Schätzung zur Anwendung kommen, ohne dass die 
Schätzer aufgrund der räumlichen Abhängigkeiten verzerrt sind. „The basic idea ist to 
transform the variables by removing spatial dependence“ (Badinger/Url, 2002, S. 981). Die 
Autoren untersuchen in ihrer Analyse die Einflüsse auf die unterschiedlichen 
Arbeitslosenquoten der politischen Bezirke in Österreich und bedienen sich hierzu eines 
„spatial filters“: „(…) the spatial filter is based on a radial concept, which uses the information 
from surrounding neighbours in all directions in order to compute the spatial component“ 
                                                           
34
 Der Mittelwert der Einwohnerdichte liegt bei 1964,50 Personen pro Quadratkilometer, mit einer 
Standardabweichung von 4761,48. Bregenz weist eine Einwohnerdichte von 140 auf.  
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(Badinger/Url, 2002, S. 982). Sie stellen fest, dass räumliche Effekte etwa ein Fünftel der 
Variation der Arbeitslosenrate erklären. Die Autoren geben jedoch an, dass sich die Analyse 
mittels der Filtermethode nur auf 87 statt 121 Bezirke beschränkt, da der Westen Österreichs 
(vornehmlich Tirol und Vorarlberg) aufgrund der Grenzen zu Deutschland, Schweiz und Italien 
keine unmittelbaren österreichischen Nachbarn hat, welche die Filtermethode jedoch 
benötigt, um bestmögliche Ergebnisse zu liefern. Aufgrund dieser Einschränkung in der Fallzahl 
findet die Filtermethode hier keine Verwendung. 
 
7.3. Das Spatial-Lag und das Spatial-Error-Modell 
 
Räumliche Autokorrelation lässt sich durch ein Spatial-Lag oder ein Spatial-Error-Modell 
darstellen. Hierbei wird entweder die abhängige Variable (Spatial Lag) oder der Fehlerterm 
(Spatial Error) entsprechend modelliert.  
 
Das Spatial Lag Modell stellt sich wie folgt dar: 
(2) Y = ρWY+β0i+β1x1+ β2x2+…+ βpxp + u, 
 
wobei die Gewichtungsmatrix W hier die abhängige Variable betrifft. Das Spatial-Lag-Modell 
geht davon aus, dass die abhängige Variable des Bezirks durch die entsprechenden Werte des 
Nachbarbezirks beeinflusst wird. Der Spatial Lag ρWY berücksichtigt den Durchschnittswert der 
abhängigen Variable Y in den angrenzenden Bezirken35. Der Regressionskoeffizient ρ des 
Spatial Lags bringt zum Ausdruck, wie stark der Zusammenhang der Geburtenrate eines Bezirks 
zur Geburtenrate des Nachbarbezirks ist. W stellt somit die Struktur (Nachbar, ja oder nein) 
und ρ die Stärke der räumlichen Abhängigkeit dar. Durch die Berücksichtigung der räumlichen 
Autokorrelation sind die Residuen u nun unabhängig voneinander, so dass die Schätzwerte der 
Parameter wieder effizient und konsistent sind (vgl. Eckey/Kosfeld/Werner, 2008). 
                                                           
35
 Nicht angrenzende Bezirke werden aufgrund der Gewichtungsmatrix W mit „0“ gesetzt und somit aus 
der Gleichung entfernt. 
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Alternativ wird beim Spatial Error Modell unterstellt, dass der Störterm u des Nachbarbezirks 
einen Einfluss auf den Störterm des eigenen Bezirks ε hat. Beim Spatial Error Modell geht man 
davon aus, dass nicht-modellierte Effekte (wie Messfehler oder nichtberücksichtigte Variablen) 
existieren, die zu einem Spill-over und damit zu räumlich korrelierten Residuen führen. Die 
Gleichung wird wie folgt modelliert: 
 
(3) Y = β0i+β1x1+ β2x2+…+ βpxp+ λWu + ε, 
 
wobei die Gewichtungsmatrix W hier dem Fehlerterm zugeordnet wird und ε nun die 
gewünschten Eigenschaften besitzt. λ bringt zum Ausdruck, wie stark der Zusammenhang des 
Störterms zum Störterm des Nachbarbezirks ist.  
Da der Moran’s I signifikant positiv von null verschieden ist, muss die räumliche 
Autokorrelation im Schätzansatz Berücksichtigung finden. Es bleibt allerdings zu fragen, 
welcher Schätzansatz gewählt werden soll: Das Spatial Lag oder das Spatial Error Modell. Eine 
Antwort liefern die robusten Lagrange-Multiplier-Tests (vgl. Florax/Rey, 1995). Sie testen den 
jeweiligen Einfluss der regionalen Abhängigkeite im Modell und berücksichtigen, dass es auch 
einen Einfluss der jeweils anderen Komponente gibt. „These tests are labeled robust because 
the test statistics account for the potential presence of a spatial lag or spatially correlated 
errors when testing for the presence of spatially correlated errors or a spatial lag, respectively“ 
(Florax/Nijkamp, 2003, S. 17).  
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8. Ergebnisse der multivariaten Analysen (OLS, SLM, SEM) 
 
Von den über 50 unabhängigen Variablen, die vor dem Hintergrund bisher vorliegender 
theoretischer und empirischer Arbeiten zum Fertilitätsverhalten ausgewählt (vgl. Kapitel 2 und 
5) und für erste Korrelationsanalysen herangezogen wurden (vgl. Kapitel 6), muss für die nun 
folgenden multivariaten Analysen eine Variablenauswahl getroffen werden. Andernfalls käme 
es bei so hoch aggregierten Daten zu einer Überschätzung des Modells. Es wird davon 
abgesehen, die Variablenauswahl „fremdbestimmt“ bzw. mechanistisch durch eine 
Faktorenauswahl oder eine schrittweise Regression zu bestimmen. Zur Kritik dieser 
Vorgehensweise siehe beispielsweise Judd und McClelland (1989) die hierzu folgende Aussage 
treffen: „It is our experience and strong belief that better models and a better understanding 
of one’s data result from focussed data analysis, guided by substantive theory,” 
(Judd/McClelland, 1989, S.204). Folgende Erläuterungen sollen die Variablenauswahl näher 
begründen.  
Grundlegend stellt sich die Frage, ob es bei der Forschungsfrage um die Beurteilung einzelner 
Variablen oder um das best angepasste Modell geht. Da nach den Gründen für die regionalen 
Unterschiede im generativen Verhalten gesucht wird, fällt die Entscheidung zugunsten des 
besten Modells. Als Prüfmaße der Modellgüte wurden das Bestimmtheitsmaß und die F-Werte 
der OLS Schätzung herangezogen.  
Das Bestimmtheitsmaß ist das am häufigsten in der Praxis verwendete Gütekriterium. Es gibt 
den Anteil der durch die Regression erklärten Varianz an. Anders ausgedrückt: Zu welchem 
Anteil kann die Streuung der abhängigen Variable durch die Streuung der Einflussgrößen 
erklärt werden. Die Werte des Bestimmtheitsmaßes können zwischen 0 und 1 liegen, wobei 
Werte nahe 1 eine gute Anpassung der Beobachtungen durch die Regressionsgleichung 
bedeuten. Das Bestimmtheitsmaß darf streng genommen nur zwischen Modellen gleicher 
Anzahl unabhängiger Regressoren verwendet werden, da das Bestimmtheitsmaß von K+1-
Regressoren stets größer ist als das von K-Regressoren (Hasener, 2004). Dieser Nachteil wird 
beim korrigierten Bestimmtheitsmaß vermieden, da dieses den Verlust des Freiheitsgrades 
durch Aufnahme eines weiteren Regressors berücksichtigt.  
 
Henningsen (2008) verwendet als Fit-Maße der Spatial Lag und Spatial Error Modelle zusätzlich 
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die logarithmierte Likelihood und verweist darauf, dass die Auswahl der Gütemaße von der 
gewählten „Philosophie“ abhängt (Henningson, 2008, S. 9). Squared corr. und Variance Ratio 
entsprechen dem korrigierten Bestimmtheitsmaß aus den OLS Regressionen und werden somit 
als Gütekriterium für die Spatial Modelle herangezogen.  
 
Vor diesem Hintergrund wurden über das Programm C++ alle 52 Variablen berechnet und das 
am besten angepasste Modell anhand des korrigierten Bestimmtheitsmaßes und des F-Wertes 
ermittelt. Der Anteil der erklärten Varianz liegt in der OLS Schätzung bei 79%, die Squarred 
Corr in den beiden Spatial Modellen deuten auf eine erklärte Varianz von 83% (Spatial Lag 
Modell) bzw. 80% (Spatial Error Modell) hin. 
 
Die folgende Tabelle 19 gibt die ersten Ergebnisse der multivariaten Analysen wieder. Als 
abhängige Variable wird wiederum die AFR4 verwendet, wobei Spalte zwei die Ergebnisse der 
normalen OLS-Methode darstellt, also ohne Berücksichtigung von regionalen Abhängigkeiten. 
Spalten drei und vier zeigen die Ergebnisse des Spatial Error und Spatial Lag Modells. Der 
Langrange Multiplier (LM) und der robust LM als Test für regionale Abhängigkeiten zeigen, 
dass die Nullhypothese für nicht vorhandene regionale Abhängigkeit verworfen werden kann, 
ergo, es liegt eine regionale Abhängigkeit vor.  Der LM Test für regionale Abhängigkeiten zeigt 
zudem, dass das Spatial Error Modell dem Spatial Lag Modell vorzuziehen ist, da die Werte des 
LM Tests für das Error-Modell entsprechend größer sind. Zudem sind die Log Likelihood Werte 
des Spatial Error Modells besser. Dass das Spatial Error Modell vorzuziehen ist, wird ebenso 
über die Parameter der Modelle deutlich: λ, als Parameter für das Spatial Error Modell, ist 
hoch signifikant, ρ, als Parameter für das Spatial Lag Modell, ist hingegen nicht signifikant. 
Squared corr. und Variance Ration dokumentieren – ähnlich dem Bestimmtheitsmaß der OLS – 
hohe Werte, d.h., die Schätzungen weisen einen hohen Erklärungsgehalt der Varianz auf.  
 
Da ρ insignifikant ist, muss davon ausgegangen werden kann, dass die Geburtenrate eines 
Bezirks nicht von der Geburtenrate eines anderen Bezirks abhängt. Klotz (2004) stellt für seine 
Analyse zu Start-up Unternehmen in deutschen Landkreisen fest, dass durch eine insignifikante 
LM ρ (Spatial Lag) und eine signifikante LM λ-Statistik (Spatial Error), für die Gründung von 
Start-up Unternehmen eher ein räumlicher Prozess in den Störtermen als in der endogenen 
Variable verantwortlich ist. Dies ist in den vorliegenden Ergebnissen ebenso festzustellen: Da 
sowohl die Fit-Maße als auch der Parameter λ des Error-Modells bessere Werte aufweist als 
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beim Lag-Modell, ist anzunehmen, dass die Nichtberücksichtigung von Variablen oder 
Messfehler in einem stärkeren Ausmaß zu räumlichen Abhängigkeiten geführt haben als die 
Einflussnahme benachbarter Regionen.  
 
 

















 (-15.52) (-11.07) (-10.36) 
    
Pflichtschule (Frauen) -0.248*** -0.208*** -0.222*** 
 (-7.60) (-5.08) (-6.55) 
    
Lehrlingsausbildung (Männer) -0.0799*** -0.0694*** -0.0680*** 
 (-5.72) (-3.52) (-4.60) 
    
Uneheliche Geburten -0.0820*** -0.0868*** -0.0784*** 
 (-5.36) (-4.40) (-5.30) 
    
SPÖ (Wahlen 1999) -0.124*** -0.139*** -0.111*** 
 (-8.00) (-7.60) (-6.69) 
    
Konstante 52.87*** 50.77*** 45.98*** 
 (-5.36) (-4.40) (10.57) 
    
 
λ (spatial error parameter) 
   
 0.506***  
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t statistics in parentheses 
*** (**) (*)  
denote  significance at the 1% (5%) and (10%) level. 
 
Quelle: eigene Darstellung 
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Zunächst ist festzustellen, dass sämtliche Koeffizienten in allen drei Modellen signifikant sind. 
Falk und Leoni (2009) stellen in ihrer Analyse zu den regionalen Frauenerwerbsquoten in 
Österreich fest, dass die OLS-Methode den Einfluss der unabhängigen Variablen auf die 
abhängige Variable überschätzt, die Werte fallen bei Berücksichtigung des Spatial Lag oder 
Spatial Error Modells deutlich kleiner aus. Dies kann hier nur teilweise bestätigt werden, nur 
drei der fünf unabhängigen Variablen weisen niedrigere Werte bei den Spatial Lag und Spatial 
Error Modellen aus als bei der OLS.  
 
Der Akademikeranteil insgesamt weist erwartungsgemäß einen negativen Einfluss zur 
regionalen Geburtenrate auf. Gegenüber den Werten der OLS, nimmt der Koeffizient des 
Spatial Error Modells leicht ab. Er ist wie folgt zu interpretieren: Nimmt der Anteil der 
Akademikerinnen und Akademiker an der Gesamtbevölkerung um eine Einheit zu, dann sinkt 
der bedingte Erwartungswert der regionalen Geburtenrate um 0,483 Einheiten, wenn alle 
anderen Faktoren konstant gehalten werden. Dieser Einfluss war auch aus der theoretischen 
Konzeption her erwartet worden. Steigende Bildungsinvestitionen erhöhen die 
Opportunitätskosten und führen zu einem Verzicht auf Kinder oder zu einer Reduktion der 
Kinderzahl. Zudem decken sich die Ergebnisse mit einer Vielzahl von empirischen Studien in 
diesem Bereich (vgl. Huinink, 2000b).  
 
Der Anteil der Frauen mit Pflichtschulabschluss36 weist über alle drei Modelle ein negatives 
Vorzeichen auf, was nicht erwartet worden war. Aufgrund empirischer Ergebnisse (Hank, 2002, 
und Bertram/Henning, 1995) und auch des theoretischen Hintergrunds war ein positiver 
Einfluss angenommen worden. Die Bildungsbeteiligung ist früh abgeschlossen, die 
Opportunitätskosten der Kindererziehung gemessen an entgangenen Verdiensten sind relativ 
gering, da sich die Karrieremöglichkeiten in Grenzen halten. Zudem wurde angenommen, dass 
diese Frauen schon einige Jahre gearbeitet haben und sich somit einem neuen Lebensabschnitt 
(Familiengründung) widmen möchten. 
 
Der Anteil der Männer mit einer Lehrlingsausbildung37 weist ebenso über alle drei Modelle ein 
negatives Vorzeichen auf, was ebenso nicht erwartet worden war. Es wurde angenommen, 
dass hinsichtlich einer Familiengründung mit einer Lehrausbildung die besten Voraussetzungen 
                                                           
36
 Frauen ab 15 Jahren 
37
 Männer ab 15 Jahren 
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existieren und sich somit – auch auf aggregierter Ebene – ein positiver Zusammenhang 
darstellt. Der Einfluss erweist sich zwar als signifikant, aber nicht besonders stark (-0,0694 bzw. 
-0,0680). Dies wird auch bei Betrachtung der Beta-Koeffizienten deutlich (hier nicht 
ausgewiesen), die einen Vergleich der Koeffizienten untereinander möglich machen.  
 
Der Zusammenhang zum Anteil der unehelichen Geburten war in der Form erwartet worden. 
Angenommen worden war, dass ein hoher Anteil an unehelichen Kindern als Indiz für instabile 
Familienverhältnisse gewertet werden und somit abschreckend auf eine Familiengründung 
wirken könnte. Interessant ist an dieser Stelle, dass die Variable zum Anteil unehelicher Kinder 
zu einer der Wenigen gehört, die weder bei den bivariaten noch bei den partiellen 
Korrelationen einen signifikanten Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate aufweisen 
konnte. Dies macht deutlich, wie sehr eine multivariate Analyse die Zusammenhänge ändern 
kann.  
 
Die Variable zu den Wahlergebnissen der SPÖ (1999) erweist sich wie erwartet als negativ 
signifikant. Schon bei den bivariaten und partiellen Korrelationen wies sie einen signifikant 
negativen Zusammenhang auf. Hinsichtlich der zuvor aufgestellten Hypothesen wurde 
angenommen, dass die SPÖ eher in den städtischen Gebieten gewählt wird, hier jedoch auch 
die Geburtenrate geringer ist. Allerdings wiesen auch die partiellen Korrelationen, also nach 
Kontrolle der logarithmierten Einwohnerdichte, weiterhin einen signifikant negativen 
Zusammenhang auf.  
 
Abschließend soll noch auf den Vergleich der besten Variablen mit jenen in den  
Korrelationsanalysen eingegangen werden. Man kann feststellen, dass von den besten 
Variablen mit dem stärksten Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate, nur die Variable 
„Akademikeranteil insgesamt“ vertreten ist, sowohl bei den bivariaten als auch bei den 
partiellen Korrelationen. Die anderen hier ausgewiesenen Variablen stellten sich bei den 
Korrelationsanalysen teilweise nicht einmal als signifikant heraus, wie beispielsweise der Anteil 
unehelicher Kinder. Wie schon bei den bivariaten und partiellen Korrelation insgesamt 
festgestellt werden konnte, finden sich auch bei der multivariaten Analyse wiederum Variablen 
wieder, die zwei grundlegende Einflussdimensionen für Fertilitätsentscheidungen bestätigen: 
Zum einen Werte, Normen und Religion und zum anderen Bildung. 
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Tabelle 20 gibt nun noch zum Vergleich die beste Anpassung im Fall von sechs erklärenden 
Variablen wieder. Es fällt auf, dass vier der fünf Variablen weiterhin vertreten sind, einzig die 
Variable Anteil der Männer mit Lehrlingsausbildung ist nicht mehr vorhanden. Dies weist auf 
ein insgesamt konsistentes Modell hin. Bei den sechs Variablen zeigt sich als einzige Variable 
mit positivem Einfluss zur regionalen Fertilität, der Anteil der ArbeiterInnen. Der Einfluss ist 
hoch signifikant und weist beim Spatial Error Modell einen Wert von 0,198 auf. Neben dem 
Anteil der ArbeiterInnen ist zusätzlich noch die Variable Anteil der Männer mit 
Pflichtschulabschluss ins Modell aufgenommen worden. Sie weist ebenso, wie die Variable 
zum Anteil der Frauen mit Pflichtschulabschluss, einen negativen Zusammenhang zur 
regionalen Geburtenrate auf. Dieser Zusammenhang war jedoch im Vorfeld erwartet worden: 
Es wurde angenommen, dass Männer als Ernährer der Familie ein bestimmtes Einkommen 
aufweisen müssen. Auch unabhängig von der Ernährerrolle, könnten diese Männer für Frauen 
zur Familiengründung unattraktiv sein.  
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Tabelle 20: Regressionsergebnisse des OLS, Spatial Lag und Spatial Errror Modells für fünf und 
sechs abhängige Variablen 
 
















































































       
Lehrlingsausbildung  -0.0799*** -0.0694*** -0.0680***    
(Männer) (-5.72) (-3.52) (-4.60)    
       
Uneheliche Geburten -0.0820*** -0.0868*** -0.0784*** -0.117*** -0.105*** -0.113*** 
 (-5.36) (-4.40) (-5.30) (-7.11) (-5.37) (-7.33) 
       
SPÖ -0.124*** -0.139*** -0.111*** -0.137*** -0.144*** -0.114*** 
(Wahlen 1999) (-8.00) (-7.60) (-6.69) (-9.40) (-8.49) (-7.09) 
       
Konstante 52.87*** 50.77*** 45.98*** 44.45*** 42.36*** 36.16*** 
 (-5.36) (-4.40) (10.57) (21.12) (17.66) (10.13) 
       
 
λ (spatial error 
parameter) 
      
 0.506*** 
(4.26) 








         
 

































































t statistics in parentheses 
*** (**) (*)  
denote  significance at the 1% (5%) and (10%) level. 
 
Quelle: eigene Darstellung 
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Sowohl der LM Test, als auch der Robust LM Test weisen für das Spatial Error Modell einen 
hoch signifikanten Wert auf. Die Nullhypothese, dass keine räumliche Autokorrelation vorliegt, 
kann somit verworfen werden. Wiederum zeigt der LM Test, dass dem Spatial Error Modell 
dem Vorzug gegeben werden muss. Dies spiegelt sich auch in den Log Likelihood Werten 
wider.  
 
Bei Betrachtung der Fit-Maße fällt auf, dass das Modell mit den sechs Variablen im Gegensatz 
zum Modell mit fünf Variablen zwar ein höheres korrigiertes Bestimmtheitsmaß bei der OLS-
Schätzung aufweist (0,8183 zu 0,7869), der F-Wert fällt jedoch geringer aus. Da die 
Entscheidung in beiden Modellen zugunsten des Spatial Error Modells ausfällt, und hier sowohl 
die Squared Correlation als auch die Variance Ratio höher ausfällt, wird das Modell mit den 
fünf Variablen als das beste angepasste Modell bestimmt.  
 
Interessant ist an dieser Stelle, dass das Spatial Lag Modell bei den sechs unabhängigen 
Variablen deutlich besser ausfällt, als noch bei den fünf unabhängigen Variablen: Der Spatial 
Lag Parameter ρ wird signifikant, der LM Test für regionale Abhängigkeiten wird – im 
Gegensatz zum vorherigen Modell – ebenfalls signifikant. Der robuste LM Test ist zwar nach 
wie vor nicht signifikant, jedoch trifft dies auch nicht mehr für das Spatial Error Modell zu, 
welches bei den fünf unabhängigen Variablen noch maßgeblich war. Squarred Correlation und 





9. Das Mehrebenenmodell 
 
Kapitel acht untersuchte mittels multivariater Analysen die Einflussfaktoren auf das generative 
Verhalten auf der Kontextebene. Das folgende Kapitel soll nun mittels eines 
Mehrebenenmodells die Individualebene mit einbeziehen. Viele, der in den vorangegangenen 
Kapiteln beschriebenen Einflussfaktoren, üben zwar einen Einfluss auf der Kontextebene aus, 
es ist jedoch davon auszugehen, dass die entsprechenden Zusammenhänge auf der 




Demografische Analysen mit regionalen Aspekten sind rar gesät. Neben der typischen 
Diskussion zur Mikro- und Makroebene konzentrierte sich die demografische Forschung 
jahrelang zunächst mit der Analyse von Makrodaten, später, als in den 40er und 50er Jahren 
mehr Mikrodaten zur Verfügung standen, nahmen dann die Forschungsarbeiten in diesem 
Bereich eine dominante Rolle ein. Geografische Analysen im Sinne von regionalen 
Unterschieden verschwanden jahrelang fast völlig (vgl. Voss, 2007). 
Anfang der 80er Jahre tauchten in der soziologischen und demografischen Forschung vermehrt 
Analysen zu hierarchischen Modellen auf, hier u.a. das Mehrebenenmodell (Voss, 2007, S. 15). 
Diese Modelle erlauben es, die Individualvariablen (Mikroebene) mit den sozialen Einheiten 
(Makroebene) zu verbinden. Diese sozialen Einheiten können Schulen, Unternehmen, 
Nachbarschaften oder eben regionale Einheiten, wie politische Bezirke sein. Paterson und 
Goldstern werfen (1991) gar ein, “almost all data collected in the social sciences have some 
form of inherent hierarchical structure, and this structure should be reflected in the statistical 
models that are used to analyze them” (Paterson and Goldstein, 1991, in Voss, 2007, S. 15). 
 
Die Notwendigkeit eines Mehrebenenmodells wird oftmals durch ein berühmtes Beispiel 
repräsentiert, welches im Bildungsbereich angesiedelt ist. So hängt der Lernerfolg eines 
Schülers nicht nur von den eigenen Leistungen ab (erste Ebene) sondern auch von der Klasse 
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oder Schule in der er unterrichtet wird (zweite und dritte Ebene). Überträgt man dieses 
Beispiel auf die regionalen Fertilitätsunterschiede, so ist die Geburt einer Frau nicht nur 
abhängig von ihren individuellen Eigenschaften (etwa der eigenen Bildung), sondern eben auch 
von Eigenschaften in ihrem Umfeld (etwa von der Bildungsstruktur des Bezirks in dem sie lebt). 
Es wird somit z.B. unterstellt, dass die Wahrscheinlichkeit einen höheren Bildungsweg 
einzuschlagen, in einem Bezirk mit einem überdurchschnittlichen AkademikerInnenanteil 
entsprechend höher ist und somit – indirekt – einen Einfluss auf die Fertilität hat.  
Oberwittler (2002) nennt weitere Beispiele im Zusammenhang mit einer Mehrebenenanalyse: 
Die soziale Interaktion einer arbeitslosen Person ist nicht unabhängig von dem Ort, in dem sie 
lebt. Ist es ein Ort, der selbst von hoher Arbeitslosigkeit geprägt ist? Oberwittler (2002) 
schreibt hierzu: „Anhand einer Mehrebenenverknüpfung von Befragungs- und amtlichen 
Daten lässt sich zum Beispiel zeigen, dass Jugendliche in Regionen mit ungünstigen 
Arbeitsmarktbedingungen häufiger Gewalt ausüben als in anderen Regionen (Bellair et al., 
2003), oder dass das Viktimisierungsrisiko in Stadtvierteln ab einer bestimmten 
Armutskonzentration nicht-linear ansteigt (Lauritsen/White, 2001) jeweils unter 
Berücksichtigung der sozialen Komposition und individuellen Eigenschaften der Befragten.“ 
(Oberwittler, 2002, S. 14). So könnte auch beispielsweise der Ausländerstatus des Nachbarn 
auf der individuellen Ebene einen geringen, auf der Kontextebene (als Ausländeranteil) einen 
sehr hohen Einfluss auf die wahrgenommene Vertrauenswürdigkeit der Nachbarschaft haben.  
Oberwittler (2002) spricht in diesem Zusammenhang den „individualistischen Fehlschluss“ an, 
der besagt, dass die zu erklärende Variable ausschließlich durch individuelle Merkmale 
bestimmt wird, das Vorliegen von Kontextmerkmalen, die nicht berücksichtigt werden, somit 
zu einer Verzerrung der Schätzer führt. Jedes Individuum ist jedoch Teil einer hierarchischen 
Struktur (eines Stadtviertels, eines Betriebes, einer Region usw.), so dass ein Einfluss dieser 
Struktur nicht ausgeschlossen werden kann (Ditton, 1998, S. 13). Die Beobachtungen sind nicht 
unabhängig voneinander und enthalten somit einen unbeachteten Zusammenhang, eben diese 
weitere Ebene. Ohne Beachtung dieser weiteren Ebene(n) sind die Schätzer des Modells 
verzerrt, da die Annahme der Unabhängigkeit der Beobachtungen nicht mehr gegeben ist.  
Hinsichtlich einer normalen OLS-Schätzung ergeben sich zudem weitere Probleme. Liegt eine 
hierarchische Struktur vor und wird diese in den Schätzungen nicht berücksichtigt, so wird die 
Signifikanz der der Kontextvariablen falsch berechnet. Makroindikatoren liegen für die 121 
politischen Bezirke vor, diese werden jedoch auf 5000 Individualfälle disaggregiert. Da sich das 
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Signifikanzniveau aus dem Standardfehler errechnet und dieser bei 5000 disaggregierten Fällen 
entsprechend klein ist, wird das Signifikanzniveau der Variablen überschätzt. Die 
Kontextvariablen erweisen sich somit als hoch signifikant, ohne dass sie es tatsächlich sind.  
Da aufgrund theoretischer Überlegungen angenommen wird, dass sich Personen innerhalb der 
politischen Bezirke ähnlicher sind, als Personen unterschiedlicher Bezirke, ist die Annahme 
unkorrelierter Residuen verletzt. Diese Probleme ließen sich auch innerhalb einer OLS-
Schätzung beheben, z.B. mittels eines Clustering (vgl. Snijders/Boskers, 1999, S. 23), es 
ergeben sich jedoch auch inhaltliche Probleme. Rechnet man eine Regression über alle 
politischen Bezirke, so geht man davon aus, dass die Übergangswahrscheinlichkeit für ein Kind 
in jedem Bezirk gleich ist. Dies wurde jedoch schon von den theoretischen Überlegungen her 
ausgeschlossen. Möglich wäre es, für jeden Bezirk ein eigenes Modell zu schätzen, dies hat 
jedoch den Nachteil, dass die Variation zwischen den Bezirken nicht analysiert werden könnte, 
was gerade der Zielsetzung der vorliegenden Arbeit entspricht. Diese Probleme können 
umgangen werden, indem man statt einer einfachen OLS-Regression ein Mehrebenenmodell 
verwendet.  
 
9.2. Die Datenbasis 
 
Der Generations and Gender Survey (GGS) 2008/2009 enthält Daten zu 5000 Personen (2000 
männlich, 3000 weiblich). Die Grundgesamtheit bilden deutschsprachige Personen im Alter 
zwischen 18 und 44, die in Privathaushalten leben und in Österreich ihren Hauptwohnsitz 
haben. Österreich beteiligte sich 2008/09 erstmalig an dieser länderübergreifenden, 
vergleichenden, theoriegeleiteten, multidisziplinären Längsschnittstudie mit dem Bestreben, 
Tendenzen der Fertilitätsdynamik und Familienbeziehungen in Österreich erkennen zu können, 
um Grundlagen für politisch zielorientierte Maßnahmen bieten zu können.  
Beim GGS handelt es sich um eine Haushaltsbefragung. Die Respondenten geben neben 
Informationen zur eigenen Person, z.B. zum Bildungsabschluss, auch Informationen über ihren 
Partner bekannt, so dass – bei vollständiger Beantwortung aller Fragen – auch die 
geschlechtsspezifischen Informationen, z.B. Lehrabschluss des Mannes, in voller Höhe 
ausgeschöpft werden können.  
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Wie schon mehrmals erwähnt, handelt es sich bei den Bezirken Österreichs teilweise um sehr 
kleine Regionen, so dass im GGS einige Bezirke zusammen gefasst wurden: Eisenstadt (Stadt), 
Rust (Stadt) und Eisenstadt-Umgebung werden nun als ein Bezirk geführt, zudem sind 
Amstetten und Waidhofen an der Ypps zusammen gefasst. Daher gehen die folgenden 
Analysen von 118 statt (wie bisher) von 121 Bezirken aus. Entsprechend wurden auch im 
Regionaldatensatz diese Bezirke zusammengefasst und das arithmetische Mittel gebildet.  
Die Auswahl der unabhängigen Variablen für das Mehrebenenmodell auf der Kontextebene 
lehnt sich an jene im Spatial Error Modell an. Dort wurden auf Bezirksebene betrachtet: 
Akademikeranteil insgesamt, Anteil der Frauen mit Pflichtschulabschluss, Anteil der Männer 
mit Lehrlingsabschluss, Anteil der unehelichen Geburten, Anteil der Stimmen für die SPÖ 
(Wahlen 1999). Auf der Individualebene werden entsprechende Variablen dem GGS 
2008/2009 entnommen.  
Diese sind:  
• Fachholschul-/Universitätsabschluss (ja/nein) 
• Pflichtschulabschluss der Frau (ja/nein) 
• Lehrabschluss des Mannes (ja/nein) 
• Zum Zeitpunkt der Geburt unehelich (ja/nein) 
 
Da es sich bei der abhängigen Variable um eine binäre Variable handelt (Kind ja/nein), kann 
eine uneheliche Geburt nicht im Modell berücksichtigt werden. Methodisch ergäbe sich hier 
das Problem der perfekten Diskriminierung, da nur Personen von „missing“ verschiedene 
Werte haben können, die auch ein Kind haben. Selbiges Problem ergäbe sich auch beim Alter 
der Geburt: Ein Wert für das Alter der Geburt liegt nur vor, wenn diese Frauen auch ein Kind 
haben (perfekte Diskriminierung für die abhängige Variable Kind=ja). Haben sie kein Kind, 
würden sie ein Alter von 0 aufweisen, was inhaltlich nicht zu interpretieren ist.  
Fragen zur politischen Einstellung sind im GGS nicht enthalten, so dass diesbezüglich keine 
Variable bei den Individualmerkmalen in Betracht kommt. Zusätzlich zu den hier auf der 
Kontext- und Individualebene ausgewählten Variablen sollen in Anlehnung an Hank (2003) 
weitere Individualvariablen hinzugefügt werden. Hank verwendet hierzu das quadrierte Alter, 
Bildung (mit vier Ausprägungen), ob bereits ein Kind geboren wurde (ja/nein), Familienstand 
(ledig, verheiratet) und die Staatsangehörigkeit (Ausländerin ja/nein). Da Hank in seiner 
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Analyse sowohl die Übergangswahrscheinlich zum ersten/zweiten Kind als auch die 
Übergangswahrscheinlichkeit zur Heirat untersucht und die Variable, ob bereits ein Kind 
geboren wurde, ausschließlich der Heiratsanalyse dient, wird diese nicht mit in das Modell 
einbezogen.  
Hank (2003) verwendet in seiner Analyse ein zeitdiskretes logistisches Mehrebenenmodell für 
die Jahre 1984 bis 1999, welches die Wahrscheinlichkeit schätzt, innerhalb eines Intervalls von 
einem Jahr zu heiraten oder ein Kind zu gebären. Im Hinblick auf das Alter unterstellt er einen 
nicht-monotonen Effekt auf die Familiengründung, „d.h. die Wahrscheinlichkeit einer ersten 
oder weiteren Mutterschaft bzw. Ehe sollte zunächst mit dem Alter steigen, um in späteren 
Lebensphasen wieder zu sinken“ (Hank, 2003, S. 9). Da der GGS nur für das Jahr 2008 zur 
Verfügung steht, können hier keine Übergangswahrscheinlichkeiten errechnet werden. Es wird 
angenommen, dass das Alter einen nicht-linearen Einfluss hat, auf die Wahrscheinlichkeit ein 
Kind zu haben. Das Alter geht somit in seiner ursprünglichen Form und als quadrierter Wert in 
die Berechnung ein.  
Der Bereich Bildung ist – zumindest teilweise - über die Variable „Pflichtschulabschluss der 
Frau“ und „Fachhochschul-/Universitätsabschluss“ abgedeckt und wird nur mit diesen zwei 
Variablen verwendet. Hank (2003) verweist hinsichtlich der Humankapitalinvestition explizit 
auf weibliche Personen, so dass zur Analyse der höheren Bildung (Fachhochschul-
/Universitätsabschluss) ausschließlich Frauen verwandt werden.  
 
Er vermerkt zudem, dass Frauen, die sich in Ausbildung befinden, eine geringere 
Wahrscheinlichkeit auf eine Mutterschaft haben. Im GGS stehen hierfür zwei Variablen zur 
Verfügung: erstens, ob sich die Person gerade in Ausbildung befindet und zweitens, ob sie vor 
hat, eine Ausbildung in den nächsten Jahren zu beginnen. Diese Variable enthält vier 
Ausprägungen (ganz sicher nicht, wahrscheinlich nicht, wahrscheinlich ja, ganz sicher ja), 
wobei die beiden ersteren Antwortkategorien zu „nein“ und letztere zu „ja“ zusammengefasst 
werden. In Folge wurde dann die Variable zum aktuellen Ausbildungsstatus mit jener zur 
Ausbildungsabsicht zu einer Variable zusammengefügt, da eine momentane Ausbildung 
zumeist keine gute Grundlage für eine Familiengründung bietet, ebenso die Voraussicht in 
naher Zukunft eine ebensolche zu beginnen.  
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Da sich bei den partiellen Korrelationen der Anteil türkischer Personen als hoch signifikant 
erwies und auch die TFR türkischer Frauen in Österreich wesentlich höher ist, wird bei 
Ausländern auf Personen mit türkischer Staatsbürgerschaft fokussiert. Neben der Variable zur 
Staatsbürgerschaft enthält der GGS auch Angaben zur Muttersprache. Da es vornehmlich 
darum geht, die mutmaßlich traditionellere Wertorientierung türkischer Personen einzufangen 
und es möglich ist, dass Personen die österreichische Staatsbürgerschaft aufweisen, obschon 
sie türkischer Herkunft sind, wir neben den Angaben zur Staatsbürgerschaft auch die 
Muttersprache („türkisch“) zur Identifikation türkischer Ethnizität herangezogen. Eine 
türkische Staatsbürgerschaft mit türkischer Muttersprache weisen 121 Personen im Datensatz 
auf, eine österreichische Staatsbürgerschaft mit türkischer Muttersprache immerhin 130 
Personen. Nur eine Person gibt an, dass sie die türkische Staatsbürgerschaft besitzt und 
deutsch als Muttersprache spricht. Sobald eine Person im Haushalt türkischer Herkunft ist, 
wird dieser als Haushalt mit türkischem Migrationshintergrund klassifiziert. Da somit auch die 
Angaben zur Staatsbürgerschaft bzw. Muttersprache des im Haushalt lebenden Partners hinzu 
kommt, liegen insgesamt 156 Haushalte mit türkischem Hintergrund vor. 
 
Als Individualvariablen ohne Entsprechung in den bisher betrachteten Kontextvariablen 
kommen somit hinzu: 
• Alter 
• Alter quadriert 
• Ausbildung zur Zeit oder in drei Jahren (ja/nein) 
• Türkische Staatsbürgerschaft und/oder türkische Muttersprache (ja/nein) 
 
Als  abhängige Größe wird die Variable zur Anzahl der Kinder verwendet. Hierbei steht nicht 
die genaue Zahl der Kinder im Vordergrund, sondern lediglich die Ausprägung Kind ja oder 
nein.  
 
9.3. Das Modell 
 
Die klassische multiple Regressionsanalyse kann als einfaches Mehrebenenmodell aufgefasst 
werden, in der die abhängige Variable durch Individualmerkmale und Kontextmerkmale 
geschätzt wird. Die eigentlich hierarchische Struktur der Daten – und somit den zusätzlichen 
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Erklärungswert der zwischen den Gruppen variierenden Regressionskoeffizienten – kann hier 
jedoch nicht bestimmt werden (vgl. Snijders/Bosker, 1999). Das Mehrebenenmodell bietet den 
Vorteil, dass der Einfluss der einzelnen Ebenen - d.h. der Anteil der Varianz der abhängigen 
Variable, der durch Variablen einer bestimmte Ebene erklärt werden kann - explizit bestimmt 
werden kann. Ein Beispiel soll diesen Zusammenhang verdeutlichen: Wenn die 
Wahrscheinlichkeit für ein Kind in allen politischen Bezirken gleich ist, aber nicht innerhalb der 
politischen Bezirke, dann kann durch die zweite Ebene („politischer Bezirk“) überhaupt nichts 
erklärt werden. Man könnte somit auf Kontextvariablen auf regionaler Basis verzichten. Haben 
umgekehrt alle Befragten innerhalb eines politischen Bezirks die gleiche Wahrscheinlichkeit für 
ein Kind, kann durch die individuelle Ebene nichts erklärt werden. Solche Aussagen sind mit 
einer einfachen Regressionsanalyse nicht möglich (vgl. Hans, 2006, S. 10). 
Das Mehrebenenmodell liefert zusätzlich Informationen zur Streuung der abhängigen 
Variablen auf den einzelnen Erklärungsebenen. Wie stark unterscheiden sich die einzelnen 
politischen Bezirke hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit auf ein Kind und wie stark 
unterscheiden sich Individuen zwischen den einzelnen politischen Bezirken? Es muss also der 
Anteil der Variation zwischen Individuen innerhalb eines politischen Bezirks, bzw. der Anteil 
der Variation zwischen den politischen Bezirken an der Gesamtvariation bestimmt werden. 
Das folgende Mehrebenenmodell entspricht einem Random Intercept Modell für binäre 
abhängige Variablen (vgl. Guo/Zhao, 2000, Snijders/Bosker, 1999, Kapitel 14). Im Folgenden 
soll nun das einfache Mehrebenenmodell anhand von zwei Ebenen dargestellt werden: 
 
(1) yij = β0 +β1xij + uj + eij 
 
wobei y die abhängige Variable darstellt für die Einheit i auf Ebene eins und die Einheit j auf 
Ebene zwei. Die Konstante wird durch β0 repräsentiert, xij stellt die unabhängige Variable dar 
mit β1 als Koeffizienten und uj repräsentiert die Zufallseffekte auf Ebene zwei (Varianz 
zwischen den Bezirken), eij für die Ebene eins (Varianz innerhalb der Bezirke) (vgl. Guo/Zhao, 
2000, S. 445).  
Da es sich bei der abhängigen Variable „Kind“ (ja/nein) nicht um eine metrische, sondern um 
eine binäre Variable handelt, kommt ein logistisches Mehrebenenmodell zum Tragen. 
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(2)  log[pij / (1 - pij)] = β0 +β1xij  (Level eins Modell) 
β0j = β0 + uj   (Level zwei Modell)  
oder, kombiniert: 
(3)  log[pij / (1 - pij)] = β0 +β1xij + uj 
 
 
wobei pij als die Wahrscheinlichkeit für ein Kind (ja=1) definiert ist: pij = Pr (yij = 1)  
 
9.4. Ergebnisse der multivariaten Analysen 
 
Tabelle 21 stellt nun die Ergebnisse des Mehrebenenmodells dar. In Spalte zwei wird zunächst 
das Nullmodell geschätzt. Dieses Modell wird ohne erklärende Variablen gerechnet, es enthält 
nur die Konstante.  
Die Regressionskonstante 0,152 entspricht dem Erwartungswert eines zufällig gezogenen 
Individuums in einem zufälligen politischen Bezirk. Das leere Modell zeigt hierdurch die 
regionale Variation der Konstanten. Der Anteil der Varianz zwischen den Bezirken an der 
Gesamtvarianz („between context variance“) - im Folgenden mit ρ bezeichnet - weist eine über 
sechsprozentige Variation auf. Die condition number beläuft sich im Nullmodell auf 1,173, in 
den Modellen 2 und 3 auf respektive 23555,163 und 37341,574. Rabe-Hesketh/Everitt (2004) 
sprechen von einem gut spezifizierten Modell, wenn die condition number zwischen 1.67 und 
571 liegt. „The condition number is the square root of the ratio of the largest to smallest 
eigenvalues of the Hessian matrix, with lower condition numbers suggesting a well-identified 
model“ (Rabe-Hesketh et al, 2001, S. 28). Die Condition Number repräsentiert die Kollinearität 
von Kombinationen von Variablen (die relative Größe des Eigenwertes der Matrix). Bei 
Vorliegen von Multikollinearität steigt die Differenz zwischen dem größten und kleinsten 
Eigenwert an und die einzelnen Condition Indices steigen dementsprechend.  
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Tabelle 21: Ergebnisse des logistischen Mehrebenenmodells (Modell 1 bis 3)38 



















































































































Konstante 0.152*** 0.343*** 0.284***                  
 (3.85) (6.29) (5.16) 
Varianz Ebene 1 
Varianz Ebene 2:  





















N 5000 5000 5000 
t statistics in parentheses 
*** (**) (*)  
denote  significance at the 1% (5%) and (10%) level. 
                                                           




Zusätzlich werden nun die Individualvariablen des GGS 2008 aufgenommen (Modell 2). Die 
Variation zwischen den Bezirken nimmt nach Aufnahme der Individualvariablen auf 11,8% zu.  
Bevor die Ergebnisse interpretiert werden, soll zunächst der Intra-Class-Correlation Koeffizient 
(ICC) errechnet werden. Dieser ist ein Zusammenhangsmaß um hierarchische Strukturen zu 
beschreiben. Er beschreibt den Anteil der Gesamtvarianz, der auf die Varianz zwischen den 
Kontexten (hier: Bezirke) zurück zu führen ist. Er gibt somit an wie viel Prozent der Varianz der 
abhängigen Variable maximal durch die Kontextzugehörigkeit „erklärbar“ ist. Der ICC ist 
folgendermaßen definiert: 
(4)  ( ))3/(ˆ 2piρ
ρρ
+
= = 0,0665/(0,0665+3,335)=0,01955 
 
Mit ρ als Level-2-Varianz und π2/3 als Level-1-Varianz. Letztere ist mit π2/3 für logistische 
Modelle fixiert auf 3,29 (vgl. Raabe-Hesketh/Skrondal, 2004, S. 109). Der ICC ist statistisch 
signifikant jedoch äußerst gering. Die Signifikanz des ICC bestätigt, dass neben individuellen 
Merkmalen spezifische Bezirksstrukturen die Wahrscheinlichkeit auf ein Kind beeinflussen (vgl. 
Brandt/Szydlik, 2008, S. 316). Der Wert des ICC ist so zu lesen, dass weniger als 2% der 
Gesamtvarianz auf Bezirksebene anzusiedeln sind. Die im Modell berücksichtigten 
Kontextfaktoren besitzen mithin einen sehr geringen Einfluss auf die Fertilitätsentscheidung. 
Die Bewohner der einzelnen Bezirke verhalten sich im Hinblick auf ihr Fertilitätsverhalten nur 
zu einem geringen Maße ähnlich, Unterschiede sind vor allem individuell geprägt und somit 
von den einzelnen Bezirken weitestgehend unabhängig. 
Modell zwei weist nun die Individualvariablen aus. Wie erwartet, hat das Alter einen stark 
positiven Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit ein Kind zu haben. Dies verwundert nicht, da die 
Wahrscheinlichkeit auf ein Kind mit dem Alter steigt.  
Wie in Kapitel 5.1.4 bereits diskutiert wurde, ist davon auszugehen, dass Personen mit einem 
höheren Bildungsabschluss eine geringere Wahrscheinlichkeit auf ein Kind haben. Dies kann 
hier in Modell zwei nur teilweise bestätigt werden, da der Koeffizient der Variable Uni-
/Fachholschulabschluss  zwar kleiner 1, jedoch nicht signifikant ist. Hinsichtlich der Ergebnisse 
des Spatial Error Modells konnte demgegenüber der theoretische Zusammenhang zwischen 
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höherer Bildung und einer geringeren regionalen Geburtenrate bestätigt werden. Auf die 
Interpretation dieser beiden Ergebnisse wird später in Modell drei eingegangen. 
Es wurde ebenso davon ausgegangen, dass Frauen mit Pflichtschulabschluss eine höhere 
Wahrscheinlichkeit auf ein Kind haben. Es wurde angenommen, dass ihre Opportunitätskosten 
bei einem zeitweiligen Ausstieg aus dem Erwerbsleben gering sind und sie schon mehrere 
Jahre gearbeitet haben, da die Ausbildung in diesen Fällen zumeist frühzeitig im Lebensablauf 
abgeschlossen ist. Auf regionaler Ebene im Spatial Error Modell konnte dieser Zusammenhang 
nicht bestätigt werden, im Gegenteil, der Einfluss erwies sich als signifikant negativ. Auf 
individueller Ebene kann der theoretische Zusammenhang jedoch bestätigt werden: Tabelle 21 
zeigt den eindeutig positiven Zusammenhang zwischen der Wahrscheinlichkeit auf ein Kind 
und dem Pflichtschulabschluss der Frau. Bei Frauen mit Pflichtschulabschluss ist die Chance 
auf ein Kind um das 1,8-fache höher als bei Frauen mit einem anderen Bildungsabschluss. Die 
Variable erweist sich hoch signifikant, auf einem 1%en Niveau. 
Die Lehrlingsausbildung der Männer erwies sich beim Spatial Error Modell auf regionaler Basis 
als hoch signifikant, jedoch mit negativem Vorzeichen, was nicht erwartet worden war. Ein 
Lehrabschluss des Mannes auf individueller Ebene hat in diesem Modell 2 einen signifikant 
positiven Einfluss, was den Überlegungen, dass der Mann einerseits über eine grundlegende 
(Aus)Bildung verfügt, die ihm auf den Heiratsmarkt einen höheren Stellenwert einräumt, 
entspricht. Andererseits vollzieht sich die Argumentation ähnlich wie bei den Frauen mit einem 
Pflichtschulabschluss: Man ist schon länger in diesem Beruf tätig und kann sich einen 
Neuanfang im persönlichen Bereich vorstellen, so dass die Entscheidung für ein Kind leichter 
fällt. Männer mit Lehrabschluss haben somit die besten Voraussetzungen für die Gründung 
einer Familie.  
 
Lebt im Haushalt eine Person mit türkischer Staatsangehörigkeit so liegt eine höhere 
Wahrscheinlichkeit für ein Kind vor. Die Variable erweist sich als hoch signifikant. Eine höhere 
Wahrscheinlichkeit auf ein Kind bei ausländischen Frauen entspricht ebenso den Ergebnissen 
von Hank (2003), jedoch geht dieser nicht explizit von türkischen, sondern insgesamt 
ausländischen Personen aus. Lebt eine Person mit türkischem Migrationshintergrund im 
Haushalt, so ist die Chance auf ein Kind um das 1,36-fache höher als bei Personen mit nicht 
türkischem Hintergrund.  
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Wie schon Neyer et al (2006b) feststellen konnten, liegt eine geringere Wahrscheinlichkeit auf 
ein Kind nicht primär am (höheren) Bildungsabschluss, sondern vielmehr an der längeren 
Bildungsbeteiligung und somit einer aufgeschobenen Familiengründung, die hiermit einher 
geht. Liegt bei Personen somit eine derzeitige oder zukünftige Ausbildung vor, so ist ihre 
Chance auf ein Kind um das 0,317-fache geringer, als wenn sie sich nicht in Ausbildung 
befinden bzw. in den nächsten drei Jahren keine Ausbildung beginnen möchten. Diese Variable 
erweist sich als hoch signifikant.  
 
Modell drei nimmt nun zusätzlich zu den Individualvariablen die Kontextvariablen auf. Die 
Individualvariablen ändern sich nach Hinzufügen der Kontextebene nur unwesentlich, sowohl 
die Vorzeichen als auch die Signifikanzniveaus bleiben konstant. Die condition number weist 
einen Wert von 37341 auf und überschreitet damit deutlich die Grenze eines gut spezifizierten 
Modells. Die Condition Number liefert einen Hinweis auf Multikollinearität, was im Hinblick auf 
die Datenstruktur auf der Hand liegt, da es sich bei den Kontextvariablen um hoch aggregierte 
Daten handelt. Betrachtet man jedoch den VIF (Maß für Multikollinearität, Variance Inflation 
Factor) so liegt dieser mit durchschnittlich 2,49 deutlich unter 10, so dass die Multikollinearität 
kaum von Bedeutung ist. Neben den hoch aggregierten Regionalvariablen ist ebenso das Alter 
mit dem quadrierten Alter hoch korreliert, so dass es zu dieser hohen Condition Number 
kommt.  
 
Der Akademikeranteil insgesamt erweist sich weiterhin als signifikante Variable, allerdings nur 
noch auf einem fünfprozentigen Niveau. Erhöht sich somit der Akademikeranteil um eine 
Einheit, so sinkt die Chance auf ein Kind um das 0,04-fache. Vergleicht man diese 
Regionalvariable nun mit dem entsprechend Pendant auf der individuellen Ebene, so ist das 
Ergebnis überraschend: Auf der Bezirksebene hat der Akademikeranteil einen negativen 
Einfluss auf das generative Verhalten, auf der Individualebene zwar ebenso einen negativen, 
jedoch ist dieser nicht mehr signifikant. Es war erwartet worden, dass der Einfluss der höheren 
Bildung stark negativ ist. Zu vermuten ist, dass die Bildung an sich keine so große Rolle spielt 
hinsichtlich des Geburtenverhaltens, sprich, ein Uni-/Fachholschulabschluss hat auf 
individueller Ebene einen weniger negativen Einfluss als bislang angenommen. Signifikant 
negative Effekte eines akademischen Abschlusses  liegen also zwar auf der Bezirksebene vor, 
jedoch nicht auf der Individualebene. 
 
157 
Mit Bezug auf den Effekt des Akademikeranteils an der Bevölkerung im Wohnbezirk ist 
anzunehmen, dass Bezirke mit einem hohen Akademikeranteil vorwiegend von kinderlosen 
Paaren geprägt sind. Zudem ist zu vermuten, dass es sich um Bezirke mit hohen Miet-
/Eigentumspreisen handelt, da das Einkommen mit dem Bildungsgrad positiv korreliert ist und 
diese Erwartungen auch in die Miet- bzw. Eigentumspreise eingepreist werden. Die könnte 
abschreckend auf Familien wirken, die auf größeren Wohnraum angewiesen sind.  
 
Im Regionaldatensatz wurden auf Geburten pro Jahr zwischen 1998 und 2001 Bezug 
genommen, um Verzerrungen, die sich aufgrund von Umzügen in andere Bezirke ergeben, zu 
vermeiden. Diese Verzerrungen lassen sich im GGS nicht ausschalten. Die abhängige Variable 
„Kind ja/nein“ bezieht sich auch auf ältere Kinder, die unter Umständen geboren wurden, als 
die Eltern noch in einem anderen Bezirk wohnten. Dies kann als Grund für die 
unterschiedlichen Ergebnisse auf Kontext- und Individualebene gesehen werden. Die 
Verzerrungen aufgrund von Umzügen in andere Bezirke ergeben sich letztlich auch für alle 
anderen Individualvariablen.  
 
Ähnlich stellt sich das Ergebnis für den Anteil der Frauen mit Pflichtschulabschluss dar. Die 
Wahrscheinlichkeit auf ein Kind ist in einem Bezirk mit hohem Anteil an 
Pflichtschulabsolventen geringer, auf individueller Ebene liegt jedoch ein stark positiver 
Einfluss vor. Das Ergebnis auf individueller Ebene entspricht dem zuvor aufgestellten 
theoretischen Zusammenhang. Verfügt die Frau über einen Pflichtschulabschluss so ist die 
Wahrscheinlichkeit auf ein Kind um das 1,8-fache höher als bei Frauen mit einem anderen 
Schulabschluss. 
 
Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Lehrlingsausbildung der Männer. Auf regionaler Ebene 
erwies sich dieser Einfluss als negativ. Zwar nur in einem geringen Ausmaß, aber dennoch 
signifikant. Im Mehrebenenmodell ist dieser positiv, jedoch nicht signifikant. Auf der 
individuellen Ebene (Lehrabschluss des Mannes) erweist sich der Zusammenhang als stark 
positiv, was den theoretischen Überlegungen entspricht.  
 
Personen türkischer Herkunft weisen ebenso eine höhere Wahrscheinlichkeit auf ein Kind auf, 
diese ist um das 0,649 fache höher als bei Personen ohne bzw. mit anderem 
Migrationshintergrund. Hinsichtlich der bivariaten Korrelationen erwies sich der Anteil der 
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Türken als nicht signifikant, kontrollierte man jedoch zunächst nach der logarithmierten 
Einwohnerdichte, so wies dieser Anteil einen sehr starken Zusammenhang zur regionalen 
Geburtenrate auf.  
 
Befindet sich die Person in einer Ausbildung oder möchte in den nächsten Jahren eine 
Ausbildung machen, so ist die Wahrscheinlichkeit auf ein Kind um das 0,642-fache geringer als 
bei Personen, die sich nicht in Ausbildung befinden bzw. auf Sicht keine Ausbildung planen. 
Aufgrund der vorhandenen oder avisierten Ausbildung erscheint die Zukunft ungewiss, sie 
bietet noch keine Grundlage zur Gründung einer Familie. Wie oben bereits erwähnt wurde, 
befinden sich gerade jüngere Personen in Ausbildung, die (noch) kein Kind haben.  
 
Im Hinblick auf die höhere Bildung wurde insgesamt immer von einem recht starken negativen 
Zusammenhang ausgegangen. Ob dieser nun von der Bildung an sich oder von der längeren 
Verweildauer im Bildungsbereich ausgeht, sei hier unerheblich. Der stark negative Effekt 
konnte auf Regionalebene bestätigt werden, dieser war selbst noch im Mehrebenenmodell 
signifikant. Auf der individuellen Ebene im Mehrebenenmodell war der Effekt zwar negativ, 
jedoch nicht signifikant. Eine Begründung hierfür liefert das Simpson-Paradoxon (vgl. Kohn, 
2005, S.131 ff.). Dieses beschreibt das Phänomen, dass sich Präferenzen von Teilmengen bei 
unterschiedlicher Gewichtung nach anschließender Zusammenlegung umkehren können. Ein 
Beispiel soll dieses Paradoxon verdeutlichen. In Gemeinde A beträgt das durchschnittliche 
Einkommen der Frauen 3000€, das der Männer 4000€. In Gemeinde B liegt das 
durchschnittliche Einkommen der Frauen bei 3200€, das der Männer bei 4200€. Es lässt sich 
somit feststellen, dass für beide Gruppen das monatliche Einkommen in Gemeinde B höher ist. 
In Gemeinde A beträgt der Anteil der Frauen 30%, in Gemeinde B hingegen 60%. Betrachtet 
man nun das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen der Gemeinde und berücksichtigt nun die 
Zusammensetzung nach Geschlecht, so ergibt sich folgendes Ergebnis: 
 
Gemeinde A: 3000x0,3 + 4000x0,7 = 3700 
Gemeinde B: 3200x0,6 + 4200x0,4 = 3600 
 
Obschon also beide Gruppen in Gemeinde B mehr verdienen, ist das durchschnittliche 
Gesamteinkommen der Gemeinde A höher, da hier der Anteil der Männer höher ist, die 
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wiederum mehr verdienen. Salopp wird das Simpson-Paradoxon auch so  umschrieben: wer 
lokal überall gewinnt, kann global trotzdem verlieren.  
 
In Anlehnung an diese Argumentation soll nun eine Unterteilung der Variable „Uni-
/Fachhochschulabschluss“ nach Geschlecht vorgenommen werden (Tabelle 22). 
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Tabelle 22: Ergebnisse des logistischen Mehrebenenmodells (Modell 4) 
  Modell 4 
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Konstante  0.287*** 
  (5.24) 
Varianzkomponente   
Varianz Ebene 1 
Varianz Ebene 2:  









N  4999 
t statistics in parentheses 
*** (**) (*)  
denote  significance at the 1% (5%) and (10%) level. 
161 
Tabelle 22 gibt nun die Ergebnisse inklusive der Kontrollvariablen „Uni-
/Fachhochschulabschluss der Frau“ und „Uni-/Fachhochschulabschluss des Mannes“ wieder. 
Für die Frauen mit einem Uni-/Fachhochschulabschluss lässt sich ein negativer Effekt auf die 
Wahrscheinlichkeit ein Kind zu  haben ausmachen. Dies entspricht den theoretischen 
Erwartungen. Überraschenderweise lässt sich für die Männer ein signifikant positiver Effekt 
beobachten. Dies kann darauf hindeuten, dass Männer sich weiterhin in der Ernährerrolle 
befinden, die sie auf dem Heiratsmarkt attraktiv macht, da eine höhere Bildung mit einem 
höheren Einkommen und auch einen höheren Arbeitsplatzsicherheit gesehen wird. Des 
Weiteren zeigt es den unterschiedlichen Zusammenhang der Bildung zur Fertilität im Hinblick 
auf das Geschlecht: Für Frauen scheint eine höhere Bildung weiterhin der Familiengründung im 
Weg zu stehen, bei Männern hingegen hat diese einen positiven Einfluss. Auf diesen 
Zusammenhang wird auch bei den familienpolitischen Implikationen in Kapitel zehn 
eingegangen.  
 
Im politischen Kontext erfolgt schon seit Jahren eine Diskussion über die Bereitstellung von 
Kinderbetreuungsplätzen. Leider ist es aufgrund geringer Fallzahlen nicht möglich die Variable 
zu den betreuten Kindern innerhalb eines Bezirks in die multivariate Analyse einzubeziehen. 
Die Datenverfügbarkeit - und hiermit verbunden die Größe der politischen Bezirke – ist ein 
Problem, welches sich durch die gesamt Arbeit zieht. Gerade die Variablen zur 
Kinderbetreuung wären von großem Interesse gewesen, zumal sowohl der theoretische 
Rahmen als auch empirische Ergebnisse anderer Länder auf einen starken Zusammenhang 
zwischen der Bereitstellung von Kinderbetreuungsplätzen und der Fertilität hindeuten. Die 
wissenschaftliche Vorsicht gebietet es jedoch, von dieser Variable in einem multivariaten 
Zusammenhang Abstand zu nehmen.  
Als unabhängige Variable wurde die Ausprägung „Kind ja/nein“ verwandt. Ob ein Kind 
vorhanden ist, verschleiert jedoch den generellen Wunsch überhaupt ein Kind zu wollen. 
Gerade bei jüngeren Personen ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie ein Kind haben sehr gering, 
ein genereller Kinderwunsch ist jedoch nicht per se auszuschließen. Zudem konnte festgestellt 
werden, dass das Alter einen erheblichen Einfluss aufweist, bei älteren Personen ist die 
Wahrscheinlichkeit auf ein Kind entsprechend höher. Der GGS weist im Hinblick auf den 
Kinderwunsch zwei Variablen aus. Einerseits die Frage, ob die Person in Zukunft kinderlos 
bleiben möchte, andererseits die Frage, wie viele Kinder sich der Respondent noch in Zukunft 
wünscht. Diese beiden Variablen weisen folgende Probleme auf: Letztere Frage zum 
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Kinderwunsch wird vornehmlich von denen mit „nein“ beantwortet, die bereits Kinder haben. 
Ein weiterer Kinderwunsch liegt somit nicht mehr vor. Hinsichtlich des generativen Verhaltens 
kann diese Antwort jedoch nicht negativ bewertet werden, da ja bereits ein Kind vorhanden 
ist; ein Kinderwunsch lag somit in der Vergangenheit vor. Unterstellt man diesen Personen, 
dass sie zumindest in der Vergangenheit einen Kinderwunsch hatten, ist die Fallzahl der 
Personen, die sich tatsächlich keine Kinder mehr wünschen und auch keine haben sehr gering 
(411 Personen). Diese Variable kommt somit als abhängige Variable aufgrund der ungleichen 
Besetzung leider nicht in Betracht. Innerhalb einer normalen Regression wäre dies kein 
Problem, jedoch müssen – um einen regionalen Effekt herausfiltern zu können – die Bezirke 
entsprechend besetzt sein39. Selbiges Problem ergibt sich in Bezug zur Frage, ob die Person in 
Zukunft kinderlos bleiben möchte. Auch hier sind die Antwortmöglichkeiten „trifft eher zu“ 
und „trifft voll und ganz zu“ sehr gering besetzt.  
Der Datensatz des GGS enthält weiter Angaben zum früheren Wohnort. Die Respondenten 
wurden gefragt, wo sie überwiegend bis zu ihrem 15. Lebensjahr gewohnt haben. In den 
vorangegangenen Analysen wurden die beiden Datensätze (GGS und der Regionaldatensatz) 
über den aktuellen Wohnort (politischer Bezirk) verknüpft, nun erfolgt dies über den früheren 
Wohnort bis zum 15. Lebensjahr. Hintergrund ist die Vermutung, dass eher der ursprüngliche 
Heimatwohnort eine Person prägt, in welchem sie die ersten Lebensjahre bis zum jungen 
Erwachsenenalter verbracht hat. Dies hätte zur Folge, dass auch der ICC entsprechend größer 
sein müsste. 




= = 0,07330/(0,07330+3,335)=0,0215 
Er gibt somit an, wie viel Prozent der Varianz der abhängigen Variable maximal durch die 
Kontextzugehörigkeit „erklärbar“ ist. Wiederum ist der ICC signifikant aber sehr gering. Im 
vorigen Modell konnte ein ICC unter 2% ausgewiesen werden, hier liegt er leicht darüber.  Der 
frühere Wohnort hat mithin einen sehr geringen Einfluss auf die Fertilitätsentscheidung. Die 
Bewohner verhalten sich im Hinblick auf ihren Herkunftswohnort, bezogen auf ihr 
                                                           
39
 Beispielsweise geben 38 Personen im Bezirk Rohrbach an sich ein Kind zu wünschen, jedoch möchte 
niemand kinderlos bleiben. 
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Fertilitätsverhalten wiederum nur zu einem geringen Maße ähnlich. Unterschiede sind vor 
allem individuell geprägt und somit von den einzelnen Bezirken weitestgehend unabhängig. 
 Die Ergebnisse der Individual- und Kontextvariablen bezogen auf den Herkunftswohnort (hier 
nicht ausgewiesen) unterscheiden sich erstaunlicherweise kaum von denen des ursprünglichen 
Modells. Einzig die Kontextvariable zum „Akademikeranteil insgesamt“ ist zwar weiterhin 
negativ, jedoch nicht mehr signifikant. Es gibt also kaum Unterschiede, ob nun der aktuelle 
Wohnort oder der frühere Wohnort zugrunde gelegt wird.  
Im Hinblick auf die Probleme der Datenverfügbarkeit für die politischen Bezirke könnte eine 
Überlegung sein, dass statt der Bezirke die Bundesländer als Kontextvariablen zugrunde gelegt 
werden. Dies hätte den Vorteil, dass die Qualität der Daten keine Probleme bereiten würde. 
Hinsichtlich eines Mehrebenenmodells sind jedoch mindestens 10 Gruppen erforderlich, 
Österreich besteht jedoch nur aus 9 Bundesländern. Dies könnte umgangen werden, indem 
man Wien aufteilt in die 23 Bezirke. Aufgrund ihrer Größe wäre dies durchaus vertretbar. 
Beispielsweise weist das Burgenland für 2006 insgesamt 2124 Geburten auf, während der 10. 
Bezirk in Wien 1865 Geburten zählt. Dieser Ansatz wäre interessant für zukünftige Arbeiten.  
Ein Kritikpunkt bei Querschnittsdaten ergibt sich aufgrund des Kausalitätsproblems. In der 
vorliegenden Arbeit wurde angenommen, dass ein Ursache-Wirkungs-Prinzip besteht, dass die 
abhängigen Variablen die unabhängige Variable beeinflussen. Dies muss jedoch nicht der Fall 
sein, wie folgendes Beispiel verdeutlichen soll: Es wurde angenommen, dass die 
Wahrscheinlichkeit auf ein Kind geringer ist, sollte die Person sich in Ausbildung befinden oder 
in Zukunft eine Ausbildung aufnehmen. Es ist jedoch ebenso möglich, dass ein Kind die 
Personen daran hindert, eine Ausbildung aufzunehmen. Ursache und Wirkung kehren sich 
somit um.  Eine Lösung liegt in der Verwendung von Panel-Daten, so dass die erneute 
Befragung der Personen des GGS in drei Jahren auch im Hinblick auf Kausalitätsanalysen 
interessant erscheint.  
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10. Familienpolitische Implikationen 
 
Im politischen Spektrum ranken sich die familienpolitischen Diskussionen der letzten Jahre 
vornehmlich um die Bereitstellung von Kinderbetreuungsplätzen. Hinsichtlich der bivariaten 
und partiellen Korrelationen konnte beim Anteil der betreuten Kinder kein positiver 
Zusammenhang zur Geburtenrate festgestellt werden, im Gegenteil, dieser erwies sich sogar 
als stark negativ. Aufgrund der schlechten Datenlage, war es nicht möglich Variablen im 
Hinblick auf gestaltbare politische Handlungsfelder (z.B. Anzahl der Kinderbetreuungsplätze) zu 
analysieren. Es muss somit auf Sekundärarbeiten zurück gegriffen werden. Diese sollen jedoch 
mit der österreichischen Situation verglichen und analysiert werden.  
Hank und Kreyenfeld (2003) untersuchen mittels eines Mehrebenenmodells den Einfluss von 
formeller und informeller Kinderbetreuung in Westdeutschland auf den Übergang zur ersten 
Geburt. Sie stellen fest, dass die informelle Kinderbetreuung durch Verwandte sehr wohl einen 
Einfluss hat, nicht jedoch das öffentliche Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen. „But 
how can we explain the gap between the apparent conceptual significance of public day care 
on the one hand, and the empirical insignificance of ist availability for the decision to have a 
first child in western Germany on the other hand?“ (Hank/Kreyenfeld, 2003, S. 18). Hank und 
Kreyenfeld machen einerseits die teilweise sehr rigiden Öffnungszeiten der Kindergärten dafür 
verantwortlich, die hierdurch eine (volle) Erwerbstätigkeit der Mutter nur schwer ermöglichen. 
Ebenso besteht ein teilweise schlechtes Betreuungsangebot für Schulkinder. Sie weisen darauf 
hin, dass Eltern aus einer Vielzahl von Betreuungsmöglichkeiten wählen können (Vater, 
Mutter, Großeltern, Tagesmutter, Kindergarten etc.), so dass eine eindimensionale 
Betrachtung im Hinblick auf die Anzahl der Betreuungsplätze nicht ausreicht.  In diesem 
Zusammenhang soll zudem auf den Einwand von Taskinen (2000) hingewiesen werden, die 
hinsichtlich der institutionellen Kinderbetreuung davon ausgeht, dass diese zwar nicht 
empfängnisfördernd sein wird, aber sehr wohl einen empfängnisverhindernden Charakter 
haben kann.  
Die Arbeiterkammer Österreich weist im Hinblick auf das Betreuungsangebot an 
Kindergartenplätzen einerseits auf fehlende Betreuungsplätze hin (86.000 neu geschaffene 
oder adaptierte Plätz in 2006), andererseits verweist sie auf inadäquate Öffnungszeiten. Die 
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Arbeiterkammer hat hierzu einen Vereinbarkeitsindikator entwickelt (VIF)40, der die 
Erwerbsfreundlichkeit der Kindergärten misst. Die VIF-Kriterien umfassen: Öffnungszeiten von 
40 Stunden pro Woche41, 8 Stunden täglich, mindestens 4 Tage bis 17 Uhr, Angebot für 
Mittagessen. 
Die Arbeiterkammer Österreich (2006) stellt fest: „Je besser die Öffnungszeiten sind, desto 
mehr Frauen entscheiden sich für eine Erwerbstätigkeit.“ Folgende Abbildung soll diesen 
Zusammenhang verdeutlichen. 
 
Abbildung 27: Berufstätigkeit der Mütter nach VIF-Betreuung der Kinder 
 
Quelle: Arbeiterkammer Österreich, 2006, S. 2 
 
Die Abbildung 26 legt nahe, dass Frauen ihre Berufstätigkeit ausdehnen würden, läge eine 
quantitativ und qualitativ hochwertige Betreuung vor. Dies zeigt sich insbesondere beim 
Vergleich der beiden Vollzeitangaben: Ohne VIF-Betreuung wählen nur 24% eine 
Vollzeittätigkeit, mit VIF-Betreuung hingegen 39%, was einer Steigerung von mehr als 60% 
entspricht. Es wird also deutlich, dass neben der Bereitstellung von Kinderbetreuungsplätzen 
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 Für die politischen Bezirke Österreichs liegt kein VIF Indikator vor. 
41
 Genau genommen ermöglicht selbst eine Öffnungszeit von 40 Stunden keine Vollzeiterwerbstätigkeit, 
da noch die Bring- und Abholwege mit eingeplant werden müssen.  
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auch die Rahmenbedingungen, wie Öffnungszeiten, entscheidend für eine Erwerbstätigkeit der 
Mutter ist.  
Im Eurobarometer 2006 wurden Personen in den europäischen Ländern befragt, warum sie die 
Kinderwünsche, die sie mit 20 Jahren  hatten, bisher nicht realisiert haben. Folgende Abbildung 
27 stellt die Gründe hierfür dar. Bei dieser Frage wurden nur Personen ab 25 Jahren befragt. 
 
Abbildung 28: Gründe, warum man weniger Kinder hat als im Alter von 20 Jahren gewünscht 
 
Quelle: Testa, 2006, S. 38 
 
Die Respondenten konnten aus einem vorgegeben Katalog an Antworten wählen, die 
Antwortmöglichkeiten waren jedoch breit gestreut. Die Antwort „still intend to have a child“ 
nimmt bei den Männern den ersten, bei den Frauen den dritten Platz ein. Dies liegt nicht 
zuletzt am Alter bei der Befragung, die Personen wurden ab 25 Jahren befragt, Viele befinden 
sich somit gerade am Anfang der Familiengründung, insbesondere die Männer.  
Betrachtet man die oben angeführten Antworten, so ist eine Frage durchaus berechtigt: Wo 
soll da die Familienpolitik ansetzen? Insbesondere die allgegenwärtige Frage zur 
institutionellen Kinderbetreuung nimmt hier bei den Problemen einen äußerst geringen 
Stellenwert ein. Nimmt man die letzten beiden Antwortmöglichkeiten („still intend to have a 
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child“ und „other“) heraus, so stehen bei beiden Geschlechtern Gesundheits- und 
Partnerschaftsprobleme im Vordergrund, auf die die Familienpolitik augenscheinlich wenig 
eingreifen kann. Im Folgenden soll auf das erste Problem (Gesundheit) eingegangen werden.  
Es ist davon auszugehen, dass es sich bei dieser hohen Anzahl an Personen nicht um „echte“ 
Unfruchtbarkeit handelt, sprich, Personen, die schon immer zeugungsunfähig waren. Es ist 
davon auszugehen, dass hier das Alter der Frau eine große Rolle gespielt hat, ergo, dass das 
biologische Alter für eine Geburt überschritten wurde oder sich zumindest aufgrund eines 
höheren Alters Probleme hinsichtlich der Fruchtbarkeit eingestellt hat. Hier stellt sich 
allerdings die Frage, warum dies so ist, warum Frauen sich erst im späteren Alter für ein Kind 
entscheiden. Wie auch schon Taskinen (2000) anmerkt, stellen die 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten zwar keinen Grund für eine Empfängnisförderung dar, 
fehlende Kinderbetreuungsmöglichkeiten hingegen können jedoch mit einer 
Empfängnisverhinderung einhergehen. Um in der klassischen Lebenslaufabfolge zu bleiben, 
folgt nach der Schulzeit die Ausbildung, dann die Ausübung des Berufs. Für Frauen, die sich 
immer wieder vor die Entscheidung zwischen Kind und Karriere gestellt sehen, wird die 
Entscheidung für ein Kind möglicherweise nach hinten verschoben, sollten sie das Gefühl 
haben, ihre berufliche Zukunft damit aufzugeben oder zumindest längerfristig unterbrechen zu 
müssen. Der stark negative Effekt einer derzeitigen oder zukünftigen Ausbildung im 
Mehrebenenmodell unterstützt diese These. 
Es spielen jedoch nicht nur die tatsächlichen Betreuungsmöglichkeiten eine Rolle, es geht auch 
um eine subjektive Wahrnehmung von fehlenden Betreuungsplätzen, die sich nicht zuletzt 
auch über die Medien überträgt. Dies kann dazu führen, dass die Verlagerung ins spätere Alter 
zu Fruchtbarkeitsproblemen führt. In diesem Zusammenhang kann auch noch einmal der 
Einwand von Hakim (2002, 2000) angebracht werden, dass eine Familienpolitik sehr wohl dazu 
führen kann, dass sich – gerade adaptive Personen – dann in den karriereorientierten oder 
familienorientierten Bereich gedrängt sehen. 
Dass eine Verlagerung ins spätere Alter stattfindet, zeigt sowohl der Anstieg des Geburtsalters, 
als auch der Verlauf der ASFR der einzelnen Bundesländer in den letzten Jahren (siehe Kapitel 
vier). Wie man für Vorarlberg und Tirol feststellen konnte, ist der Peak der Geburten im Jahr 
2007 gekippt, der Höhepunkt liegt also nicht mehr bei der Altersklasse 25 bis 29 Jahre, sondern 
im Alter 30 bis 34.  
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Im Zusammenhang mit den Ergebnissen auf der Regionalebene konnte festgestellt werden, 
dass sich die stärksten Zusammenhänge allesamt im Bereich der Werte und Normen und der 
Bildung fanden. Der Bereich der Werte und Normen ist ein sehr schwerwiegendes und 
kurzfristig wenig zu beeinflussendes Konstrukt. Gisela Erler, Familienforscherin, schreibt hierzu 
in einem Interview in Deutschland42: „Unser Mutterbild ist sehr tief verankert. Ich sage immer, 
wir sind ein mit Italien, Spanien, Japan und Österreich, wir sind die postfaschistischen Länder 
und der Faschismus hat davon gelebt, dass er das Mutterbild so tief verankert hat in den 
Köpfen, und diese hehre Mutter, die immer da ist und sich aufopfert. Und jetzt zu zeigen, dass 
eine gute Mutter wirklich was anderes sein kann, dass sie eine Frau – ja werden muss – in 
Zukunft – die nicht nur für ihre Kinder lebt, sondern eine Partnerin in der Entwicklung der Kinder 
mit anderen ist ja, das ist ein sehr, sehr tiefer Wandel.“  
Es wird deutlich, dass es sich um eine tief verankerte Denkweise handelt, die nur schwer zu 
durchdringen ist. In diesem Zusammenhang soll auf die Abbildungen 16 und 17 hingewiesen 
werden, welche die unterschiedlichen Einstellungen österreichischer Männer und Frauen zu 
Geschlechterrollen mit schwedischen Männern und Frauen vergleichen. Es wurde hierbei 
deutlich, dass sich Einstellungen weniger  zwischen unterschiedlichen Altersgruppen 
unterscheidet (Gruppe der 15 bis 39 Jährigen vs. Gruppe der 40 bis 65 Jährigen) und eher die 
unterschiedliche Länderzugehörigkeit ausschlaggebend war. Auch dies ist ein starker Hinweis 
auf tief manifestierte Werte und Normen im Hinblick auf die Kinderbetreuung. Wie schon 
weiter oben angedeutet wurde, wurde die Diskussion über einen frühzeitigen Wiedereinstieg 
der Mütter in das Erwerbsleben in Schweden in den 70er Jahren diskutiert. Betrachtet man das 
Antwortverhalten schwedischer Männer und Frauen der Abbildungen 16 und 17 im Vergleich 
zu dem österreichischer Männer und Frauen, so wird deutlich, dass veränderte 
familienpolitischen Anforderungen sehr wohl zu veränderten Einstellungen zum Thema 
„working mom“ geführt haben.  
In Österreich können die tief verankerten Werte und Normen Frauen vor das Problem „Kind 
oder Karriere“ stellen: Einerseits sind eben diese Vorstellungen von der perfekten Mutter und 
der perfekten Familie sehr tief verwurzelt, andererseits unterliegen sie jedoch den 
Anforderungen der Arbeitswelt und eben hier ein aktives Mitglied zu sein. Wie schon der 
Arbeitsklimaindex zeigt (Kapitel 5.1.7.), weisen gerade hoch gebildete Frauen eine hohe 
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Arbeitsplatzzufriedenheit auf, welche dazu führt, dass der Job in direkter Konkurrenz zu einem 
Kind gesehen wird.  
Wie muss aber nun eine Familienpolitik gestaltet sein, um dieses Dilemma zu durchdringen? 
Einerseits müssen natürlich entsprechend viele Betreuungsplätze zur Verfügung gestellt 
werden, um eine besser Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu gewährleisten. Dies allein 
reicht jedoch nicht aus, da sich Frauen nach wie vor in dem Kind-oder-Karriere Dilemma 
befinden, so sie den strikten Vorstellungen der perfekten Mutter unterliegen. Wie schon das 
Beispiel Schweden gezeigt hat, wurde die dortige Diskussion zum Thema, wie lange man sich 
der ausschließlichen Kinderbetreuung widmen sollte, in den 70er Jahren geführt. Die 
Einführung des einkommensabhängigen Kindergeldes, welches auf ein Jahr beschränkt ist, ließ 
den Frauen keinen Entscheidungsspielraum mehr. Natürlich ist es möglich, länger als dieses 
eine Jahr aus dem Job auszusteigen, aber das Kindergeld wird nicht weiter gezahlt, die 
staatliche Unterstützung – und somit auch staatliche Förderung - entfällt. Frauen, die sich für 
ein Kind entscheiden, haben somit gar keinen Spielraum mehr, in dem sie sich hinsichtlich ihrer 
eigenen - und auch von außen aufoktroyierten - Normen und Werte bewegen, die 
Entscheidung ist somit klar: Ein Jahr Kinderbetreuung, danach zurück in den Job. Ausgehend 
von Frauen, die noch keine Kinder haben, ist dieses eine Jahr ein überschaubarer Zeitraum. 
Zieht man in Betracht, dass die Arbeitsplatzzufriedenheit hoch ist, man zuvor mehrere Jahre in 
(Aus)Bildung investiert hat, ist ein Ausstieg aus dem Job für 30 Monate (längste Variante des 
Kinderbetreuungsgeld in Österreich) ein äußerst langer Zeitraum und im Hinblick auf eine 
berufliche Entwicklung recht lang. Geht man einen Schritt weiter und legt die zwei-Kind-
Familie zugrunde - die auch in Österreich favorisiert wird - so können aus den 30 Monaten 
auch 60 Monate werden.  
Seit dem 1.1.2008 gibt es auch in Österreich das einkommensabhängige Kindergeld, jedoch mit 
unterschiedlichen Bezugsvarianten: 15+3 Monate43 mit einem Kindergeld von 26,60 Euro pro 
Tag, 20+4 mit einem Kindergeld von 20,80 Euro pro Tag und 30+6 Monate mit 14,53 Euro 
täglich. Einerseits wollte man hiermit den unterschiedlichen Bedürfnissen der Eltern eingehen, 
andererseits stehen die Eltern – und hier vornehmlich die Mütter – wieder vor dem oben 
beschriebenen Dilemma, sich zwischen diesen drei Varianten und somit auch zwischen Kind 
und Karriere entscheiden zu müssen. Folgen sie also eher dem zugrundeliegenden Mutterbild 
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 Die Zusatzmonate ergeben sich dann, wenn der Partner zu Hause bleibt und die Betreuung 
übernimmt. 
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entscheiden sie sich für die längste Variante, diese steht jedoch wieder in direkter Konkurrenz 
zu einem Beruf, den man gerne ausgeübt hat und auch in Zukunft gerne ausüben möchte. 
Zudem liegt eine Zuverdienstgrenze von 16.200 Euro pro Jahr (2007) für das 
Kinderbetreuungsgeld vor und bei Überschreitung dieser Grenze muss das gesamte KBG 
zurück gezahlt werden. Für die Ausübung eines Vollzeitjobs vor Beendigung des KBG-Bezugs 
besteht somit für viele Familien kein Anreiz, das Gegenteil ist der Fall, da bei einem 
entsprechend gut dotierten Job das KBG als Einnahme entfällt.  
Setzt man die Ergebnisse des Mehrebenenmodells zum Bereich der Bildung in Zusammenhang 
zur Abbildung 22 zur Arbeitsplatzzufriedenheit von Frauen in Österreich, so kann dieser 
Zusammenhang abermals bestätigt werden: Frauen, die in ihrem Job weniger zufrieden sind 
(Frauen mit Pflichtschulabschluss)44 entscheiden sich eher für ein Kind, während bei Frauen 
mit Uni-/Fachhochschulabschluss keine höhere Wahrscheinlichkeit auf ein Kind vorliegt. Dieser 
ist sogar leicht negativ, jedoch nicht signifikant.   
Eltern den Entscheidungsspielraum zu nehmen – insbesondere wenn es um Familie und Kinder 
geht - ist gerade im Hinblick auf politische Entscheidungsträger ein schwieriger Vorstoß. Es 
sollte jedoch nicht außer Acht gelassen werden, dass gerade die demografischen 
Entwicklungen der letzten Jahre dazu führen werden, dass die Erwerbsquote der Frauen 
erhöht werden muss. Schon allein deshalb sollte die Familienpolitik eine rasche Rückkehr von 
Müttern auf den Arbeitsmarkt favorisieren.  
Im Mehrebenenmodell hatte die Variable zur gegenwärtigen bzw. zukünftigen Ausbildung den 
stärksten negativen Einfluss. Auch im Hinblick auf eine familienpolitische Empfehlung muss 
darüber nachgedacht werden, ob nicht hier eingegriffen werden kann und auch werden sollte. 
Zwar stellt Neyer (2006b) fest, dass gerade in den skandinavischen Ländern zunächst eine 
adäquate Ausbildung erfolgt, Personen dann anschließend im Beruf gefestigt sind und sich 
somit auch in der Lage sehen, die Familie zu ernähren (auch im Hinblick auf ein 
einkommensabhängiges Kindergeld), dennoch stellt sich die Frage, warum eine zielwirksame 
Familienpolitik nicht auch früher, vor dem Hintergrund einer Ausbildung, ansetzen sollte. Hinzu 
kommt, dass das lebenslange Lernen einen wichtigen Teil des Lebens einnimmt und man sich – 
überspitzt formuliert – ständig in Ausbildung befindet.  
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 Diese wiesen bei der Arbeitsplatzzufriedenheit über die Jahre eine unterdurchschnittliche 
Zufriedenheit auf. 
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Zu fragen wäre weiterhin, wie die Träger der Familienpolitik gestaltet sein müssten. Wie weiter 
oben schon festgestellt wurde, teilen sich die familienpolitischen Leistungen in 
Bundesleistungen (z.B. das Kinderbetreuungsgeld) und Landesleistungen (z.B. 
Betreuungsplätze) auf, wobei die Länder diese teilweise an die Gemeinden delegieren. 
Letzteres hat insofern seine Berechtigung, da angenommen wird, dass die Gemeinden den 
Bedarf ihrer Bevölkerung am besten abschätzen können. Im Hinblick auf die Ergebnisse des 
Mehrebenenmodells, bei denen festgestellt werden musste, dass ein nur geringer regionaler 
Einfluss vorliegt, und die Entscheidung für ein Kind eher von individuellen Merkmalen geprägt 
ist, wird von einer Familienpolitik auf Landesebene abgesehen. Dies auch deshalb, weil 
familienpolitische Leistungen hier zum Spielball der Politik werden können. So wurde der §15 
a-Vertrag zwischen Bund und Ländern, der eine Ausweitung für Betreuungsplätze vornehmlich 
unter Dreijähriger vorsah und zudem die Förderung von Ganztagsplätzen in einem stärkeren 
Ausmaß als die Förderung von Halbtagsplätzen vorsah, von den SPÖ-regierten Ländern 
unterstützt und unterzeichnet, während die ÖVP-regierten Länder dieses Vorhaben 
boykottierten. Hierbei geht es auch um die Bedienung der eigenen Klientel, die sich natürlich 
ebenso auf Bundesebene einstellen kann.  
Weiters ist anzumerken, dass es sich bei den politischen Bezirken in Österreich um 
Verwaltungseinheiten handelt, die über keine Selbstverwaltungsrechte verfügen. Das 
Selbstverwaltungsrecht ermöglich eine eigenverantwortliche Gestaltung, die somit auf 




Die vorliegende Arbeit untersuchte die Einflüsse auf das generative Verhalten, wobei ein 
Hauptaugenmerk auf regionale Unterschiede auf Bezirksebene in Österreich gelegt wurde. 
Zunächst wurde der theoretische Rahmen konstruiert, in dem sich Überlegungen hinsichtlich 
des generativen Verhaltens widerspiegeln. Weiters wurde ein Datensatz mit 52 unabhängigen 
Variablen aufgebaut (entnommen der Volkszählung 2001), bei denen im Hinblick auf die 
Theorie angenommen wurde, dass sie einen Einfluss auf das generative Verhalten ausüben.  
Erste deskriptive Auswertungen ergaben teilweise recht starke regionale Unterschiede sowohl 
hinsichtlich der Geburtenraten als auch der über 50 unabhängigen Variablen. Durch bivariate 
und partielle Korrelationen wurde deutlich, dass regionale Einflüsse einen teilweise sehr 
starken Zusammenhang zur regionalen Geburtenrate aufweisen. Es konnte festgestellt 
werden, dass sich die Variablen mit dem stärksten Zusammenhang zur regionalen 
Geburtenrate allesamt im Bereich Bildung und der Werte und Normen finden.  
Da die politischen Bezirke nicht unabhängig voneinander betrachtet werden können und sich 
spillover-Effekte zwischen den Regionen ergeben können, musste auf eine normale OLS-
Analyse verzichtet werden. Der Aspekt der spillover-Effekte auf räumlicher Basis spiegelt sich 
in der räumlichen Ökonometrie wider, so dass zur multivariaten Analyse Spatial Error und 
Spatial Lag Modelle herangezogen wurden. Hinsichtlich der über 50 unabhängigen Variablen 
ergaben sich mittels des höchsten R² und F-Werte fünf unabhängige Variablen, die sowohl bei 
der simplen OLS, als auch bei den Spatial Lag und Spatial Error Modellen die besten Werte 
aufwiesen. Auch diese fünf Variablen stammen aus dem Bereich Bildung und Werte und 
Normen.  
Mittels eines logistischen Mehrebenenmodells wurde dann die Kontextebene mit der 
Individualebene zusammen gefügt. Für die Individualebene wurden Variablen aus dem 
Generations and Gender Survey 2008/2009 (GGS) verwandt. Die Auswahl der Variablen im 
Modell erfolgte über die entsprechenden besten Variablen des Spatial Error Modells. 
Beispielsweise erwies sich auf der Kontextebene der Akademikeranteil als hoch signifikant, so 
dass auf der Individualebene die Variable „Uni-/Fachholschulsabschluss: ja/nein“ zum Tragen 
kommt. Zusätzlich orientiert sich die Auswahl der Variablen an der Arbeit von Hank (2003), der 
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ebenfalls das generative Verhalten auf Individualebene und Kontextebene in Deutschland 
(Kreise) untersucht.  
Die Ergebnisse des Mehrebenenmodells bringen überraschende Ergebnisse zu Tage: So ist 
beispielsweise der Einfluss der Akademikerquote eines Bezirks nach wie vor signifikant negativ 
hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit auf ein Kind, jedoch hat eine höhere Bildung im 
individuellen Bereich einen signifikant positiven Einfluss bei den Männern, bei den Frauen 
hingegen ist der Einfluss negativ, jedoch nicht signifikant. Dies könnte auf eine Art 
Selbstselektion hindeuten: (noch) kinderlose Akademiker, die in bestimmten Bezirken leben, 
aber die nicht generell - also auf individueller Ebene - eine geringere Wahrscheinlichkeit auf 
ein Kind aufweisen. Zudem muss beachtet werden, dass es sich bei der Variable „Kind“ ebenso 
um ältere Kinder handelt, so dass Verzerrungen, die sich aufgrund von Umzügen ergeben, 
nicht ausgeschlossen werden können. Der Aspekt der Umzüge konnte für den 
Regionaldatensatz ausgeschlossen werden, da hier nur die Geburten pro Jahr verwandt 
wurden.  
Einen stark positiven Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit für ein Kind weisen die Variablen zum 
Pflichtschulabschluss der Frau, zum Lehrabschluss des Mannes und bei einem türkischen 
Migrationshintergrund auf. Dies entspricht den theoretischen Überlegungen im zweiten 
Kapitel.  
Es kann insgesamt festgehalten werden, dass die Ergebnisse zu einem Großteil denen von 
Hank (2002, 2003) entsprechen: Die Wahrscheinlichkeit für ein Kind ist eher auf der 
individuellen als auf der Kontextebene zu finden. Dies zeigt auch der sehr geringe Intra-Class-
Correlation Koeffizient (ICC), der – bezirksübergreifend - auf ein ähnliches Verhalten der 
Personen hindeutet.  Dies bedeutet, dass sich Personen unabhängig von ihrer Region ähnlich 
hinsichtlich der Entscheidung für ein Kind verhalten und dies eben aufgrund ihres individuellen 
Hintergrunds und nicht ihrer regionalen Zugehörigkeit. Hank konnte auf der Regionalebene in 
seinem Mehrebenenmodell keine signifikante Kontextvariable feststellen, hier erweist sich 
zumindest der Akademikeranteil als signifikant. Dies deutet darauf hin, dass die 
Variablenauswahl auf Kontextebene genauer erfolgen sollte. Gerade im Hinblick auf 
Mehrebenenmodelle, die in den letzten Jahren vermehrt Einzug hielten, sollte auf die Auswahl 
der Regionalvariablen geachtet werden. Häufig wird den Individualvariablen große Beachtung 
geschenkt, auch hinsichtlich des theoretischen Hintergrunds, hingegen hat es bei den  
Regionalvariablen den Anschein, als würden sie recht willkürlich hinzugefügt werden. 
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Allerdings ist zu beachten, dass auf der regionalen Ebene die Datenverfügbarkeit oftmals 
Schwierigkeiten bereitet.  
Die deskriptiven und multivariaten Analysen machen deutlich, dass rein deskriptive 
Betrachtungen zu völlig falschen Interpretationen führen können. Im Hinblick auf die hier 
vorliegenden Korrelationsergebnisse und auch die rein deskriptiven Ergebnisse für 
Deutschland (Hank 2002, Bertram 1995, Bertram/Henning 1995, Nauck 1995) kann von einem 
sehr starken Einfluss der regionalen Zugehörigkeit ausgegangen werden. In den multivariaten 
Analysen kann dies nicht bestätigt werden, im Gegenteil, der Einfluss ist – wenn überhaupt - 
äußerst gering.  
Der GGS wird in drei Jahren (2011/2012) dieselben Personen erneut befragen. Hier können 
dann Modelle zu Übergangswahrscheinlichkeiten auf eine Geburt geschätzt werden, wobei 
bessere Aussagen hinsichtlich der Einflussfaktoren auf die Fertilität möglich sind. Im Hinblick 
auf den Regionaldatensatz kann auf die Volkszählung 2011 verwiesen werden, so dass dann 
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Allgemeine Fertilitäts- bzw. Fruchtbarkeitsrate (AFR): Lebendgeborene insgesamt auf 1.000 
Frauen im gebärfähigen Alter. 
 
Altersspezifische Fertilitäts- bzw. Fruchtbarkeitsziffer (ASF) (nach fünfjährigen 
Altersgruppen): Lebendgeborene nach Altersgruppen der Mütter auf 1.000 Frauen gleichen 
Alters. (Die Lebendgeborenen von unter 20jährigen Müttern sind auf 1.000 Frauen im Alter 
von 15 bis unter 20 Jahren bezogen, jene von 45- und mehrjährigen Müttern auf 1.000 Frauen 
im Alter von 45 bis unter 50 Jahren.) 
 
Durchschnittliches Heiratsalter: Arithmetisches Mittel des Alters der Eheschließenden. 
Durchschnittliches Fertilitätsalter (DFA): Arithmetisches Mittel der Altersverteilung der 
Fertilitätsziffern für einjährige Altersgruppen. 
 
Durchschnittsalter der Mütter: Arithmetisches Mittel des Alters der Frauen im Zeitpunkt der 
Geburt eines Kindes. 
Gesamtfertilitätsrate (Total Fertility Rate, TFR): Die Gesamtfertilitätsrate eines Kalenderjahres 
gibt an, wie viele lebendgeborene Kinder eine Frau zur Welt bringen würde, wenn im Laufe 
ihres Lebens dieselben altersspezifischen Fertilitätsverhältnisse herrschen würden wie in dem 
betreffenden Kalenderjahr (und wenn von der Sterblichkeit der Frau abgesehen würde). Sie 
eignet sich als Prognosewert für die schließliche Kinderzahl einer am Beginn des gebärfähigen 
Alters stehenden Frau nur dann, wenn in den nachfolgenden Kalenderjahren die 
altersspezifischen Fertilitätsziffern unverändert bleiben. In erster Linie stellt sie einen 
zusammenfassenden Indikator der altersspezifischen Fertilitätsziffern eines Kalenderjahres 
dar, womit sie eine ähnliche Funktion erfüllt wie die Lebenserwartung auf dem Gebiet der 
Sterblichkeit (altersstandardisierter Fertilitätsindex, bei dem die altersspezifischen 
Fertilitätsziffern gleich gewichtet sind). Berechnet wird sie als Summe der Fertilitätsziffern für 
einjährige Altersgruppen (Summe der Quotienten aus den Lebendgeborenen nach einjährigen 
Altersgruppen der Mütter und den Frauen gleichen Alters). 
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Nettoreproduktionsrate (NRR): Sie gibt an, wie viele lebendgeborene Töchter eine Frau zur 
Welt 
bringen würde, wenn im Laufe ihres Lebens dieselben altersspezifischen Fertilitäts- und 
Sterblichkeitsverhältnisse herrschen würden wie in dem betreffenden Kalenderjahr. Sie 
unterscheidet sich von der Bruttoreproduktionsrate (BRR) dadurch, dass hier auch die 
weibliche Sterblichkeit vom Zeitpunkt der Geburt bis in die einzelnen Altersjahre der Mütter 
berücksichtigt wird. Sie gibt an, wieweit eine Müttergeneration durch Töchter ersetzt wird, 
wenn die in der Berichtsperiode herrschenden Fertilitäts- und Sterblichkeitsverhältnisse 
fortdauern würden; der Wert 1 bedeutet dabei vollen Ersatz, d.h. im Wesentlichen, dass die 
Fertilität ausreicht, um die Elterngeneration vollständig durch ihre Kinder zu ersetzen; ein Wert 
von 0,7 bedeutet beispielsweise, dass es zu einer 30- prozentigen Schrumpfung der 
Elterngeneration kommen würde. 
